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Wirtschafts- und Sozialpolitik

Vorbemerkung

Die letzten Jahrzehnte waren durch eine starke 
Suburbanisierung – dem Umzug von Menschen 
und Unternehmen aus der Stadt in das städtische 
Umland – gekennzeichnet. Die damit verbun-
dene Abhängigkeit vom Automobil und der Be-
deutungsverlust der Innenstädte beschleunigten 
den Niedergang des öffentlichen Nahverkehrs. 
Zugleich führte die steigende Verkehrsleistung 
des motorisierten Individualverkehrs zu höheren 
Lärm- und Abgasemissionen und damit zu einer 
Verringerung der Lebensqualität in den Städten 
– was wiederum die Suburbanisierung förderte. 
Die sich in der Folge einstellende Krise der Stadt 
führte zu ineffi zienten Siedlungsstrukturen und 
zu wachsenden Umwelt- und Verkehrsproble-
men. Inzwischen haben sich die Rahmenbedin-
gungen jedoch geändert: Besonders die langfristig 
steigen den Mobilitätskosten, die zunehmenden 
Bemühungen zur Vermeidung von Emissionen 
und die nur begrenzten Infrastrukturinvestitions-
mittel machen heute ein Überdenken der bisheri-
gen Verkehrs- und Siedlungsplanung erforderlich.

Das in den letzten Jahren wieder beobacht-
bare Interesse am Leben und Wohnen in der Stadt 
ebnet den Weg für eine energieeffi ziente Stadt- 
und Verkehrspolitik mit einer höheren Lebens-
qualität für die Menschen. Die Gründe dafür lie-
gen in der Wiederentdeckung innenstadtnaher 
Quartiere von Personen in allen Lebensphasen 
und in den veränderten Mobilitätsbedarfen die-
ser zugezogenen Menschen. Die Stadt steht damit 
vor neuen Herausforderungen, denn es gilt, die 
veränderten Mobilitätsbedarfe zu befriedigen und 
zugleich eine höhere Lebensqualität zu ermögli-
chen. Dies erfordert Anpassungen der Verkehrs- 
und Siedlungs politik sowie ein hochwertiges und 
umfassendes Angebot des öffentlichen Verkehrs. 
Nur so können die Voraussetzungen für eine stär-
kere Rückwanderung in die Städte und für eine 
veränderte städtische Mobilität und damit für 
eine lebenswerte Stadt geschaffen werden. 

Da die Renaissance der Stadt neben dem 
Wohnen auch weitere städtische Funktionen wie 
etwa den Einzelhandel, Bürodienstleistungen, 
Kultur und Freizeit stimuliert, handelt es sich um 
die „Wiedergeburt“ städtischer Qualitäten. Dies 
wird von Unternehmen und Bürgern zunehmend 
als Standortvorteil angesehen und beschleunigt 
damit die „Rückkehr“ in die Städte. 

Aus gesellschaftlicher Perspektive ist diese 
Entwicklung erstrebenswert, da die kurzen Wege 
innerhalb von hoch verdichteten Siedlungsge-
bieten einerseits das Verkehrsaufkommen deut-
lich reduzieren und anderseits den Verkehr auf 
die umwelt- und sozialverträglichen Verkehrsträ-
ger des Umweltverbundes (Fußgänger, Fahrrad, 
Bus und Bahn) verlagern. Da es sich gegenwärtig 
noch nicht um einen stabilen Trend zur Rückkehr 
in die Städte handelt, sondern um eine wün-
schenswerte Perspektive, sind gestaltende Ein-
griffe erforderlich, um einen Wandel zugunsten 
einer nachhaltigen städtischen und verkehrlichen 
Entwicklung einzuleiten und zu stützen. Hierfür 
ist eine gemeinsame politische Zielsetzung von 
Bund, Ländern und Gemeinden notwendig. 

Die vorliegende Studie1 zeigt, wie diesen 
 Herausforderung begegnet werden kann und was 
getan werden muss, um diese Chance bestmög-
lich zu nutzen. Dementsprechend werden we-
sentliche Handlungsansätze für die Politik an-
hand einer Reihe von Strategie- und Maßnah-
menbündeln aufgezeigt, die eine Renaissance der 
städtischen Lebensweise und der städtischen 
 Mobilität ermöglichen. Von besonderer Bedeu-
tung ist hierbei die Zusammenführung von Ver-
kehrs- und Siedlungsplanung zu einer integrier-
ten Stadtverkehrspolitik.

René Bormann
Leiter des Arbeitskreises Innovative 
Verkehrspolitik

1 In einem Workshop wurden wichtige Anregungen für die vorliegende Studie erarbeitet. Neben den Autoren des Gutachtens möchte ich 
mich besonders bei Prof. Dr. Helmut Holzapfel, Universität Kassel, Dr. Ulrich Hatzfeld, Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung und Joan Mirbach, wissenschaftliche Mitarbeiterin von Sören Bartol, MdB, bedanken.
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1. Einleitung

Städte sind „in“: Im Immobilienteil fi nden sich 
Artikel zu trendigen Lofts, der „Spiegel“ kürt 
„Euro pas coolste Städte“ und ein Warenhauskon-
zern verspricht „schöner Shoppen in der Stadt“ – 
Wurden Städte noch vor wenigen Jahren als Aus-
laufmodell abgeschrieben, werden sie nun regel-
recht herbeigeredet. Längst haben auch die Wis-
senschaft und Politik diesen Trend entdeckt und 
sprechen von „Reurbanisierung“ und der „Renais-
sance des Städtischen“. 

Noch vor wenigen Jahren war von der „Krise 
der Stadt“ die Rede und man ging davon aus, dass 
Städte sich im „Siedlungsbrei“ von Vororten, 
stark wachsenden Umlandgemeinden und Ge-
werbegebieten entlang der Autobahnen aufl ösen 
könnten. Viele Experten kritisierten diese Ent-
wicklung zwar als nicht effi zient, sahen große 
Umwelt- und Verkehrsprobleme und fürchteten 
um den sozialen Zusammenhalt. Aber auch bei 
diesen bestand ein großer Pessimismus, der sich 
selbst verstärkenden Suburbanisierung, dem Um-
zug von Menschen und Unternehmen von der 
Stadt in das städtische Umland, etwas entgegen 
setzen zu können: „Sobald Sie erstmal ein Rührei 
in der Pfanne haben, können Sie kein Spiegelei 
mehr daraus machen“ (Marco Venturi; etwa zit. 
in Bölling/Sieverts 2005:94).

Dieser Pessimismus scheint zwar verfl ogen, 
denn es ist ein erster, wenn auch nicht stabiler 
Trend zur Rückkehr in die Städte erkennbar. Ein 
nachhaltiger Wandel der städtischen Entwick-
lung ist aber noch keineswegs sicher. Damit be-
steht die Herausforderung, die Reurbanisierungs-
tendenzen weiter zu verstärken. Zudem sehen 
sich viele Städte derzeit auch ohne einen Zuwachs 
von Bevölkerung und Funktionen mit erheb-
lichen Verkehrsproblemen konfrontiert. Es stellt 
sich somit die Frage, wie diesen Problemen be-
gegnet werden kann und welche Folgen die Re-
urbanisierung für diese Problematik hat.

Mit der vorliegenden Studie widmet sich der 
Arbeitskreis „Innovative Verkehrspolitik“ der 
Fried rich-Ebert-Stiftung dieser Thematik. Im Ein-
zelnen sollen dabei folgende Fragen untersucht 
werden:
• Wie stabil ist der sich gegenwärtig andeutende 

Reurbanisierungstrend? Welche Auswirkungen 
sind angesichts der bisherigen Verkehrs- und 
Siedlungsentwicklung für die städtische Mobi-
lität zu erwarten? 

• Besteht parallel zur städtischen Renaissance 
eine Wiederkehr „urbaner“ Verkehrsträger? 
Wie kann die Verkehrspolitik diese „Renais-
sance städtischer Mobilität“ einleiten? Wo ist 
eine Veränderung gegenüber der gegenwärti-
gen Politik notwendig?

• Kann eine auf Reurbanisierung ausgelegte 
 Stadtentwicklungspolitik bei einer Verringe-
rung von Verkehrsproblemen helfen? Und 
kann die Verkehrspolitik zu einer Verstärkung 
der Reurbanisierung beitragen?

Ausgehend von diesen Fragestellungen wird in 
Kapitel 2 zunächst der bisherige Erkenntnisstand 
zur „Renaissance der Stadt“ mit Schwerpunkt auf 
Bevölkerungsbewegungen dargestellt. Anschlie-
ßend wird die Wechselwirkung von Verkehrs- 
und Siedlungsentwicklung untersucht und ein 
Überblick über aktuelle stadtverkehrspolitische 
Ansätze gegeben (Kapitel 3). Im darauf folgenden 
vierten Kapitel werden mögliche Anpassungen 
der Stadtentwicklungs- und Verkehrs politik dis-
kutiert. Dabei wird anhand der veränderten Rah-
menbedingungen auch die momentane Chance 
untersucht, sowohl in der Stadt- als auch in der 
Verkehrsentwicklung einen umfassenden Wandel 
herbeizuführen, und auf mögliche Probleme ein-
gegangen. Nachfolgend wird der Poli tikansatz 
anhand von sechs Fallstudienstädten angewen-
det und es werden vor Ort bereits bestehende 
Strategien beschrieben (Kapitel 5). Die sechs Fall-
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beispiele sollen dabei helfen, unterschiedliche 
Ausgangsbedingungen in den Kommunen zu be-
rücksichtigen. Dementsprechend wurden die Bei-
spiele so ausgewählt, dass sechs unterschiedliche 
Raumtypen betrachtet werden: Dabei werden mit 
den Metropolen Hamburg und Leipzig, den Groß-
städten Karlsruhe und Kassel sowie den Mittel-
städten Kempten und Bautzen drei verschiedene 
Stadtgrößen jeweils in Wachstums- und Schrump-
fungsregionen untersucht. Anschlie ßend sollen in 
Kapitel 6 wesentliche Hand lungsansätze für die 
Politik in den Kommunen sowie Bund und Län-
dern aufgezeigt werden. In Kapitel 7 werden die 
Ergebnisse der Studie zusammengefasst und ein 
kurzer Ausblick gegeben.

Methodisch handelt es sich bei dieser Unter-
suchung um eine Auswertung und Interpretation 
bestehender Daten und Literatur. Die Studie fo-
kussiert dabei primär auf den Personenverkehr, 
während der insbesondere aufgrund seiner Aus-
wirkungen ebenfalls relevante Güterverkehr nur 
am Rande behandelt werden kann.

Die Studie zeigt, dass die bisherigen Reur-
banisierungstendenzen noch nicht ausreichen, 
um die Verkehrsentwicklung maßgeblich zu be-
einfl ussen. In einigen ostdeutschen Groß- und 
Mittelstädten reicht die Rückwanderung jedoch 
aus, um das bestehende Nahverkehrssystem zu 
stützen. In den meisten westdeutschen Städten 

hingegen dominiert weiterhin die Randwande-
rung – wenngleich in deutlich abgeschwächtem 
Maße. Demnach stehen hier auch weiterhin die 
durch die Suburbanisierung verursachten Ver-
kehrsprobleme im Vordergrund. Allerdings zeigt 
sich auch, dass eine Reurbanisierung der Bevölke-
rung und wesentlicher städtischer Funktionen 
dabei helfen kann, das Verkehrsaufkommen zu 
reduzieren und auf die umwelt- und sozialver-
trägliche Verkehrsträger des so genannten „Um-
weltverbundes“ (Fuß, Rad, Bus und Bahn) zu 
 verlagern. Dies würde die Lösung bestehender 
städtischer Probleme im Sinne einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung unterstützen und somit auch 
die Lebensqualität erhöhen, so dass eine sich 
selbst verstärkende Wechselwirkung entstehen 
könnte. Gleichzeitig erscheint die Ausgangssitua-
tion für eine stärkere Reurbanisierung durch eine 
zunehmende Wertschätzung des „Städtischen“, 
langfristig steigende Mobilitätskosten und den 
demografi schen Wandel günstig. Es bedarf aller-
dings einer deutlichen politischen Zielsetzung 
durch Bund, Länder und Gemeinden. Dement-
sprechend werden mehrere Strategie- und Maß-
nahmenbündel aufgezeigt, die bestehende Reur-
banisierungstendenzen stärken und eine Trend-
wende in der Verkehrsentwicklung ermöglichen 
sollen. 
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Reurbanisierung – oder auch die Renaissance des 
Städtischen – ist ein Begriff, der für verschiedene 
Phänomene verwendet wird. Er steht sowohl für 
die Rückwanderung von denjenigen, die zuvor 
die Stadt in das Umland verlassen haben, als auch 
für Konzentrationsprozesse, bei denen die Kern-
städte stärker wachsen oder weniger schrumpfen 
als das Umland. Hierbei bezieht sich diese Ent-
wicklung sowohl auf das Wohnen als auch auf 
weitere städtische Funktionen wie etwa den Ein-
zelhandel, Bürodienstleistungen, Kultur und Frei-
zeit. Zugleich werden unter dem Begriff die Wie-
derentdeckung einer „städtischen Lebensart“ und 
die Wiedergewinnung städtischer Qualitäten ver-
standen, die zunehmend als Wohn- bzw. Stand-
ortvorteil angesehen werden. (Vgl. Siedentop 
2008:195) Innerhalb dieser Studie sollen die Be-
griffe Reurbanisierung und Renaissance der Stadt 
synonym für diese Phänomene verwendet wer-
den. Mit einer solchen „Wiedergeburt“ oder 
„Rückkehr“ ist dabei keineswegs die Wiederher-
stellung eines früheren Zustandes gemeint. Viel-
mehr werden zentrale Elemente der traditionellen 
Stadt und ihres Verkehrssystems für die Herstel-
lung von etwas Neuem verwendet.

Nach einer Darstellung der bisher dominie-
renden Suburbanisierung sollen nachfolgend zu-
nächst wesentliche Anzeichen für eine Renais-
sance des Wohnens und Arbeitens in der Stadt 
dargestellt werden. Diese sollen daraufhin an-
hand statistischer Daten überprüft werden. 
Schließlich wird die Reurbanisierung als Heraus-
forderung für eine nachhaltige Stadtentwicklung 
beschrieben. 

Suburbanisierung wird zur Einbahnstraße

Jahrzehntelang zogen insbesondere junge Fami-
lien von kernstädtischen Wohnlagen (einschließ-
lich der Vorortsiedlungen) in das Umland der 
Städte (vgl. insg. Brake et al. 2001). Ein ähnlicher 

Suburbanisierungstrend war auch für den Einzel-
handel zu beobachten. Auf der „Grünen Wiese“ 
entstand eine Vielzahl von Einkaufszentren, die 
die Kaufkraft aus der Innenstadt abzogen und da-
mit traditionelle innerstädtische Einkaufslagen 
in ihrer Existenz bedrohten. Da sich neben dem 
Handel auch weitere städtische Funktionen und 
Arbeitsplätze in der Peripherie ansiedelten, wur-
den die Siedlungsstrukturen in den 1990er Jah-
ren zunehmend polyzentrisch. Diese veränderten 
Strukturen wurden teilweise sogar als neues Leit-
bild der Stadtentwicklung diskutiert (Bölling/Sie-
verts 2005).

Bereits seit Beginn der 1980er Jahre wurden 
die Auswirkungen der Suburbanisierung sowohl 
von Fachleuten als auch von Umweltschützern 
zunehmend als negativ beschrieben. Auf regio-
naler Ebene wurde etwa die „Zersiedlung“ der 
Landschaft, vor allem aber das steigende Ver-
kehrsaufkommen und die mit der Zunahme der 
Fahrtenlänge und -häufi gkeit verbundene steigen-
de Belastung durch Lärm und Abgase kritisiert. 
Weitere Kritikpunkte waren Steuermindereinnah-
men der Kernstädte, die weniger effi zient genutzte 
Infrastruktur und die quartiersbezogene soziale 
Entmischung. (Vgl. etwa BMVBS/BBR 2007)

Urbanes Wohnen: Lebensqualität für immer mehr 
Menschen

Bereits in den 1980er Jahren entstand ein zu-
nächst begrenztes Milieu der so genannten „neu-
en Urbaniten“ (Häußermann/Siebel 1987), deren 
Lebensstil sich am besten in einem städtischen 
Umfeld führen ließ. Insbesondere Studierende 
und junge Akademiker gehörten dazu. Aus heu-
tiger Sicht erscheinen sie als Trendsetter, denn 
durch die Ausdifferenzierung der Lebensstile ist 
die Gruppe derjenigen Personen, die sich bewusst 
für ein Leben in der Stadt entscheiden, mittler-
weile weitaus vielfältiger geworden. So gehören 

2. Auf dem Weg zu einer Renaissance der Stadt?
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nun sogar junge Familien zu den Zuzüglern (vgl. 
auch insg. Brühl 2005) und vor allem die geho-
bene Mittelschicht fragt zunehmend innenstadt-
nahen Wohnraum nach. Entsprechend sind es 
nicht länger nur die gesellschaftlichen Verlierer, 
die in die Kernstädte ziehen. Vielmehr ist städti-
sches Wohnen mittlerweile vor allem in prospe-
rierenden Stadtregionen ein Statussymbol. Zu-
dem wird vermehrt auf die Gruppe der älteren 
Menschen verwiesen, die nach dem Auszug der 
Kinder aufgrund des breiten Kultur- und Freizeit-
angebots einen innerstädtischen Wohnort ihrem 
bisherigen „Häuschen im Grünen“ vorziehen. 
 Diese so genannten „Empty Nesters“ bilden ein 
wesentliches Potenzial für einen Bevölkerungs-
zuwachs in den Städten, wenngleich sie bislang 
vergleichsweise selten umziehen. Trotz der zu-
nehmenden Attraktivität für andere Bevölke-
rungsgruppen bieten die Städte auch weiterhin 
Wohnraum für Geringverdiener und Migranten 
und bleiben das traditionelle Ziel junger Men-
schen, die für ihre Ausbildung oder den Start ins 
Berufsleben ihren Wohnort wechseln. (Vgl. Gatz-
weiler/Schlömer 2008:249–252)

Möglich geworden ist der vermehrte Zuzug, 
weil sich die bisherigen Ursachen der Stadtfl ucht 
deutlich abschwächen: Negative Umwelteinfl üs-
se der Industrie haben erheblich abgenommen 
und der städtische Wohnungsbestand wurde 
 saniert. Zudem hat auch die Politik reagiert: Auf 
kommunaler Ebene wurden etwa innerstädtische 
Entwicklungspotenziale reaktiviert statt neue 
 Eigenheimprogramme aufzulegen. Durch die 
Bundesregierung wurden Anstrengungen unter-
nommen, die steuerlichen Anreize zur Suburba-
nisierung zu begrenzen, beispielsweise durch die 
Kürzung bzw. Abschaffung von Pendlerpau -
schale2 und Eigenheimzulage (Siedentop 2008: 
203–205).

Die verschiedenen Bevölkerungsgruppen su-
chen sich dabei ihre jeweils eigenen Stadtbe-
reiche, wodurch bestehende Ungleichheiten zwi-
schen armen und reichen Stadtteilen verstärkt 
werden. Die veränderten Wohnwünsche der Be-
völkerung gehen mit einer entsprechenden Be-
werbung durch die Immobilenbranche einher. 
Diese erhofft sich von dem Zuzugstrend in die 
Stadt bessere Verwertungsmöglichkeiten für den 
Bestand und Chancen für die Realisierung von 
Neubauvorhaben in gehobenen Preissegmenten.

Renaissance der städtischen Wirtschaft

„Ab in die Mitte!“ – Mit diesem Slogan3 wird mitt-
lerweile in vielen Bundesländern für eine Stär-
kung der Innenstädte geworben. Während es da-
bei vor allem um den Einzelhandel, zum Teil auch 
um Kultur- und Freizeitnutzungen geht, sind es 
auch (Büro-)Dienstleistungen, die verstärkt Flä-
chen in den Zentren nachfragen. Vor allen in den 
Großstädten wurden umfangreich zusätzliche 
Bürofl ächen in der Innenstadt geschaffen. War 
die Schaffung von innerstädtischen Büroimmo-
bilien lange Zeit auf die relativ kleinteilige Inte-
gration von einzelnen Neubauten begrenzt, so 
wurden seit den 1990er Jahren in vielen Groß-
städten umfangreiche Konversionsprojekte auf 
zentral gelegenen Brachfl ächen begonnen. Die 
Unternehmen der Kreativwirtschaft (Medien, 
Marketing, Architektur etc.) betreiben hingegen 
kleinteilige Umnutzungen, da konventionelle 
Bürofl ächen in Preis, Lage und Zuschnitt häufi g 
nicht der Nachfrage dieser Branchen entspre-
chen. Insbesondere in ihrer Gründungsphase 
 erzielen sie deutliche Vorteile aus städtischen 
Standorten (vgl. Siedentop 2008:201–203). 

Im Gegensatz zu dieser vor allem groß-
städtischen Entwicklung besteht in kleineren 

2 Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts über die Neuregelung der Pendlerpauschale vom 9. Dezember 2008 wurden die Bemü-
hungen der Bundesregierung in diesem Bereich zumindest mittelfristig zurückgenommen. Ob die gerichtliche Entscheidung langfristig 
zu einer vollständigen Abschaffung führt, ist derzeit ebenso wenig absehbar, wie die Auswirkungen der Entscheidung für das tatsächliche 
Mobilitätsverhalten. Grundsätzlich ist von einer Stärkung der Suburbanisierungstendenzen auszugehen. Da dies aber von Auswirkungen 
der Finanzkrise überlagert werden könnte, ist eine eindeutige Abschätzung derzeit kaum möglich.

3 Der Slogan steht dabei für eine Initiative, an der sich neben der jeweiligen Landesregierung zumeist der Städtetag, Einzelhandelsvereini-
gungen und einzelne Handelskonzerne beteiligen (vgl. Hatzfeld et al. 2006).
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Städten zumeist eine geringere Nachfrage nach 
Büroimmobilien. Auch benötigen längst nicht 
alle Dienstleistungsunternehmen die Kundennä-
he, Erschließungsqualitäten und Repräsentanz, 
die City-Lagen bieten. Dies gilt etwa für unter-
nehmensbezogene Dienstleistungen für das pro-
duzierende Gewerbe, deren Standorte häufi g in 
unmittelbarer Nähe zu den Produktionsstätten 
und Verteilzentren liegen.

In Einkaufszentren und anderen großfl ä-
chigen Einzelhandelsimmobilien an autogerech-
ten Standorten auf der „Grünen Wiese“ ist heute 
rund ein Drittel der Gesamtverkaufsfl äche zu fi n-
den. Trotz einer stagnierenden Kaufkraftentwick-
lung ist die Randwanderung des Handels mittler-
weile auch auf Grund verstärkter Regulierung 
 gebremst. Aus diesem Grund investiert die Ein-
zelhandelsbranche nun wieder verstärkt in tradi-
tionelle Geschäftszentren – etwa mit dem Bau 
großzügiger „City Malls“ (Falk/Dobler 2003:545–
588). Gemeinsam mit dem allgemeinen Struk-
turwandel können diese „integrierten“ Einkaufs-
galerien  allerdings  bestehende Erosionsprozesse 
im kleinteiligen Einzelhandel verstärken (vgl. 
 Wiezorek 2005, Difu 2006). 

Da heute wieder verstärkt das gemeinsame 
Erleben im Vordergrund steht, haben städtische 
Kultur- und Freizeitangebote einen erheblichen 
Bedeutungszuwachs erfahren. Das veränderte Frei-
zeitverhalten der Stadt- und Umlandbewohner,  
die deutliche Zunahme des Städtetourismus und 
eine neue Wertschätzung der historischen Bau-
substanz haben dazu geführt, dass Aufenthalts-
qualität mit „urbanem Flair“ (etwa durch Außen-
gastronomie und Stadtmobiliar) zunehmend von 
Bedeutung ist. Dabei sind Kultur- und Freizeit-
angebote ein direkter und – als so genannter 
„weicher“ Standortfaktor – indirekter Wirtschafts-
faktor, der zugleich den Freizeitwert und damit 
die Lebensqualität der jeweiligen Stadt erheblich 
steigert. Allerdings nimmt durch die kommerzielle 
Vermarktung auch die kulturelle Vielfalt der 
 Städte tendenziell ab. Dieser Bedeutungszuwachs 
des Standorts Innenstadt wird durch verschie-
dene Formen des City-Marketings, die Schaffung 
von Freizeitangeboten sowie die gestalterische 
Aufwertung des Öffentlichen Raums unterstützt.

Trend zur Reurbanisierung in schrumpfenden und 
wachsenden Regionen

Trotz der beschriebenen Anzeichen gibt es bislang 
nur wenige empirische Belege für eine Reurbani-
sierung. Abgesichert ist jedoch eine deutlich ge-
ringere Intensität der Randwanderung der Be-
völkerung (Gatzweiler/Schlömer 2008:245). Die 
Raumordnungsprognose 2025 geht noch davon 
aus, dass ohne eine entsprechende politische Ein-
fl ussnahme ein verstärkter Rückzug in die Stadt 
nicht zu erwarten ist (vgl. BBR 2008:6-7).

Insbesondere seit 1990 haben die demogra-
fi schen und wirtschaftlichen Unterschiede zwi-
schen den Regionen zugenommen. Dieser Trend 
wird voraussichtlich andauern (BBR 2005), wobei 
nun auch die Attraktivität einzelner ostdeutscher 
Regionen deutlicher hervortritt. Entsprechend 
bestehen auch hinsichtlich der erkennbaren Re-
urbanisierungstendenzen deutliche Unterschiede 
zwischen Wachstums- und Schrumpfungsre gio-
nen, wobei letztere in Ostdeutschland konzen-
triert sind. In schrumpfenden ostdeutschen Ge-
bieten sind die bislang deutlichsten empirischen 
Anzeichen für eine städtische Renaissance zu fi n-
den. Nach einer extremen Suburbanisierungspha-
se zwischen 1994 und 1999, besitzen die Kern-
städte hier seit 2001 die günstigste Bevölkerungs-
entwicklung, während ihr suburbanes Umland 
erstmals Bevölkerungsverluste erlebt. Hingegen 
konnten die Städte in den alten Bundesländern 
mit dem Jahrtausendwechsel erstmals wieder Zu-
gewinne aufweisen, dabei blieb der Bevölkerungs-
zuwachs im städtischen Raum jedoch geringer als 
im suburbanen oder ländlichen Raum. In beiden 
Landesteilen ist somit seit Ende der 1990er Jahre 
eine deutliche Abschwächung der Suburbanisie-
rung erkennbar. (Abb. 1; Siedentop 2008:196)

So verzeichnen etwa seit dem Jahr 2000 auch 
nur mehrere ostdeutsche Groß- und Mittelstädte 
(Herfert 2002, Köppen 2006) einen Zuzug aus ih-
rem jeweiligen Umland, der stärker ist als die 
Fortzüge in diese Gebiete. Diese echte Trendum-
kehr zeigt sich am deutlichsten dort, wo durch 
Alterungs- und Schrumpfungsprozesse periphere, 
dünn besiedelte Räume im weiteren Umland von 
Kernstädten an Attraktivität verlieren (Siedentop 
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2008:196, 203-205). Innerhalb der Kernstädte 
konn ten allerdings eher Gebiete am Stadtrand als 
innerstädtische Quartiere Bevölkerung hinzuge-
winnen. Auch halten die selektiven Wanderungen 
und Alterungsprozesse weiterhin an, so dass ein 
kleinräumiges Nebeneinander wachsender und 
schrumpfender Bereiche entsteht (Gatzweiler et 
al. 2006:12–14, BBR 2007, Siedentop/Wiechmann 
2007).

Reurbanisierung als Herausforderung für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung

Auch wenn allein die Abschwächung der bishe-
rigen Suburbanisierung beachtlich ist, zeigt sich, 
dass zwar vielfältige Anzeichen für eine Renais-
sance der Stadt, aber in den Wanderungsstatisti-
ken noch kein umfassender und klarer Reurbani-
sierungstrend erkennbar ist. Zugleich halten die 
negativen Auswirkungen der Suburbanisierung 
wei ter an, profi tieren die Zentren vieler kleinerer 
Städte noch nicht vom wirtschaftlichen Struk-
turwandel und stellt die Stadtwanderung in 
Schrumpfungsregionen eher eine „Landfl ucht“ 
dar.

Durch die Veränderungen der Wohn-, Ar-
beits- und Einkaufsstandorte zu Gunsten der In-
nenstadt und weiterer kernstädtischer Quartiere 
führt die Reurbanisierung zu einer kompakteren, 
effi zienteren und umwelt- und sozialverträgli-
cheren Siedlungsweise und damit zu einer neuen 
städtischen Lebensqualität. Reurbanisierung ist 
somit weniger ein Trend als vielmehr eine erstre-
benswerte Entwicklung. Sie ist eine gesellschaft-
liche und politische Herausforderung. Für den 
Reurbanisierungserfolg sind sowohl verschiedene 
Bevölkerungsgruppen als Stadtbewohner zu ge-
winnen als auch die Potenziale städtischer Stand-
orte für Unternehmen zu stärken.

In den nachfolgenden Ausführungen zur 
städtischen Verkehrsentwicklung wird unter an-
derem deutlich werden, dass sowohl die Begren-
zung negativer Auswirkungen des Verkehrs als 
auch die Eröffnung zusätzlicher Mobilitätschan-
cen wesentliche Instrumente für eine Unterstüt-
zung der Reurbanisierung darstellen.

Abbildung 1: 

Jährliche Bevölkerungsveränderung in Kernstädten und ihrem engeren Umland 1990–2003 
in Prozent 

Quelle: Müller /Siedentop 2004
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Im vorangegangenen Kapitel wurden Anzeichen 
für eine Renaissance der Städte beschrieben. In 
ganz ähnlicher Weise bestehen in der Verkehrs-
politik und -planung bereits Ansätze für eine Ver-
änderung der Trends, die jedoch bislang nicht 
überall und nicht ausreichend stark umgesetzt 
werden. Dies soll im Folgenden dargestellt wer-
den. Dabei wird zunächst kurz die bisherige Ent-
wicklung des städtischen Verkehrs beschrieben, 
um anschließend auf die Bedeutung der Sied-
lungsstruktur für den Verkehr eingehen zu kön-
nen. Nach einem Überblick über die heutige Ver-
kehrspolitik werden abschließend Herausforde-
rungen für den Stadtverkehr zusammengefasst. 
Dabei werden diese Ausführungen mit den Er-
kenntnissen zur Stadt- und Raumentwicklung aus 
Kapitel 2 verknüpft.

Verkehr als „Erzeuger und Zerstörer der Städte“4

Städte sind nicht denkbar ohne ein funktionie-
rendes Verkehrssystem und erst die verkehrstech-
nischen Entwicklungen der Industrialisierung 
haben Städte in ihrer heutigen Größe und Form 
überhaupt möglich gemacht. Gleichzeitig wur-
den die Städte stets der jeweils aktuellen Ver-
kehrstechnik angepasst – nie jedoch in einem 
vergleichbaren Ausmaß wie durch den autoge-
rechten Umbau ab der Mitte des 20. Jahrhun-
derts: Straßen wurden verbreitert und neue Tras-
sen in die Stadtstruktur „geschlagen“, Parkplätze 
und -häuser gebaut. Gleichzeitig entstand eine 
sich selbst verstärkende Abhängigkeit von einem 
einzigen Verkehrsträger: Dem Automobil. Dies 
führte zu einem Bedeutungsverlust bestehender 
Zentren, was den begonnen Niedergang öffent-
licher Verkehrssysteme beschleunigte. Gleichzei-
tig führten die negativen Auswirkungen der Mas-
senmotorisierung, wie Lärm, Abgase, Unfälle, 

Staus etc., zum einen zu einer Marginalisierung 
des Fuß- und Radverkehrs, zum anderen zu einer 
Verstärkung der Stadtfl ucht von Einwohnern und 
Arbeitsplätzen. Dabei verstärkte die staatliche 
Förder- und Steuerpolitik diesen Trend maßgeb-
lich durch die Subventionierung von Pendlerver-
kehr und Eigenheimbau. (Vgl. insg. Monheim 
2008)

Seit den 1970er Jahren wuchs das Problem-
bewusstsein für die Folgen dieser Entwicklung. 
Neben den Umweltauswirkungen stellte dabei die 
„Unwirtlichkeit der Städte“ (Mitscherlich 1965) 
einen wesentlichen Kritikpunkt dar. In vielen 
Städten wurde deshalb der ÖPNV ausgebaut und 
es wurden Maßnahmen zur innerörtlichen Ver-
kehrsberuhigung durchgeführt. Auf Bundes- und 
Landesebene wurden Richtlinien und Förderpro-
gramme verändert und der Vernetzung von Stadt- 
und Verkehrsentwicklungsplanung größere Bedeu-
tung beigemessen. Die Ausgaben für den Autover-
kehr blieben jedoch weiterhin hoch und an seiner 
generellen Bevorrechtigung wurde nur wenig ge-
ändert. Zugleich führte die verstärkte Wahrneh-
mung der städtischen Verkehrsprobleme dazu, 
dass immer mehr Betroffene aus der Stadt ins 
Umland zogen. Selbst erhebliche Investitionen 
etwa in großstädtische U- und S-Bahnprojekte 
konnten keinen Umstieg in den ÖPNV bewirken 
und die Verkehrsleistung und -menge des motori-
sierten Individualverkehrs (MIV) nahm weiter 
kontinuierlich zu (Abb. 2). Erfolge zeigten sich 
 allerdings dort, wo es mit Einführung von Ver-
kehrsverbünden gelang, auch „wahlfreie“ Ver-
kehrsteilnehmer für den ÖPNV zu gewinnen. Die 
innovativen Ansätze zur Förderung des so ge-
nannten „Umweltverbundes“5 blieben zumeist 
Experimente, die nur vereinzelt und nicht fl ä-
chendeckend umgesetzt wurden. Somit wurden 
auch die Verkehrsprobleme kaum verringert.

10

4 Vgl. den Aufsatz „Transport – Maker and Breaker of Cities“ (Clark 1958).
5 Der Begriff „Umweltverbund“ geht auf Otto-Zimmermann (1986) zurück und bezeichnet die Gesamtheit der als umweltverträglich gel-

tenden Verkehrsmittel des nicht-motorisierten Verkehrs (Fußgänger und öffentliche oder private Fahrräder) sowie öffentliche Verkehrs-
mittel (Bahn, Bus und Taxis) und gemeinsam genutzte PKW (Car-Sharing). Er ist somit der Gegenpart zum motorisierten Individualver-
kehr (MIV).

3. Städtischer Verkehr – Entwicklungen und Probleme
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In den vergangenen Jahren hat sich diese In-
novationskraft zudem deutlich verlangsamt und 
es wurden weniger neue Projekte im „Umweltver-
bund“ begonnen. Gemeinsam mit Mittelkür-
zungen für den ÖPNV bedeutet dies einen Rück-
schritt in der Verkehrspolitik. Andererseits führten 
die mit den Benzinpreisen gestiegenen indivi-
duellen Mobilitätskosten zu einer deutlichen Ver-
änderung des Verkehrsverhaltens und zu einer 
Abschwächung der zuvor beständigen Zunahme 
im Straßenverkehr. So stagnierte der Autoverkehr, 
während im ÖPNV und Radverkehr deutliche 
 Zuwächse zu beobachten waren. Allerdings schei-
nen noch viele PKW-Nutzer bereit zu sein, die 
Verteuerung in Kauf zu nehmen oder sehen keine 
Alternative zum Automobil. Andere schöpfen 
durch eine energiesparende Fahrweise zunächst 
Effi zienzpotenziale aus, wodurch sich an den 
 negativen Folgen des Verkehrs für die Städte we-
nig ändert. Dementsprechend kann nicht davon 
ausgegangen werden, dass durchgreifende Ände-
rungen allein durch steigende Preise geschehen 
könnten. (Vgl. UPI 2008)

Auch der bundesweit prognostizierte Bevöl-
kerungsrückgang allein lässt auf Ebene des Ge-
samtverkehrsaufkommens keine wesentlichen 
Effekte erwarten, da der Rückgang über einen lan-
gen Zeitraum erfolgt (vgl. insg. Jansen 2005:231–
235). Nur in Regionen mit einem besonders ho-
hen Bevölkerungsrückgang ist eine Abnahme der 
Verkehrsmenge zu erwarten. Wesentlich bedeu-
tender sind die Veränderungen der Altersstruktur. 
Die geringe Anzahl junger Menschen führt zu we-
niger Ausbildungsverkehr, während die wachsen-
de Zahl Älterer zu mehr Führerscheinbesitzern, 
aber auch zu einem höheren Anteil derer führt, 
die auf den ÖPNV angewiesen sind. Hieraus erge-
ben sich vor allem veränderte Anforderungen an 
die Qualität des Verkehrs und des Stadtraums. So 
werden beispielsweise im ÖPNV kurze Wege zu 
den Haltepunkten und ein fl ächendeckendes An-
gebot wichtiger, ebenso der alten- und behinder-
tengerechte Ausbau von Haltestellen und Fahr-
zeugen.

Abbildung 2: 

Entwicklung der Verkehrsleistung und -menge des Motorisierten Individualverkehrs
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Auswirkungen der Siedlungsstruktur auf das 
Verkehrsverhalten

Durch die eingangs skizzierte Verkehrs- und Sied-
lungsentwicklung sind heute erhebliche Unter-
schiede im Mobilitätsverhalten der Bevölkerung 
in Abhängigkeit von der Größe ihres Wohnorts 
und der „Urbanität“ ihres jeweiligen Wohnstand-
orts festzustellen.6 Je größer die Gemeinde und je 
städtischer die Wohnlage, desto niedriger ist der 
Motorisierungsgrad der Bevölkerung. Bei der Be-
trachtung nach Ortsgrößenklassen ist eine deut-
lich geringere PKW-Anzahl je Einwohner ab einer 
Stadtgröße von 100.000 Einwohnern festzustel-
len, die bei Städten über 500.000 Einwohnern er-
neut deutlich abfällt. Dabei ist der Anteil der Füh-
rerscheinbesitzer hier in allen Altersgruppen 
ebenfalls geringer, was bedeutet, dass in Groß-
städten viele Menschen vollständig auf eine PKW-
Nutzung verzichten. Betrachtet man die Auftei-
lung des Verkehrsaufkommens nach Verkehrsträ-
gern (Modal Split), ist als Konsequenz eine erheb-

liche Differenzierung zwischen städtischen und 
nicht-städtischen Wohnstandorten feststellbar. 
Während Stadtbewohner die meisten Wege mit 
dem „Umweltverbund“ (63 Prozent Anteil am ge-
samten Verkehr) zurücklegen, wird von Men-
schen aus der Vorstadt oder dem eher ländlichen 
Raum der größte Anteil der Wege durch den mo-
torisierten Individualverkehr (62 Prozent) bewäl-
tigt. Allein der Fußverkehrsanteil der Nicht-Städ-
ter beträgt mit 23 statt 38 Prozent nur etwa die 
Hälfte des Anteils in den Städten. Hinzu kommt, 
dass mit sinkender Gemeindegröße die durch-
schnittlichen Weglängen steigen. (Abb. 3) Damit 
wird die ungünstigere Aufteilung der Verkehrsträ-
ger der Nicht-Stadtbewohner durch die stei-
genden Fahrtenlängen noch verschärft. (Vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2007:29, 31) Andererseits 
zeigt sich, dass die kürzesten Wegstrecken im 
 Autoverkehr nicht in den Groß- sondern in den 
Mittelstädten anfallen. Allgemein ist jedoch da-
rauf hinzuweisen, dass Erwerbsstatus, Einkom-
men und Alter den Motorisierungsgrad stärker 

Abbildung 3: 

Spezifi sche Wegelängen der Verkehrsträger nach Ortgrößenklassen in Kilometer

Quelle: Oeltze et al. 2007:54–56
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6 Wesentliche Grundlage für die nachstehenden Ausführungen ist die Untersuchung „Mobilität 2050“ (Oeltze et al. 2007:48-63), bei der 
wesentliche Kennzahlen der Verkehrsentwicklung nach den politischen Ortsgrößenklassen und drei unterschiedlichen „Urbanitätsklas-
sen“ verglichen wurden. Sie basiert auf Daten der Verkehrserhebung „Mobilität in Deutschland“ (MID) des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bauen und Stadtentwicklung (BMVBS) aus dem Jahr 2002. Die drei Urbanitätsklassen beziehen sich jeweils auf den Wohnstand-
ort der Verkehrsteilnehmer. (Oeltze et al. 2007:48)
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beeinfl ussen als der Wohnstandort. Dies bedeutet 
auch, dass Personen mit geringem Einkommen 
zentrenferne Standorte wegen der höheren Mobi-
litätskosten meiden (vgl. Runge 2005).

Ausgehend von diesen Unterschieden im 
Verkehrsverhalten sowie den zuvor ausgeführten 
Veränderungen der Rahmenbedingungen für den 
Verkehr sind in begrenztem Umfang Voraussagen 
zur zukünftigen Verkehrsentwicklung möglich. 
In einer hierzu durchgeführten Prognose des 
Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu; Oeltze 
et al. 2007) zeigt sich, wie stark diese Entwick-
lungen von politischen, wirtschaftlichen und in-
dividuellen Entscheidungen abhängen. Wird von 
stark steigenden Kosten, schnellem Subventions-
abbau und einer zügigen Reurbanisierung der 
Wohnbevölkerung ausgegangen, so könnte dies 
zu einer für den „Umweltverbund“ günstigeren 
Modal Split-Aufteilung und so zu einer deutlichen 
Reduzierung der Verkehrsleistung der privaten 
Haushalte im motorisierten Individualverkehr 
(minus fünf Prozent bis 2050) führen. Finden 
 diese Veränderungen moderater und langsamer 
statt, so würden sich die Wohnstandorte in den 
wachsenden Regionen konzentrieren und hier  
zu weiterer „Zersiedlung“ führen, während in 
schrumpfenden ländlichen Regionen Entleerungs-
tendenzen festzustellen wären. Dies würde ein 
kontinuierliches Wachstum der Verkehrsleistung 
bedeuten (plus 14 Prozent bis 2050).

Aktueller Stand der Stadtverkehrspolitik

Blickt man ausgehend von der in den vorange-
gangenen Ausführung deutlich werdenden Be-
deutung politischer Entscheidungen auf die heu-
tige Stadtverkehrspolitik, so werden zwei wesent-
liche Probleme offenbar: Zum einen ist sie auf 
Bundesebene durch die Trennung von Stadtent-
wicklungs- und Verkehrspolitik wenig präsent. 
Zum anderen ist sie trotz vielfältiger „alternati-
ver“ Ansätze weiterhin stark auto-orientiert und 
ihr Erfolg bemisst sich zumeist allein an der Leis-
tungsfähigkeit der technischen Infrastruktur.

Die Vermeidung negativer Auswirkungen auf 
Mensch und Umwelt, aber auch eine sozial und 
wirtschaftlich nachhaltige Entwicklung der Ver-
kehrsleistung sind seit längerem fester Bestand-
teil der politischen Rhetorik. In der konkreten 

Politikformulierung aber steht weiterhin die An-
passung des Verkehrssystems an prognostizierte 
Steigerungen der Verkehrszahlen im Vorder-
grund. Die verkehrspolitischen Ziele der Bundes-
regierung sehen entsprechend eine effi ziente 
Nutzung der Verkehrswege durch intermodale 
Verknüpfung und Verkehrslenkung vor. Gleich-
zeitig wird aber auch ein weiterer Ausbau der Ver-
kehrswege angestrebt (vgl. auch Bundesverkehrs-
wegeplan; BMVBW 2003). Verkehrsvermeidung 
wird hingegen nur stark eingeschränkt verfolgt 
(vgl. auch insg. www.bmvbs.de). Die Umwelt- 
und Klimaschutzziele sollen folglich zum größten 
Teil durch eine effi zientere Fahrzeugtechnik er-
reicht werden. Die besonderen Anforderungen 
der Städte sind in den verkehrspolitischen Zielen 
der Bundesregierung bisher ebenso wenig berück-
sichtigt wie im Bundesverkehrswegeplan.

Auf der Ebene kommunaler Verkehrsplanung 
hat sich hingegen die Position einer integrierten 
Betrachtung stärker durchgesetzt. Dabei wird ein 
Dreiklang aus Verkehrsvermeidung, der Verlage-
rung auf umweltfreundliche Verkehrsarten sowie 
einer verträglichen Abwicklung des „notwen-
digen“ Verkehrs gefordert (vgl. etwa Zegartowski 
1997). Gleichwohl hat es in der Umsetzung dieser 
Zielsetzung nur geringe Veränderungen gegeben, 
die proklamierte Verkehrswende ist auch auf städ-
tischer Ebene weitgehend ausgeblieben (vgl. etwa 
Dambach 2006:18).

Die geringe Dynamik bei der Umsetzung des 
Ziels eines stadtverträglichen Verkehrs könnte 
sich nunmehr ändern. Mit der Verschärfung von 
Emissionsgrenzwerten (insbesondere Feinstaub) 
ist nun das Verkehrssystem in den Vordergrund 
gerückt. Auch kommt es durch die weitere Zu-
nahme des städtischen Verkehrs vermehrt zu ei-
ner Überlastung der Straßen. Die knappen Kassen 
der öffentlichen Hand lassen jedoch Straßenaus-
bau innerhalb der Städte nur noch selten zu. Zu-
dem konkurrieren Flächen für den ruhenden Ver-
kehr zunehmend mit anderen Verwertungsmög-
lichkeiten. So hat nicht zuletzt die EU-Kommis-
sion die Thematik aufgegriffen. Im Grünbuch 
„Hin zu einer neuen Kultur der Mobilität in der 
Stadt“ werden für einen „fl üssigen Verkehr in der 
Stadt“ Alternativen zur PKW-Nutzung gefordert. 
Im Wesentlichen wird allerdings auf technische 
Aspekte eingegangen. Die Siedlungsplanung wird 
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zwar als Instrument benannt, Hinweise zu städte-
baulichen Integration des Verkehrs fehlen hinge-
gen weitgehend. (Kommission der Europäischen 
Union 2007:4; Vgl. Tünnemann 2008)

Während die EU hier die Initiative ergreift, 
wird der Verkehr in der Stadtpolitik durch den 
Bund weiterhin sträfl ich vernachlässigt, was nur 
teilweise durch die traditionell kommunale Auf-
gabenwahrnehmung zu erklären ist. Innerhalb 
der „Leipzig-Charta für Nachhaltige Stadtent-
wicklung“ wird städtische Mobilität auf zwei The-
men reduziert: Die „Modernisierung der Infra-
strukturnetze und Steigerung der Energieeffi -
zienz“ und die „Mobilitätschancen von Bewoh-
nern benachteiligter Stadtquartiere“ (vgl. BMVBS/
BBR 2007b). Im Abschnitt über den öffentlichen 
Raum spielt der Verkehr hingegen keine Rolle 
(ISW 2008). Auch im Memorandum für eine Na-
tionale Stadtentwicklungspolitik fi nden sich nur 
wenige Hinweise auf den Verkehr. Hier gibt es 
 lediglich ein Bekenntnis zur „Stadt der kurzen 
Wege“ und einer „Bändigung“ des motorisierten 
Individualverkehrs, um eine hohe Mobilität und 
nutzbare öffentliche Räume zu gewährleisten. 
Konkretisiert werden diese Ansätze jedoch nicht. 
(BMVBS/BBR 2007c)

Herausforderung Stadtverkehr und städtische 
Mobilität

Dieses Kapitel hat gezeigt, dass die wesentliche 
Herausforderung für die Stadtverkehrspolitik in 
den Hinterlassenschaften der Verkehrsentwick-
lung der vergangenen sechzig Jahre liegt. Sie hat 
durch eine durchgreifende Massenmotorisierung 
zu einem Rückgang des Fuß- und Radverkehrs 
aber auch zu einer Verminderung von Qualität 
und Quantität des öffentlichen Verkehrs geführt. 
Die seit den 1970er Jahren erprobten Ansätze 

 einer „alternativen“ Verkehrspolitik haben bis-
lang nicht zu einer „Verkehrswende“ geführt. 
Entsprechend wird etwa durch den Bundesver-
kehrswegeplan 2003 auch weiterhin eine Steige-
rung des Autoverkehrs erwartet (vgl. Jansen et al. 
2005:231, ITP/BVU 2007). Daher besteht die Not-
wendigkeit, der Verkehrsvermeidung, -verlage-
rung und -verträglichkeit Priorität einzuräumen, 
um städtische Mobilität langfristig zu gewährleis-
ten und stadtverträglich auszugestalten. Wenn-
gleich dies primär eine kommunale Aufgabe ist, 
muss sie auch in die staatliche Verkehrswegepla-
nung und Stadtentwicklungspolitik integriert 
werden.

Allerdings wird im unterschiedlichen Ver-
kehrsverhalten von Stadt- und Umlandbewoh-
nern auch der Zusammenhang zwischen Ver-
kehrs- und Siedlungsentwicklung deutlich. So 
scheiterten innovative Ansätze für einen um  welt- 
und sozialverträglicheren, effi zienteren Stadtver-
kehr bislang häufi g an der anhaltenden Rand-
wanderung der Bevölkerung und war der „Um-
weltverbund“ für die Umlandbevölkerung keine 
bequeme Alternative zum Auto. Entsprechend ist 
auch die zukünftige räumliche Verteilung der Be-
völkerung ein wesentlicher Faktor für die Ent-
wicklung des Verkehrsaufkommens. Hinzu kom-
men die gestiegenen Mobilitätskosten und der 
demografi sche Wandel als weitere bedeutende 
Rahmenbedingungen, die jeweils in erheblichem 
Maße durch politische Entscheidungen mit ge-
prägt werden. Diese neuen Bedingungen könnten 
eine Chance für durchgreifende Veränderungen 
im Mobilitätsverhalten sein, die für viele Ver-
kehrsteilnehmer auch ein Mehr an Lebensquali-
tät bedeuten würde – auch da die Gefährdung 
Schwächerer durch den Rückgang des Autover-
kehrs abnimmt und Pendler weniger Lebenszeit 
im Stau verlieren.
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In den vorangegangen Kapiteln wurde zum einen 
die Herausforderung einer Reurbanisierung, zum 
anderen die Notwendigkeit einer „Verkehrswen-
de“ in den Städten deutlich. Im Folgenden soll 
daher ein Politikansatz beschrieben werden, der 
mit den Mitteln einer integrierten Stadt- und Ver-
kehrspolitik eine Renaissance sowohl einer städ-
tischen Mobilität als auch einer urbanen Lebens-
qualität ermöglicht. Hierfür soll zunächst die 
Zielsetzung als Leitvorstellung beschrieben, dann 
das aktuelle Möglichkeitsfenster, aber auch die 
Risiken einer solchen Politik dargestellt werden. 
Schließlich werden wesentliche Aspekte der vor-
geschlagenen Politik aufgezeigt.

4.1 Leitvorstellung für eine Renaissance   
  städtischer Mobilität und Lebensqualität

Wie ausgeführt hat die Siedlungsentwicklung der 
vergangenen Jahrzehnte dazu geführt, dass eine 
städtische Mobilität – also kurze Wege, schnelle 
Erreichbarkeit, Wahlmöglichkeit zwischen Ver-
kehrsmitteln – häufi g nicht mehr möglich ist. 
Auch deshalb beeinträchtigt der Stadtverkehr mit 
seinem Lärm sowie seinen Abgasen und Staus 
 vielerorts die städtische Lebensqualität. Die Ver-
knüpfung der Stadt- und Verkehrsplanung zu 
 einer integrierten Politik bietet eine Chance für 
eine höhere städtische Lebensqualität. Ziel ist 
eine Stadt, in der der Verkehr im Wesentlichen 
eine Dienstleistung für die Stadtbewohner er-
bringt und nicht Selbstzweck auf Kosten der städ-
tischen Qualitäten ist. Diese Leitvorstellung ist 
mehr als ein Gegenmodell zur vorherrschenden 
Suburbanisierung – sie ist vielmehr eine Vision, 
wie der städtische Raum sowie eine urbane Le-
bensweise und Mobilität in Zukunft aussehen 

können. Sie entspricht der traditionellen Form 
der „Europäischen Stadt“, die unter anderem7 

 folgende Eigenschaften umfasst (vgl. etwa Beck-
mann 2007, DST 2007, Schott 2008):
• hohe Dichte: Durch eine kompakte Bauweise 

fi nden viele Menschen sowie ihre Wohn-, 
 Arbeits-, Konsum- und Freizeitorte auf begrenz-
tem Raum Platz.

• Mischung: Die Trennung der Funktionen wird 
weitgehend überwunden. Ebenso leben Men-
schen aus unterschiedlichen Bevölkerungs-
gruppen gemeinsam in einem Quartier.

• Zentralität: Trotz der kleinteiligen Mischung 
bilden sich Zentren von besonderer Bedeutung 
für die Gesamtstadt oder einen Stadtteil 
 heraus.

• Öffentlichkeit: Straßen und Plätze sind öffent-
lich, was ihre freie Aneignung ermöglicht. 

Für die Mobilität der Bewohner bieten diese Ei-
genschaften zwei wesentliche Vorteile, die eine 
höhere Lebensqualität ermöglichen: Größere 
Nähe und geringere Verkehrsbelastung. Die räum-
liche Nähe ermöglicht kurze Wege und eröffnet 
vielfältige Optionen für alle notwendigen Erledi-
gungen und gewünschten Kontakte. Neben einer 
effi zienten Erledigung des Alltags bedeutet dies 
ein schnell erreichbares, vielfältiges Angebot von 
Konsumgütern und Dienstleistungen wie auch 
Kultur- und Freizeitmöglichkeiten (vgl. Frehn 
2005). Dadurch besteht eine hohe Flexibilität 
 gegenüber den Unsicherheiten des Alltags. Diese 
„Anpassungsfähigkeit“ (vgl. auch insg. Holzapfel 
2003:2-4, Brandt et al. 2004) der Stadt ermöglicht 
eine komfortable Bewältigung unterschiedlicher 
Lebenssituationen, zugleich gibt sie auch Raum 
für Kreativität und das Entstehen neuer wirt-
schaftlicher Betätigungsfelder.

4. Renaissance der Stadt – Perspektiven für eine neue Mobilität

7 Zur „Europäischen Stadt“ gehört aber nicht nur die Kompaktheit, Mischung und städtische Lebensweise als bauliche und erlebbare 
Eindrücke, sondern insbesondere auch die bürgerliche Gesellschaft, sozialstaatliche Verfasstheit sowie städtische Geschichtlichkeit 
( Siebel 2005).
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Eine kompakte und gemischte Stadt mit kla-
ren Zentren wird gleichzeitig eine Stadt vielfäl-
tiger, sozial- und umweltverträglicher Mobili-
tätschancen. Denn die veränderten städtischen 
Eigenschaften sowie die stärkere Konzentration 
der Bevölkerung bieten wesentliche Vorteile für 
den „Umweltverbund“. Der Rad- und Fußverkehr 
benötigt kurze Wege und der ÖPNV ist auf eine 
ausreichend hohe Dichte innerhalb des Einzugs-
bereichs seiner Haltestellen angewiesen. Die kür-
zeren Wege und die geringere Abhängigkeit vom 
ÖPNV führen auch dazu, dass die negativen Aus-
wirkungen des Verkehrs verringert werden. Bis-
lang ist der Autoverkehr ein Hauptgrund für die 
Entwertung städtischer Quartiere entlang der 
„Einfallstraßen“. Hingegen sollen die Stadt sowie 
ihre Straßen und Plätze als Lebensraum wahrge-
nommen werden, der durch eine angenehme und 
vielfältig nutzbare Gestaltung eine hohe Aufent-
haltsqualität erhält (vgl. Urban Task Force 1999).

4.2 Chancen und Risiken einer Renaissance  
  städtischer Mobilität und Lebensqualität

Eine Renaissance der Stadt zu einem effi zienten, 
anpassungsfähigen und angenehmen Lebens-
raum wird folglich erst durch eine städtische 
 Mobilität ermöglicht und umgekehrt. Allerdings 
verhinderten bisher sowohl das Verkehrsverhal-
ten die Wohnstandortwahl als auch die durch 
 diese Präferenzen geprägten politischen Entschei-
dungen einen solchen Wandel. Im folgenden Ab-
schnitt soll gezeigt werden, dass die Vorausset-
zungen für positive Veränderungen in der Ver-
kehrs- und Siedlungsentwicklung aktuell wesent-
lich günstiger sind. Zudem sollen auch mögliche 
negative Auswirkungen der hier ansonsten posi-
tiv beschriebenen Perspektive diskutiert werden.

Eine Chance für die Änderung von 
Verkehrsverhalten und Wohnstandortwahl

Sowohl eine Abkehr von der Suburbanisierung als 
auch eine nachhaltigere Mobilität scheinen neu-
erdings möglich. Zum einen sind Städte in der 
Wertschätzung von immer mehr Altersgruppen 
und sozialen Schichten gestiegen. Stadtquartiere 

sind nicht länger nur Behausung für diejenigen, 
die sich den Traum vom „Häuschen im Grünen“ 
(noch) nicht leisten konnten, sondern werden als 
Chance für eine andere Freizeitgestaltung be-
griffen. Zum anderen steigen durch die Verknap-
pung der Rohstoffe und eine zunehmende Inter-
nalisierung von Allgemeinkosten die Mobilitäts-
kosten und damit auch die Aufwendungen des 
suburbanen Wohnens. Wenngleich konjukturelle 
Schwankungen und Spekulationen erhebliche 
Bedeutung für den jeweils aktuellen Benzinpreis 
haben, so wird die Verknappung langfristig in je-
dem Fall zu einer Verteuerung führen. Aus ökolo-
gischen wie fi skalischen Gründen ist die poli-
tische Einsicht gewachsen, die bisherige Sub-
ventionierung deutlich zu reduzieren. Damit be-
einfl ussen die vergleichsweise günstigen Kosten 
des „Umwelt ver bundes“ die Mobilitätsmittel-
wahl nun stärker: Kurze Wege und die Möglich-
keit, nicht auf die Benutzung des Autos angewie-
sen zu sein, fl ießen stärker als bisher in individu-
elle Wohnstandortentscheidungen mit ein. (UPI 
2008) Schließlich wird durch den demografi -
schen Wandel der Anteil der Familien an der 
Haushaltsstruktur geringer. Der wachsende Anteil 
älterer Menschen lässt die Nachfragepotenziale 
für städtische Wohnformen steigen und führt zu 
einer geringeren  Attraktivität solcher ländlicher 
Räume, in denen die Versorgungsqualität der Be-
völkerung allgemein abnimmt. (Vgl. Oeltze et al. 
2007) 

Mögliche Reurbanisierungsprobleme

Trotz der vielen positiven Folgen einer Reurbani-
sierung soll darauf hingewiesen werden, dass 
grundsätzlich Probleme entstehen können, wenn 
die Konzentration der Bevölkerung in den Städ-
ten zunimmt. Allerdings sind zu hohe Nutzungs-
dichten und daraus resultierende niedrige Wohn-
qualität, Überlastungen von Infrastruktursyste-
men sowie erhöhte Emissionen bis auf Weiteres 
nicht zu erwarten. Auch die häufi g kritisch an-
geführte Entmischung unterschiedlicher sozialer 
Schichten, Milieus und von Menschen verschie-
dener ethnischer Herkunft in der Stadt wird nicht 
stärker ausfallen, als dies bei einer anhaltenden 
Suburbanisierung einkommensstarker Haushalte 
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zu erwarten wäre (vgl. Heye/Leuthold 2006). Im 
Gegenteil: Der Zuzug von bisherigen Umlandbe-
wohnern in die Kernstadt ermöglicht eine stär-
kere soziale Mischung und führt zu besseren 
Chancen für sozial Benachteiligte. Dies jedoch er-
fordert die deutliche Formulierung einer entspre-
chenden Zielsetzung.

Zugleich besteht Sorge um den ländlichen 
Raum, der durch eine Konzentration der Bevölke-
rung in den Städten Verlierer der Reurbanisierung 
werden könnte (vgl. Holzinger 1997). Diesem Ar-
gument kann in diesem Rahmen nur entgegenge-
halten werden, dass der bereits bestehende Trend 
einer Entleerung bei einer Fortsetzung der Subur-
banisierung sogar stärker ausfallen würde (vgl. 
Oeltze et al. 2007). 

4.3 Verkehrspolitik für eine 
  Renaissance städtischer Mobilität 
  und Lebensqualität

Wie aufgezeigt, besteht zurzeit eine besondere 
Chance, den dargestellten Wandel in der Ver-
kehrs- und Stadtentwicklung einzuleiten. Nach-
folgend soll deshalb erörtert werden, wie eine 
 solche kombinierte Strategie aus Verkehrswende 
und Reurbanisierung gelingen kann. Der be-
schriebene Politikansatz soll einerseits durch die 
Konzentration von Bevölkerung und städtischen 
Funktionen zu einer Verkehrsreduzierung füh-
ren. Andererseits verändert er den städtischen 
Verkehr so, dass die Lebensqualität in den Städ-
ten deutlich steigt. 

Eine solche Politik soll die bestehende wech-
selseitige Blockade von Verkehrs- und Stadtent-
wicklung überwinden. Sie versucht, Synergien 
zwischen den beiden Bereichen herzustellen, um 
sowohl Städte als auch Mobilität zukunftsfähig 
zu machen. Wie in Kapitel 3 gezeigt, haben eben 
solche Wechselwirkungen zwischen Siedlungs-
erweiterung und dem Ausbau des Verkehrssy-
stems die Entstehung der heutigen Raumstruk-
turen und das aktuelle Verkehrsverhalten erst 
möglich gemacht. Auch deshalb braucht es eine 
ähnliche gemeinsame Anstrengung, um die 
Trendwende möglich zu machen.

Städtische Mobilität

So wie die Rückkehr der Bevölkerung in die Städte 
durch die „Renaissance der Stadt“ mit dem Bild 
der „Europäischen Stadt“ verknüpft ist, braucht 
es auch eine „Renaissance städtischer Mobilität“ 
als Leitvorstellung für den Verkehrssektor. Auch 
hier bietet es sich an, an die Verkehrsträger anzu-
knüpfen, die schon immer Teil des Stadtverkehrs 
waren oder in den Städten entstanden sind: Fuß 
und Rad sowie Bus und Bahn. Und wie bei der 
„Wiedergeburt“ der Stadt geht auch die „Rück-
kehr“ zu den traditionellen Verkehrsträgern mit 
einer technischen Fortentwicklung einher.

Zugleich ist der Stellenwert des Autos deut-
lich zu reduzieren. Es kommt darauf an, dass für 
jeden, der nicht täglich mit dem Auto fahren 
kann oder will, eine Alternative in Form eines 
günstigeren Verkehrsmittels oder eines effi zien-
teren Wohnstandorts angeboten wird. Dies sollte 
nicht als Zwang oder Notwendigkeit wahrge-
nommen werden, sondern als aktive Entschei-
dung. Zum ÖPNV-Nutzer zu werden heißt so vor 
allem, ein Mehr an frei verfügbarer Lebenszeit zu 
besitzen, und in die Stadt zu ziehen bedeutet vor 
allem zusätzliche Lebensqualität. Dies kann nur 
dann gelingen, wenn der Umweltverbund Vor-
rang erhält und dort der Nutzer zum Maß der 
Dinge wird. 

„Verkehrsgerechte“ Stadt

Die dargestellte, neue städtische Mobilität verrin-
gert bestehende Einschränkungen städtischer Le-
bensqualität. Da Autoabgase, Lärm und derglei-
chen bislang wesentliche Gründe für die Stadt-
fl ucht waren, wird aus ihrer Reduzierung auch 
ein neues Argument für den Lebensraum Stadt. 
Allerdings muss sich dieser Lebensraum ebenfalls 
verändern und insbesondere für die bisherigen 
„Stadtfl üchtlinge“ attraktiver werden. Hierbei soll 
nicht nur die Innenstadt hinzugewinnen, son-
dern auch die Stadtteilzentren müssen gestärkt 
werden, damit sie als Nahversorgungsangebote 
und Quartiersmittelpunkte wahrgenommen wer-
den. Während neue zentrumsnahe Wohn- und 
Mischgebiete maßgeblich zu einer kompakten 
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Stadt der kurzen Wege und Zeiten beitragen und 
deshalb zu unterstützen sind, sind weitere Aus-
weisungen am Siedlungsrand zu unterbinden. 

Ein Fortschreiten der sozialen Entmischung 
städtischer Räume sowie der Verdrängung bis-
heriger Mieter aus aufgewerteten Quartieren soll 
dabei vermieden werden. Gerade wegen der un-
gleichen Mobilitätschancen dürfen die Wohn-
standorte gesellschaftlich benachteiligter Grup-
pen nicht an den städtischen Rand gedrängt wer-
den. Hier wird die besondere Stärke der gemein-
samen Strategie aus Stadt- und Verkehrsplanung 
deutlich: Der zumeist als „Umweltverbund“ be-
zeichnete Verkehrsmix ist auch ein „Sozialver-
bund“. (Vgl. BMVBS/BBR 2007b) Wird er gestärkt 
und damit zusätzliche Verkehrsteilnehmer ge-
wonnen, dient dies auch den „Armen, Alten, Aus-
zubildenden und Ausländern“, die bislang die 
größten Nutzergruppen darstellen. Werden die 
Hauptstraßen vom Autoverkehr entlastet, profi -
tieren davon insbesondere die Bewohner der güns-
tigen Wohnungen entlang der Verkehrsschneisen. 
So bekommt „Verkehrsgerechtigkeit“ eine neue 
Bedeutung als gerechte Verteilung von Mobilitäts-
chancen und Lebensqualität.

Gemeinschaftsaufgabe Renaissance von 
städtischer Mobilität und Lebensqualität

Im Rahmen ihrer Selbstverwaltung ist jede Kom-
mune prinzipiell in der Lage, alle nötigen Maß-
nahmen zu treffen, um sowohl ihre städtische 
Renaissance als auch eine städtische Verkehrs-
wende Wirklichkeit werden zu lassen. Dies ist al-
lerdings häufi g nur theoretisch der Fall. Zwar 
 obliegt ihr die Stadt- und Verkehrsplanung und 
sie ist Bestellerin – häufi g sogar Betreiberin – des 
ÖPNV, besitzt die Verkehrsfl ächen und Plätze und 
kann mit privaten Partnern auch umfangreiche 
Immobilienprojekte verwirklichen. Doch sind die 
Städte auf Ressourcen und Rahmensetzungen 
durch den Bund und die Länder angewiesen. Die 
Kommunen stehen zudem in Konkurrenz, aber 
auch in verschiedenen Partnerschaften mit um-
liegenden Städten und Gemeinden und sind auf 
die Mitwirkung privater Verkehrs- und Immobi-

lienunternehmen einschließlich der Deutschen 
Bahn angewiesen. Zudem müssen sie die Bedürf-
nisse ihrer Bewohner, Unternehmen und Interes-
senvertretungen zu einem gerechten Ausgleich 
bringen. Kurz: Die beschriebene Strategie zur För-
derung der Reurbanisierung setzt eine Gemein-
schaftsaufgabe voraus.

Dies erfordert eine eindeutige politische Ziel-
setzung von Bund und Ländern sowie ein ge-
meinsames Handeln der Städte mit ihren Part-
nern aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft. Ver-
kehrs- und Stadtplanung müssen gemeinsam 
konkrete Maßnahmen vorbereiten, die das all-
tägliche Verkehrsverhalten der Bevölkerung be-
einfl ussen und Angebote für urbanes Wohnen, 
Arbeiten und Leben schaffen. Diese Lösungen 
müssen so ausgelegt sein, dass sie nicht nur theo-
retisch „funktionieren“, sondern dass sie aus ei-
ner nutzerzentrierten Perspektive gedacht sind. 
Dadurch, dass bestehende Zweifel und Aversio-
nen ernst genommen werden, können Hemm-
nisse und Hindernisse abgebaut werden.

Hierin zeigt sich auch, dass die Gestaltung 
städtischer Mobilität und die Gewährleistung  
von Angeboten für die Verkehrsbedürfnisse der 
Stadtbewohner weiterhin eine kommunale wie 
auch gesamtstaatliche Aufgabe ist. Dies mag nicht 
immer auch eine staatliche Organisation oder 
 Erbringung erfordern, stellt aber in jedem Fall ein 
deutliches Hemmnis für eine Entstaatlichung dar.

Die Verwandlung der Stadt in einen effi -
zienten, anpassungsfähigen und angenehmen 
Lebensraum wird erst durch eine veränderte städ-
tische Mobilität ermöglicht. Umgekehrt braucht 
der Umweltverbund eine kompakte Siedlungs-
struktur, um gegen das Auto konkurrieren zu 
können. Um dies zu gewährleisten, bedarf es 
 einer klaren politischen Zielsetzung und der ge-
meinsamen Anstrengung von Bund, Ländern und 
Städten sowie weiteren wesentlichen Akteuren 
der Stadtentwicklung. Ihre zentralen Handlungs-
felder fi ndet sie in der Stadt- und Verkehrspla-
nung. Eine Ausrichtung an allgemeinen Zielen 
der Umwelt- und Sozialgerechtigkeit ist zwar in 
der Strategie bereits angelegt, bedarf aber be-
ständiger Überprüfung.
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Der beschriebene Politikansatz einer Renaissance 
von städtischer Mobilität und Lebensqualität soll 
nun auf seine konkrete Anwendbarkeit in unter-
schiedlichen Städten überprüft werden und da-
durch gleichzeitig praktische Beispiele der Umset-
zung geschildert werden. Um raumstrukturelle 
Unterschiede städtischer Verkehrssysteme zu be-
achten, sollen dabei drei verschiedene Ortsgrö-
ßenklassen betrachtet werden, nämlich Metro-
polen mit mehr als 500 000 Einwohnern, Groß-
städte mit über 100 000 und Mittelstädte mit      
50 000 bis 100 000 Einwohnern. Hierbei wurde je 
ein Beispiel aus einer Wachstums- und einer 
Schrumpfungsregion ausgewählt, weil diese in 
der jüngeren Vergangenheit, insbesondere bei 

Wanderungsbewegungen der Bevölkerung, deut-
liche Unterschiede aufwiesen (vgl. etwa Sieden-
top 2008). Die Untersuchung der Fallbeispiele 
folgt stets dem gleichen Muster: Zunächst wird 
die Stadt durch eine Darstellung der Bevölke-
rungsentwicklung, Raum- und Siedlungsstruktur 
sowie des Verkehrssystems vorgestellt. In einem 
zweiten Schritt werden aus einer kurzen argu-
mentativen Trendfortschreibung wesentliche 
Handlungsempfehlungen für eine integrierte Ver-
kehrs- und Stadtentwicklungspolitik dargelegt. 
Abschließend wird jeweils ein knappes Fazit gezo-
gen. Die folgende Tabelle liefert einen Überblick 
über die zentralen Daten der Fallbeispiele.

5. Ausgewählte Städte und ihre Verkehrssysteme – 

 Empfehlungen für eine Renaissance

Tabelle: 

Ausgewählte Kennzahlen zu den Fallbeispielen

* Hamburg 2007, Leipzig 1998, Karlsruhe 1997, Kassel 1995 und Bautzen 1994; ** Prognose 2015

 Quellen: Siehe Abschnitte 5.1 bis 5.6

    Hamburg Leipzig Karlsruhe Kassel Kempten Bautzen

   Metropole in einer Metropole in einer  Großstadt in einer Großstadt in einer  Mittelstadt in einer  Mittelstadt in einer 

   Wachstumsregion Schrumpfungsregion Wachstumsregion Schrumpfungsregion Wachstumsregion  Schrumpfungsregion

Fläche in Quadratkilometern 755 297 174 107 63 67

Einwohner 

 1990 1 630 000 511 000 275 000 194 000 61 800 52 300

 2007 1 760 000 510 000 285 000 192 000 62 000 42 100

 2020 (Prognose) 1 811 000 520 000 282 000 184 000 60 750 39 900

Modal-Split, Anteile in Prozent*

 Fuß- und Radverkehr 38 45 34 32 – 52

 Öffentlicher Personenverkehr 19 19 13 14 – 10

 Motorisierter Individualverkehr 43 36 53 54 – 38

 

**
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5.1 Hamburg – Metropole in einer   
  Wachstumsregion

Als eine der am dynamischsten wachsenden 
Großstädte Deutschlands dient die Freie und 
Hansestadt Hamburg als Beispiel für eine Metro-
pole in einer Wachstumsregion. Bislang wurden 
hier etwa mit dem Bau der „HafenCity“ (Abb. 4) 
erhebliche Anstrengungen unternommen, inner-
städtischen Wohnraum für die Zuwanderer zu 
schaffen. In neuerer Zeit werden diese Reurbani-
sierungsansätze um Ziele für eine Renaissance des 
städtischen Verkehrs ergänzt.

5.1.1 Beschreibung

Bevölkerungsentwicklung
Seit Mitte der 1980er Jahre nimmt die Bevölke-
rung der Stadt Hamburg mit einer kurzen Phase 
der Stagnation kontinuierlich zu. Ende 2007 
lebten rund 1,75 Millionen Menschen in der 
Stadt – zehn Prozent mehr als zum Tiefststand 
von 1986. Hamburg gehört zu den wenigen deut-
schen Regionen, für die auch in den nächsten 
Jahren mit einer positiven Bevölkerungsentwick-
lung von im Saldo 80 000 zusätzlichen Einwoh-
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nern bis 2020 gerechnet wird (Abb. 5). Trotz der 
im Vergleich zu anderen Regionen günstigeren 
Geburtenzahl beruht die Zunahme in erster Linie 
auf Zuwanderung aus dem In- und Ausland, wäh-
rend die Stadt auch weiterhin Einwohner an das 
Umland verliert. (HH 2007a:20–21) Die Alters-
strukturentwicklung ist durch einen leichten 
Rückgang der Zahl der unter 20-Jährigen und  
eine moderate Zunahme der Zahl der über 65-Jäh-
rigen gekennzeichnet. Allerdings wird zukünftig 
die Altersgruppe der über 80-Jährigen mit knapp 
30 Prozent besonders stark steigen. (Statistisches 
Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein 2004:3) 
Differenzierter stellt sich das Bild auf Stadtteil-
ebene dar. Insbesondere die Innenstadt sowie 
 einige südliche Stadtteile haben zwischen 1995 
und 2005 Einwohner verloren, während vor 
allem in weniger dicht besiedelten Gebieten an 
den Stadträndern und entlang der Grünachsen 
deutliche Zuwächse verzeichnet wurden (Zu-
kunftsrat Hamburg 2006:1–3). 

Raumstruktur und -entwicklung
Hamburg ist Kern einer Metropolregion, zu der 
auch 13 niedersächsische und schleswig-holstei-
nische Landkreise gehören. In der Region leben 

Quelle: www.hafencity.com

Abbildung 4: 

Überseequartier in der Hamburger HafenCity
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rund vier Millionen Menschen, davon circa vier-
zig Prozent in der Kernstadt Hamburg. Die Bedeu-
tung Hamburgs als Zentrum, Handels- und In-
dustriestandort reicht weit über die Metropolre-
gion hinaus. Die Stadt liegt im Schnittpunkt be-
deutender transeuropäischer Verkehrsachsen und 
ist vor allem durch den Hafen eine wichtige Dreh-
scheibe für die internationalen Austauschbezie-
hungen. (www.metropolregion.hamburg.de) Das 
Oberzentrum Hamburg ist umgeben von einem 
Kranz aus nahe gelegenen Mittelzentren. Die 
nächstgelegenen Oberzentren sind Lüneburg in 
50 Kilometern und Lübeck in 70 Kilometern Ent-
fernung.

Siedlungsstruktur und -entwicklung
Ausgehend von dem hoch verdichteten Stadtzen-
trum erstrecken sich Siedlungsachsen über die 
Stadtgrenzen hinaus entlang der Hauptverkehrs-
trassen in das Umland. Die Siedlungsachsen ent-
wickelten sich unter Einbeziehung ehemals ei-
genständiger Ortschaften vor allem in nördliche 
Richtung, während das Gebiet südlich der Elbe 

stets eine geringere Bedeutung behielt. Die Räu-
me zwischen den Achsen wurden in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts zunehmend be- und 
damit zersiedelt (Merz 2003:4). Entsprechend des 
Raumordnungsmodells der „dezentralen Kon zen-
tration” ist die Bildung unterschiedlicher Zentren 
entlang der Achsen vorgesehen. Sie sollen zur 
Entlastung der Innenstadt dienen (HH 1999:20). 

Eine stadtstrukturelle Besonderheit Ham-
burgs sind die ausgedehnten innerstädtischen 
Hafengebiete, an die sich im Süden mit Hamburg-
Harburg ein weiterer dichter Siedlungsbereich an-
schließt. Im Zuge des Strukturwandels sind große 
Teile des Hafengebietes brach gefallen. Ende der 
1990er Jahre setzte unter dem Leitbild der „Wach-
senden Stadt“ eine Orientierung der Siedlungs-
entwicklung auf Innenentwicklung ein, die mit 
den weiterhin entstehenden Erweiterungsfl ächen 
im Umland konkurrierte. Hierbei wurden Brach-
fl ächen reaktiviert – vornehmlich im Hafenge-
biet, aber auch auf anderen altindustriellen Flä-
chen. Das prominenteste Beispiel dafür ist die 
HafenCity. Auf einer Fläche von 155 Hektar ent-

Abbildung 5: 

Einwohner der Freien und Hansestadt Hamburg in Mio., ab 2005 Prognose*

*  Vorausschätzung mittlere Variante

 Quelle: HH 2007a:21
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steht hier in innerstädtischer Lage ein gemischt 
genutztes Quartier. Das Entwicklungsziel sieht 
5 500 Wohnungen für 12 000 Einwohner und 
Dienstleitungsfl ächen mit mehr als 40 000 Ar-
beitsplätzen vor (HafenCity 2008). Ein zweites 
großes Projekt der Stadtentwicklung der nächsten 
Jahre ist das im „Räumlichen Leitbild“ formu-
lierte Leitprojekt eines „Sprungs über die Elbe“: 
Dabei handelt es sich um einen neuen Stadtteil 
zwischen HafenCity, Wilhelmsburg und dem 
südlich gelegenem Binnenhafen. Im Fall der Rea-
lisierung dieses langfristigen Projektes könnte 
sich die Fläche der Innenstadt nahezu verdoppeln 
(HH 2007a:57/58, 2003). Zu Beginn der 1990er 
Jahre wurden zwei „autofreie“ bzw. „Auto-arme“ 
Quartiere in innerstädtischer Lage konzipiert und 
errichtet (BMVBW 2004): Die Wohnsiedlung 
„Tra brennbahn Farmsen“ (dreißig Hektar, 0,8 
Stellplätze pro Wohneinheit) und das Modellpro-
jekt Saarlandstraße im Stadtteil Barmbeck (3,5 
Hektar, 0,15 Stellplätze pro Wohneinheit).

Verkehrsstruktur und -entwicklung
Das Straßensystem der Hansestadt ist durch 
 sternförmig auf das Zentrum zulaufende Fernstra-
ßen (Autobahn, Bundesstraßen) gekennzeichnet. 
Durch Querverbindungen sind diese axialen Stra-
ßenzüge zu drei Straßenringen auf der nördlichen 
Elbseite verbunden. Engstelle ist die notwendige 
Elbquerung. Diese erfolgt durch je zwei Tunnel 
und Brücken. 

Die Struktur des öffentlichen Nahverkehrs 
besteht aus dem Netz der sechs Schnell- und neun 
Regionalverkehrslinien sowie drei U-Bahnen und 
drei Linien der Eisenbahn-Gesellschaft Altona-
Kaltenkirchen-Neumünster (AKN). Das ergän-
zende Busnetz besitzt eine Vielzahl an MetroBus- 
und einigen StadtBuslinien mit Anschluss an die 
Schnellbahnen (www.hvv.de). Auf dem gesamten 
Netz bestehen enge Umsteigebeziehungen. Der 
wichtigste Netzknotenpunkt ist der Hauptbahn-
hof, über den mit Ausnahme der Linien der AKN 
der gesamte Schienenverkehr verläuft. Verknüp-
fungsinfrastrukturen an den Haltestellen und 
Netzknoten („Park & Ride“- und „Bike & Ride“-
Angebote) sind vereinzelt vorhanden, sollen aber 
in den nächsten Jahren zu einem Gesamtsystem 
ausgebaut werden (HH 2004).

Eine Ergänzung fi ndet das ÖPNV-Netz in 
einem ausgedehnten Radwegenetz. Inklusive der 
unabhängig von Straßen geführten Radwege 
weist das Netz eine Länge von circa 2.000 Kilo-
metern auf, die jedoch teilweise nicht mehr den 
heutigen Anforderungen genügen (HH 2007a: 
143).

Die Anteile des ÖPNV am Gesamtverkehrs-
aufkommen in der Hansestadt und ihrem Um-
land unterscheiden sich naturgemäß deutlich. 
Während er im Umland 2007 nur einen Anteil 
von sieben Prozent erreicht, entfallen in der Stadt 
19 Prozent auf ihn (Abb. 6). Bei weiterhin ständig 
steigendem Kraftfahrzeugbestand und damit zu-
nehmender Belastung des Straßennetzes (Ge-
meinsame Landesplanung 2000:61) konnte der 
öffentliche Nahverkehr seit Mitte der 1980er 
 Jahre steigende Fahrgastzahlen verbuchen. 2007 
erreichten sie mit 618 Millionen ihren bisheri-
gen Höchststand (Hamburger Verkehrsverbund 
2007).

Bei der zukünftigen Weiterentwicklung die-
ses Verkehrssystems wird in Hamburg entspre-
chend seiner Bedeutung als internationaler Han-
delsplatz und Verkehrsdrehscheibe im Wirt-
schaftsverkehr dem Ausbau des Straßennetzes 
eine wichtige Rolle zugedacht. Ein Schlüsselpro-
jekt ist die so genannte „Hafenquerspange”, eine 
aufgeständerte Verbindung der Autobahnen A7 
und A1. (HH 2007a:141,151) Darüber hinaus sol-
len neue Systeme zur Verkehrstelematik für eine 
reibungslose Verkehrsabwicklung sorgen (HH 
2004).

Im Mittelpunkt der Investitionen in den 
ÖPNV stehen Maßnahmen zum Ausbau des 
 re gionalen und lokalen Schienennetzes. So wur-
den bereits mehrere S-Bahnlinien verlängert    
und Schnellbahnlinien eingeführt. Auch werden 
Bahn  höfe modernisiert und behindertengerecht 
ausgebaut. Zudem soll ab 2011 eine neue U-Bahn-
strecke die HafenCity erschließen (HH 2004). Da-
neben soll das Bussystem weiterentwickelt wer-
den. Geplant und teilweise bereits in Umsetzung 
sind der Neu- oder Ausbau von Zentralen Bus-
bahnhöfen zur besseren Verknüpfung von Bus- 
und S-Bahn-System (HH 2007a:142-143) sowie 
die Aufwertung von Umsteigeanlagen (etwa Wit-
terungsschutz, Übersichtlichkeit, Fahrgastinfor-
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mationssysteme und Barrierefreiheit; Gemein-
same Landesplanung 2000:63). Ein beispielhaftes 
Projekt ist die Wiedereinführung der 1978 stillge-
legten Straßenbahn – nun in moderner, nieder-
fl uriger Form „Stadtbahn“ genannt. Nachdem 
2001 bestehende Pläne im Zuge eines Regie-
rungswechsels gestoppt wurden, hat die 2008 
gebildete Regierung den Bau vereinbart. Für ei-
nen ersten Abschnitt sind derzeit alternative 
 Streckenführungen von der in den 1970er Jahren 
gebauten Großwohnsiedlung Steilshoop zu ver-
schiedenen U-Bahnhöfen in Untersuchung (HH 
2008a). Die ersten Bahnen könnten 2014 verkeh-
ren (vgl. auch insg. Rattmann/Schirg 2008).

Für den Radverkehr wurde 2007 eine eigen-
ständige Strategie entwickelt, um einerseits auf 
eine festgestellte Zunahme des Radverkehrs zu re-
agieren und andererseits die Fahrradnutzung bis 
2015 zu verdoppeln. Erreicht werden soll dies 
durch einen Ausbau der Fahrradrouten und -park-
anlagen, die Etablierung eines Leihfahrradsys-
tems, die Errichtung von Fahrradstationen an 
geeigneten Bahnhöfen sowie eine kontinuierliche 
Öffentlichkeitsarbeit und Mobilitätserziehung 

(HH 2007b:2–22). Ein erstes konkretes Projekt ist 
die begonnene Einrichtung eines Fahrradleih-
systems nach Pariser Vorbild mit ortsfesten Leih-
stationen. „Im ersten Schritt sollen ca. 60 Leih-
stationen [...] mit rund 1 000 Fahrrädern vor 
allem in [den inneren Stadtbezirken] angeboten 
werden. Im zweiten Schritt sieht das System etwa 
500 zusätzliche Fahrräder in den hamburgweit 
am dichtesten bewohnten Stadtteilen [...] vor.“ 
(HH 2008b)

Ein weiterer Baustein der Verkehrspolitik ist 
die des „Shared Space“-Ansatzes und das von den 
Bezirken entwickelte Konzept der „Straße als öf-
fentlichem Raum“ (HH 2008c). Dabei handelt es 
sich um eine Umgestaltung der Straßenräume 
unter weitgehender Aufhebung der Trennung der 
Verkehrsarten. Innerhalb einer „Shared Space“-
Zone sind alle Flächen für alle Verkehrsteilneh-
mer gleichermaßen nutzbar und es gibt weder 
bestimmte Flächenzuweisungen (Fahrbahn, Bür-
gersteig, Parkplatz) noch gesonderte Verkehrs-
zeichen außer der generellen Höchstgeschwin-
digkeit von zwanzig Kilometern pro Stunde. Da-
mit kommt der gegenseitigen Rücksichtnahme 

Abbildung 6: 

Modal Split der Freien und Hansestadt Hamburg 2007, Anteile in Prozent

Quelle: Hamburger Verkehrsverbund 2007
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eine besondere Bedeutung zu. (Provincie Fryslân 
o.J.) Nach Willen der Stadt soll es zukünftig in 
jedem Stadtteil einen nach den Gesichtspunkten 
des „Shared Space“ gestalteten Straßenraum geben 
(Meyer 2008).

5.1.2  Auswirkungen und 
  Handlungsempfehlungen

Das bereits seit Mitte der 1980er Jahre anhaltende 
dynamische Wachstum der Elbmetropole macht 
erhebliche Investitionen in das Verkehrssystem 
erforderlich, um sowohl die Nachfrage des Wirt-
schaftsverkehrs als auch der Bevölkerung in Stadt 
und Umland zu befriedigen. Allerdings werden 
erst seit kurzem die Bemühungen um eine stadt-
verträgliche Verkehrsbewältigung forciert, die 
insbesondere auch die Lebensqualität der Stadt-
bewohner erhöhen soll.

Auswirkungen und Zielsetzungen
Die „wachsende Stadt“ Hamburg wird allen 
 Vorausberechnungen nach weiter wachsen. Erst 
ab 2015 ist eine deutliche Verlangsamung der 
Wachstumsraten zu erwarten. Die am stärksten 
wachsende Altersgruppe ist die der Hochbetagten, 
wenngleich auch die Erwerbsbevölkerung weiter-
hin zunehmen wird. Entsprechend würde ohne 
eine Wende in der Verkehrs- und Stadt entwicklung 
der Siedlungsdruck im suburbanen Umland an-
halten und auch das Verkehrsaufkommen inner-
halb des Autoverkehrs weiter überproportional 
steigen. Der ÖPNV könnte zwar Zugewinne er-
warten, müsste sich aber vor allem auf eine sich 
verändernde Nachfragestruktur einstellen (weni-
ger Schüler, mehr Hochbetagte).

Eine zentrale Aufgabe in Hamburg besteht 
darin, das städtische Wachstum von einer nicht 
nachhaltigen Verkehrsentwicklung zu entkop-
peln. Entsprechend gilt es, die politischen Hand-
lungsspielräume für eine Renaissance städtischer 
Mobilität und Lebensqualität zu nutzen. Ziel ist 
es daher, den Modal Split-Anteil des „Umwelt-
verbundes“ deutlich zu steigern. Hierzu bedarf es 
eines ausreichend großen Angebots an inner-
städtischem Wohnraum und einer dezentralen 
Konzentration der Siedlungsstruktur in Verbin-
dung mit den Knotenpunkten des Öffentlichen 

Verkehrs. Gleichzeitig muss die Entlastung der 
Straßen vom Autoverkehr mit einer Steigerung 
der Aufenthaltsqualität durch zusätzliche Flä-
chen für Fuß- und Radverkehr sowie neue Ver-
weilmöglichkeiten einhergehen. Diese Ziele sind 
in Hamburg bereits an vielen Stellen Bestandteil 
von Strategien und Plänen. Daher wird an dieser 
Stelle vor allem eine Forcierung der diesbezüg-
lichen Anstrengungen empfohlen.

Handlungsempfehlungen
Wie bereits beschrieben, hat die Stadt Hamburg 
seit kurzem erhebliche Anstrengungen unter-
nommen, um durch Konzepte und die Vorberei-
tung konkreter Projekte eine stadtverträgliche 
Verkehrsentwicklung zu fördern. Die wichtigsten 
Bestandteile hierbei sind der Ausbau des ÖPNVs 
durch die Einführung eines weiteren leistungs-
starken Verkehrsträgers, die Erweiterung des be-
stehenden schienengebundenen Netzes, die Ent-
wicklung einer umfangreichen Radverkehrsstra-
tegie und die Beförderung von Ansätzen zur Re-
duzierung der Dominanz von Kraftfahrzeugen im 
Straßenraum. Darüber hinaus besteht mit dem 
Leitbild „Wachsende Stadt“ ein Entwicklungs-
konzept, das durch seine klare Orientierung auf 
kernstädtisches Wachstum als Reurbanisierungs-
strategie angesehen werden kann.

Beim Ausbau des ÖPNV-Netzes sind zwei 
 unterschiedliche Ansätze erkennbar: Der Ausbau 
des S- und U-Bahnnetzes bedeutet eine Anpas-
sung an einen veränderten Bedarf. Durch die Ein-
führung der „Stadtbahn“ soll hingegen eine zu-
sätzliche Nachfrage erzeugt werden und durch 
eine verbesserte Anbindung die Stadterneuerung 
in der Großwohnsiedlung Steilshoop vorange-
bracht werden. Insbesondere das Vorhaben, drei 
Jahrzehnte nach ihrer Abschaffung wieder das 
städtische Verkehrsmittel Straßenbahn einzu-
setzen, entspricht der Vorstellung einer „Renais-
sance städtischer Mobilität“. Die „Stadtbahn“ 
stellt dabei einen angemessenen Kompromiss 
dar: Sie verfügt über eine höhere Kapazität, besse-
ren Komfort sowie größere Netzunabhängigkeit 
als Busse und bedeutet gleichzeitig weitaus gerin-
gere Investitionen als andere schienengebunde-
ne Verkehrsmittel, die gemessen an diesen Krite-
rien noch einmal besser sind. Für den Erfolg ist 
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besonders wichtig, dass die „Stadtbahn“ gut mit 
den weiteren ÖPNV-Angeboten vernetzt wird, 
insbesondere weil ein Stadtteil-bezogenes Sub-
netz errichtet werden soll. Durch den Bau wei-
terer Linien könnte allerdings auch ein inner-
städtisches Ergänzungsnetz entstehen, das auch 
Schnellbuslinien enthalten könnte. Darüber 
 hinaus ist auf eine hohe Haltestellendichte und 
-nähe zu zentralen Einrichtungen sowie Wohn- 
und Arbeitsschwerpunkten zu achten. Hierfür 
wird es notwendig sein, die Bevorrechtigung ge-
genüber dem motorisierten Verkehr konsequent 
durchzusetzen und gegebenenfalls auch Halte-
stellen im Straßenraum einzurichten.

Der Ausbau des S-Bahnnetzes ist dagegen vor 
allem der anhaltenden Wohnsuburbanisierung 
geschuldet und dient primär dazu, weitere Pend-
lerströme auf die Schiene zu verlagern. Durch die 
erhöhten Wegelängen käme es zu Fahrzeiten 
 jenseits der Attraktivitätsgrenze für die Fahrgäste, 
wenn nicht gleichzeitig durch Stadtexpresslinien 
und Regionalbahnen beschleunigte Verbin-
dungen angeboten werden könnten. Der erheb-
liche Erneuerungsbedarf, der auch im Schienen-
verkehr besteht (Gemeinsame Landesplanung 
2000:62/63), verdeutlicht, in welchem Maße 
auch hier die Suburbanisierung zu erheblichen 
Kosten führt.

Eine gute Alternative zur Randwanderung 
stellt sicher die verstärkte Innenentwicklung auf 
Hafenbrachen – namentlich die HafenCity – dar. 
Das Projekt ermöglicht es, einen wesentlichen 
Teil der in die Region Zuwandernden direkt in die 
Kernstadt zu lenken und auch Randwanderer zu-
rück zu gewinnen. Dass die Entwicklung der öf-
fentlichen Verkehrsinfrastruktur hinter der bau-
lichen Entwicklung zurückbleibt, ist insofern ne-
gativ, als eine nachträgliche Umgewöhnung der 
Verkehrsteilnehmer wesentlich schwieriger ist.

Unter den deutschen Großstädten belegte 
Hamburg den letzten Platz innerhalb des Fahr-
radklimatests des Allgemeinen Deutschen Fahr-
rad Clubs (2005). Daher erscheint die nun in An-
griff genommene Radverkehrsstrategie mit dem 
Ziel einer Verdopplung des Radverkehrsanteils 
ebenso notwendig wie ambitioniert. Neben den 
Verbesserungen des Wegenetzes sind auch ein 
Leihsystem und die stärkere Vernetzung mit dem 

Öffentlichen Verkehr Teil des Programms. Bei 
 einer konsequenten Umsetzung und einer gelun-
genen Informationskampagne könnte die Ham-
burger Strategie ein gutes Vorbild für andere 
 deutsche Großstädte werden.

Die Hinwendung zum Thema „Shared Space“ 
muss in Hamburg trotz einer erheblichen Öffent-
lichkeitswirkung als ein Experiment angesehen 
werden, wie es in den vergangenen Jahrzehnten 
in der Stadtverkehrsplanung viele gab. Proble-
matisch ist die Ausformulierung ortsangepasster 
Lösungen, die nicht nur der Verkehrsverhinde-
rung dienen dürfen, sondern den jeweils erfor-
derlichen Verkehr zulassen müssen. Die Verlage-
rung von Busrouten erscheint demnach etwa we-
nig sinnvoll. Gerade in einer Großstadt erscheint 
auch fraglich, inwieweit die Ausweisung solcher 
Zonen nicht eher zu einer weiteren Verkehrsver-
lagerung auf die ohnehin am stärksten vom Ver-
kehr belasteten Bereiche führt.

Die vielfältigen Ansätze zu einer neuen städ-
tischen Verkehrspolitik erfahren in Hamburg ge-
rade eine Konjunktur und können daher zumeist 
nur als Ideen in diese Studie eingehen. Sie zeigen 
aber bereits die Notwendigkeit einer koordi-
nierten Planung und Durchführung der verschie-
denen Maßnahmen sowie einer stärkeren Ver-
zahnung mit allgemeinen Stadt- und Regional-
entwicklungsstrategien. Neben einer sinnvollen 
Verknüpfung unterschiedlicher Maßnahmen 
geht es auch darum, die bereits angedeuteten 
Möglichkeiten einer „fl ächendeckenden“ Anwen-
dung zu prüfen, Standorte für Pilotvorhaben zu 
identifi zieren sowie die neue Zielsetzung mit den 
Bürgern und weiteren lokalen Akteuren zu dis-
kutieren und weiterzuentwickeln. Dies trägt auch 
dazu bei, die Akzeptanz der Maßnahme zu stei-
gern.

Der erhebliche Umfang der in Hamburg be-
reits geplanten Maßnahmen, der bei konse-
quenter Umsetzung noch weiter steigt, macht es 
in besonderem Maße erforderlich, über Wege der 
gerechten Finanzierung der Verkehrsinfrastruk-
tur nachzudenken. Hierzu könnte eine Straßen-
benutzungsgebühr im Sinne einer City-Maut die-
nen, um die Kosten des Ausbaus stadtverträg-
licher Alternativen nicht deren Nutzern anzu-
lasten.
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Das Beispiel Hamburg zeigt, dass sowohl das The-
ma der städtischen Mobilität als auch die Reur -
banisierung der Bevölkerung auch auf städtischer 
Ebene diskutiert und in konkrete Konzepte und 
Maßnahmen überführt werden. So bestehen in 
Hamburg sowohl eine auf Wachstum ausgelegte 
Stadtentwicklungsstrategie, die insbesondere ehe-
malige Hafenfl ächen zu Wohn- und Mischquar-
tieren umwandeln will, als auch ein neuerlicher 
Innovationsschub im Verkehrssektor. Allerdings 
sind beide Themen derzeit nur lose miteinander 
verbunden und vieles bleibt bislang Zukunftsvi-
sion. Diese positiven Ansätze müssen gestärkt 
und ausgedehnt werden. Ob eine solche Politik 
auch unter den Rahmenbedingungen eines 
schrumpfenden regionalen Umfeldes möglich ist, 
soll anhand des nachfolgenden Beispiels gezeigt 
werden.

5.2 Leipzig – Metropole in einer 
  Schrumpfungsregion

Während die meisten deutschen Metropolen zu-
mindest auf regionaler Ebene Bevölkerungswachs-
tum verzeichnen, liegt Leipzig in einem insge-
samt schrumpfenden Umfeld und ist daher ein 
Beispiel für eine Metropole in einer Schrump-

fungsregion. Die hier bereits einsetzende Reur-
banisierung bietet Chancen, durch eine inte-
grierte Verkehrs- und Siedlungsentwicklung die 
in den vergangenen Jahrzehnten entstandenen 
„Löcher“ in der Stadtstruktur zu schließen. Mit 
dem Großprojekt des von Stadt- und Regional-
bahnen zu nutzenden „City-Tunnels“ (Abb. 7) 
besteht ein Kristallisationspunkt für den Ausbau 
des „Umweltverbundes“.

5.2.1  Beschreibung

Bevölkerungsentwicklung
Zwischen 1990 und 2001 verlor die Stadt in ihrer 
heutigen Umgrenzung circa 64 000 Einwohner. 
Seit 2001 hingegen ist ausgehend von einem kon-
tinuierlichen Anstieg der Einwohnerzahl eine 
Trendwende erkennbar. Bis 2007 nahm die Ein-
wohnerzahl wieder um circa 17 000 zu, so dass 
nun rund 510 000 Menschen in Leipzig wohnten. 
Die Zunahme beruht auf Wanderungsgewinnen 
auch aus dem Umland. Als Stadt mit der jüngsten 
Bevölkerung Sachsens hat Leipzig – trotz stei-
gender Geburtenzahlen seit Mitte der 1990er Jah-
re – eine erhebliche Alterung der Bevölkerung er-
lebt, so dass das Durchschnittsalter mit heute 
rund 44 Jahren etwa 1,5 Jahre über dem der BRD 
liegt. (Vgl. insg. www.statistik.sachsen.de) Ver-

Abbildung 7: 

City-Tunnel Leipzig

Quelle: www.citytunnelleipzig.de
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schiedene Prognosen gehen von Einwohner-
zuwächsen bis mindestens 2013 aus. Günstigere 
Prognosevarianten rechnen auch danach mit Zu-
nahmen auf 520 000 bis 530 000 Einwohner (sie-
he Abb. 8). Der Anteil der unter 18-Jährigen soll 
dadurch sogar leicht zunehmen, während man 
davon ausgeht, dass der Anteil der über 65-Jäh-
rigen annähernd konstant bleibt. Der Zuwachs 
fi ndet dabei vor allem in innerstädtischen oder 
innenstadtnahen Stadtteilen statt. Hier wird von 
Einwohnergewinnen von bis zu sechs Prozent 
ausgegangen, wohingegen die Stadtteile in Rand-
lage und die zuletzt eingemeindeten Stadtteile 
ent weder stagnieren oder sogar schrumpfen. (Vgl. 
auch insg. Leipzig 2007a)

Raumstruktur und -entwicklung
Das sächsische Oberzentrum Leipzig bildet mit 
dem  circa  dreißig  Kilometer  entfernten  Ober-
zen trum Halle in Sachsen-Anhalt den Ballungs-
raum Halle-Leipzig. Die nächsten Mittelzentren 
Schkeuditz im Nordwesten und Markkleeberg im 

Süden sind bereits mit dem Stadtgebiet zusam-
mengewachsen. Die ebenfalls an das Stadtgebiet 
angrenzenden Orte Taucha, Markranstädt, und 
Zwenkau/Böhlen werden als Grundzentren ein-
gestuft (Regionaler Planungsverband Westsach-
sen 2008). Im Ballungsgebiet um Leipzig leben 
insgesamt gut eine Million Menschen. Für das ge-
samte Gebiet werden mit Ausnahme Leipzigs 
 Bevölkerungsverluste zwischen sechs und 14 
 Prozent bis 2020 prognostiziert (www.statistik.
sachsen.de).

Siedlungsstruktur und -entwicklung
„Die Stadt Leipzig weist aufgrund ihrer relativ 
 hohen Siedlungsdichte, ihrer nutzungsgemisch-
ten Altbauquartiere, ihres [kleinteiligen] Zentren-
gefüges und ihrer historischen Entwicklung als 
‚Straßenbahnstadt’ traditionell eine vergleichs-
weise verkehrssparsame Raumstruktur auf.“ (Leip-
zig 2005:13) Das wichtigste bauliche Charakte-
ristikum bilden die ausgedehnten gründerzeit-
lichen Stadtquartiere mit einer engen Mischung 

Abbildung 8: 

Einwohner der Stadt Leipzig, ab 2007 Prognose*

* Bevölkerungsprognose Sachsen (Variante 1)

 Quelle: Stadt Leipzig 2007a:8

1990 1995 2000 2005 2010 2015 2020

540000

520000

500000

480000

460000

440000

420000

400000



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

28

aus Wohnen und Gewerbe. Bereits seit den 1920er 
Jahren entstanden großräumige Stadterweite-
rungen am Stadtrand. Trotzdem werden weiter-
hin große unbebaute Landschaftsbereiche von 
städtischen Gebieten umschlossen. Durch neue 
Ansiedlungen in diesen Bereichen (Gewerbe, Ein-
zelhandel, Wohngebiete) sind zusätzliche Ver-
kehrsströme entstanden. Zugleich wird dadurch 
die kleinteilige Zentrenstruktur weiter geschwächt 
(Leipzig 2005:14).

Bedingt durch den wirtschaftlichen Struktur-
wandel und die großen Bevölkerungsverluste fi e-
len große innerstädtische Flächen brach und es 
entstanden erhebliche Wohnungsleerstände so-
wohl im Plattenbau als auch in vielen gründer-
zeitlichen Quartieren. Dadurch zeigt Leipzig Ten-
denzen einer „perforierten“ Stadt. Aufgrund im-
mer noch anhaltender Neubautätigkeit von circa 
tausend Wohneinheiten pro Jahr erwartet Leipzig 
keinen Rückgang des Wohnungsleerstandes, ob-
wohl die Bevölkerung nun wieder zunimmt und 
Wohngebäude in großem Umfang abgerissen 
werden (Leipzig 2007b:8). Der Trend der Subur-
banisierung verringert sich in Leipzig zuneh-
mend. So ist seit 2001, wie bereits erwähnt, ein 
leicht positiver Wanderungssaldo feststellbar 
(Leipzig 2007a, 2008:10). Das Hauptmotiv der 
räumlich stark selektiv erfolgenden Zuwanderung 
war der Arbeitsplatz, gefolgt von der Attraktivität 
der Stadt und familiären Gründen (Leipzig 2008). 
Leipzig versucht daher, die Baunachfrage an gut 
erschlossene Standorte zu lenken (www.leipzig.
de), während die bis 2000 ausgewiesenen Flächen 
einer Überprüfung unterzogen wurden. Insge-
samt konnten hierbei nur vierzig Prozent der un-
tersuchten Standorte als geeignet eingestuft wer-
den. Eine Aufhebung oder Umwidmung der Flä-
chenausweisung hat allerdings nur teilweise 
stattgefunden. (Leipzig 2000:53–60)

Im Rahmen der Stadterneuerung liegt neben 
dem Rückbau innerhalb der Großwohnsiedlun-
gen ein wesentlicher Schwerpunkt auf der Kon-
solidierung des gründerzeitlichen Wohnungsbe-
standes („Neue Gründerzeit“; Leipzig 2000:70). 
Dadurch konnte hier ein Zuwachs von 40 000 Be-
wohnern erreicht werden. Allerdings fi ndet auf-
grund des entspannten Wohnungsmarktes und 
der Emissionsbelastung an den Hauptverkehrs-

straßen kaum Sanierungstätigkeit statt (Leipzig 
2007b:8). Andererseits ist gerade der Erhalt dieser 
Lagen aufgrund ihrer stadtstrukturellen Bedeu-
tung von großer Wichtigkeit. Große Teile dieser 
Bebauung stehen jedoch aus den genannten 
Gründen zur Disposition (Leipzig 2000:78–79).

Verkehrsstruktur und -entwicklung
Der Schwerpunkt des ÖPNVs liegt auf den Sys-
temen Straßenbahn und Bus. Alle 13 Straßen-
bahnlinien fahren zum Stadtzentrum und er-
bringen etwa drei Viertel der Verkehrsleistung, 
während Busse lediglich als Zubringerverkehr 
dienen. Zusätzlich besteht eine Erschließung 
durch bislang zwei S-Bahnlinien, während das 
Umland durch Regionalbahnlinien der Deut-
schen Bahn angeschlossen wird, die durch 19 
Haltestellen im Stadtgebiet teilweise mit S-Bahn-
Systemen anderer Städte vergleichbar ist. Aller-
dings ist häufi g ein Umstieg auf Bus oder Straßen-
bahn erforderlich. (Leipzig 2005:21–22,25) Der 
größte Teil des Stadtgebiets wird in der Normal-
verkehrszeit mit Taktfrequenzen von zehn Minu-
ten oder weniger bedient. Daneben existieren Be-
reiche mit schlechter Anbindung an den ÖPNV. 
Dabei handelt es sich um Kleinsiedlungen, Ge-
werbegebiete mit geringer Beschäftigtendichte 
sowie Siedlungsgebiete in den Außenbezirken 
(Leipzig 2005:22). 

Weitere Defi zite in der Verkehrserschließung 
bestehen in der Netzverknüpfung (Vertaktung 
und bauliche Gestaltung der Umsteigeknoten), 
wobei die Verknüpfung von Straßenbahn/Bus 
und S-Bahn/Regionalverkehr als besonders pro-
blematisch eingeschätzt wird (Leipzig 2005:35). 
Darüber hinaus behindert der Autoverkehr an 
vielen Stellen den ÖPNV (Leipzig 2004:10). Nach 
erheblichen Einbrüchen der Fahrgastzahlen in 
den 1990er Jahren auf Grund zunehmender Mo-
torisierung und Bevölkerungsverlusten nahm der 
ÖPNV 1998 einen Anteil von circa 17 Prozent des 
Gesamtverkehrsaufkommens ein (Abb. 9, Leipzig 
2005:15). Neuere Zahlen zum Modal Split sind 
nicht verfügbar. Da es durch ein verbessertes An-
gebot und verstärkte Öffentlichkeitsarbeit seit-
dem allerdings gelungen ist, das Fahrgastauf-
kommen von achtzig Millionen im Jahr 1998 auf 
über hundert Millionen zu erhöhen (Leipzig 
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2004:20), kann auch von einem leicht erhöhten 
ÖPNV-Anteil ausgegangen werden.

Die Nahbereichserschließung der Stadtquar-
tiere wird durch das Radwegenetz ergänzt. Aller-
dings weisen etwa zwei Drittel des Hauptstraßen-
netzes keine Radwege auf und an vielen größeren 
Knoten fehlen Querungshilfen (Leipzig 2004:34). 
Die Verkehrsqualität für Fußgänger ist durch un-
zureichende Querungsmöglichkeiten von Stra-
ßen eingeschränkt. Zwei Drittel des Hauptver-
kehrsstraßennetzes weisen darüber hinaus zu ge-
ringe Fußwegbreiten auf (Leipzig 2004:31).

Der Kraftfahrzeugverkehr entwertet große 
Teile der Stadtstruktur, indem er ihre Eignung als 
innerstädtischen Wohnstandort zunichte macht. 
Daher verfolgt die Stadt verschiedene Projekte 
zur Entlastung vom motorisierten Individualver-
kehr durch Förderung der ÖPNV-Nutzung. Dies 
geschieht einerseits durch die weitere planerische 
Konzentration verkehrserzeugender Nutzungen 
in gut erschlossenen Lagen (Leipzig 2005:35). 
Hier ist jedoch weiterhin ein deutlicher Zielkon-
fl ikt zu bestehenden Wohnwünschen feststellbar 
(Leipzig 2007b:9). Andererseits soll der ÖPNV 

insbesondere im Hinblick auf Bedienzeiten, An-
gebotsdichte und neue Verbindungen an sich 
wandelnde Raumstrukturen und Mobilitätsbe-
dürfnisse angepasst werden. Daher gewinnt auch 
die Einführung fl exibler Lösungen (z. B. Anruf-
sammeltaxen, Rufbus) verstärkt an Bedeutung 
(Leipzig 2005:35). 

Ein besonders ambitioniertes Projekt zum 
Ausbau des ÖPNVs ist der Bau des City-Tunnels, 
durch den S- und Regionalbahnzüge zwischen 
dem Hauptbahnhof nördlich der Innenstadt und 
dem Bayrischem Bahnhof an ihrem Südrand ver-
kehren sollen. Zudem bestehen in seinem Verlauf 
zwei weitere S-Bahn-Halte in der Innenstadt. 
Nach Fertigstellung soll sich der ÖPNV-Anteil am 
Gesamtverkehrsaufkommen um drei Prozent er-
höhen und so sollen täglich 300 000 Auto-Kilo-
meter vermieden werden. Zugleich soll die ver-
besserte Verknüpfung der Stadt mit dem Umland 
die Bedeutung der Innenstadt als regionales Zen-
trum steigern und es wird insbesondere im Um-
feld der Haltestellen eine Aufwertung erwartet 
(Leipzig 2004:23). 

Abbildung 9: 

Modal Split der Stadt Leipzig 1998, Anteile in Prozent

Quelle: Leipzig 2004:7
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Entsprechend der erheblichen Defi zite wird 
im Leipziger Nahverkehrsplan dem Rad- und 
Fußverkehr erhebliche Bedeutung zugemessen. 
Um den Anteil des Radverkehrs wie geplant auf 
17 Prozent im Jahr 2015 zu erhöhen (1998: 13 
Prozent), soll der Ausbau des Radwegenetzes 
 vorangetrieben und eine bessere Verknüpfung 
mit dem ÖPNV erreicht werden (Leipzig 2004:34). 
Für den Fußverkehr sind sowohl Verbesserun-
gen der Bürgersteige als auch des Straßen-unab-
hängigen Wegenetzes vorgesehen und sollen 
Querungsbarrieren abgebaut werden. Zudem 
wurden Tempo-30-Zonen ausgewiesen und ein 
Konzept für eine „Auto-arme Innenstadt“ erstellt. 
(Leipzig 2004:31)

5.2.2 Auswirkungen und 
  Handlungsempfehlungen

Die weitreichenden demografi schen und wirt-
schaftlichen Veränderungen nach der politischen 
Wende hatten nicht nur erhebliche Auswirkun-
gen auf die gesamte Stadtentwicklung Leipzigs, 
sondern führten auch zu einem umfassenden 
Wandel innerhalb des städtischen Verkehrs. Wa-
ren bisher Modernisierung und Anpassung die 
wesentlichen Aufgaben der Verkehrsplanung, so 
geht der städtische Nahverkehrsplan heute vor 
allem auf negative stadtstrukturelle Auswirkun-
gen des Straßenverkehrs und bestehende Defi  zite 
des „Umweltverbundes“ ein.

Auswirkungen und Zielsetzungen
Wie beschrieben, stellt Leipzig bereits heute eine 
jener ostdeutschen Städte dar, die verstärkt das 
Ziel von Rückwanderern wird. Auch ohne eine 
dezidierte Reurbanisierungspoltik ist ein Konzen-
trationsprozess aufgrund steigender Mobilitäts-
kosten und einer sinkenden Qualität der Daseins-
vorsorge in vielen Regionen Ostdeutschlands 
wahrscheinlich. Solange der Zuzug junger Bil-
dungssuchender anhält, bleibt die Altersvertei-
lung in etwa stabil. Dies würde zunächst eine wei-
tere Zunahme des Straßenverkehrs, aber auch 
eine erhöhte Nachfrage des ÖPNVs durch Zunah-
me von Menschen in der Ausbildung und im ho-
hen Alter bedeuten. Der Zuzug aus dem Umland 
würde darüber hinaus zu einer erhöhten Nach-

frage nach suburbanen Wohnstandortqualitäten 
und entsprechender Neubautätigkeit im Stadtge-
biet führen, da die Zuzügler maßgeblich kürzere 
Wege, aber nicht notwendigerweise urbane Qua-
litäten wie eine hohe Dichte suchen. Demnach 
bliebe der Wohnungsleerstand anhaltend hoch 
und würde dies weiterhin zu „Löchern“ in der 
Stadt führen. Durch zunehmende Konzentrati-
onsprozesse bei Einzelhandel und Dienstleis-
tungen wären zudem bestehende Kleinzentren 
gefährdet.

In Leipzig werden derzeit umfangreiche 
Maßnahmen zur Verbesserung von ÖPNV, Rad- 
und Fußverkehr geplant und teilweise bereits rea-
lisiert: Das städtische ÖPNV-Netz wird im Zuge 
des City-Tunnels in Teilen mit dem Regionalver-
kehr verknüpft, die Anbindung der Siedlungser-
weiterungen seit 1990 wird verbessert und die 
Qualität des Rad- und Fußwegenetzes soll sich 
deutlich erhöhen. Diese Maßnahmen erscheinen 
sinnvoll, um bestehende Probleme und Defi zite 
abzubauen. Sie stellen aber letztlich nur die Basis 
für weitere Verbesserungen dar, wie sie für die üb-
rigen Fallbeispiele und in den allgemeinen Hand-
lungsempfehlungen formuliert werden. An dieser 
Stelle scheint es stattdessen sinnvoll, auf zwei 
Themen näher einzugehen, für die das Fallbei-
spiel Leipzig in besonderer Weise fruchtbar er-
scheint: Zum einen ist für eine positive Ver-
kehrsentwicklung noch stärker als andernorts 
eine entsprechende Siedlungsplanung notwen-
dig. Zum anderen wird mit dem City-Tunnel ein 
Großprojekt umgesetzt, in das große Hoffnung 
für die Verbesserung des ÖPNV gesetzt werden.

Handlungsempfehlungen
In Leipzig reichen verkehrliche Maßnahmen al-
lein nicht aus, um die Qualität des „Umweltver-
bundes“ deutlich zu verbessern. Denn während 
an den Stadträndern und im Umland seit 1990 
Siedlungsgebiete von erheblichem Ausmaß ent-
standen sind, zeigen sich in einigen innerstäd-
tischen Gebieten erhebliche Aufl ösungserschei-
nungen. Die verringerte Dichte und lückenhafte 
Flächennutzung beeinträchtigt die Effi zienz des 
ÖPNV. Allerdings ermöglicht die steigende Ein-
wohnerzahl nun eine Wiedernutzung der inner-
städtischen „Löcher“. Die durchgeführte Über-
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prüfung ausgewiesener Neubaufl ächen ist hier 
ein wichtiger erster Schritt, um die Inanspruch-
nahme von „unverbrauchten“ Flächen zu redu-
zieren. Darauf aufbauend muss innerstädtisch 
Wohnraum in unterschiedlichen Qualitäten ge-
schaffen werden, wobei urbane Qualitäten und 
städtische Dichtewerte anzustreben sind. Ebenso 
können die in großer Zahl entstandenen Außen-
bereichszentren planungsrechtlich an einer wei-
teren Entwicklung gehindert und so die Voraus-
setzungen für eine mittelfristige Reurbanisierung 
der Handelsfunktion geschaffen werden.

Mit dem City-Tunnel, der mindestens 571 
Millionen Euro kostet (vgl. auch insg. www.city-
tunnelleipzig.de), erhält Leipzig erstmalig eine U-
Bahn und wird der Stadt- und Regionalbahnver-
kehr weit stärker als bisher zur Erschließung der 
Innenstadt genutzt. Angesichts der geschilderten 
Probleme des bestehenden ÖPNV-Systems stellt 
sich die Frage, ob nicht für einen wesentlich ge-
ringeren Betrag ein größerer Nutzen im bestehen-
den System hätte erreicht werden können. Solche 
Überlegungen bleiben jedoch theoretisch, da die 
entsprechenden Mittel in diesem Fall hauptsäch-
lich durch die Europäische Union, den Bund, das 
Land Sachsen und die Deutsche Bahn getragen 
getragen werden und für andere Projekte nicht 
zur Verfügung stehen würden. Der städtische An-
teil von rund 12,7 Millionen Euro (vgl. auch insg. 
Deges 2006) nimmt sich dagegen bescheiden   
aus. Vielmehr gilt es, das Umbauprojekt und die 
damit verbundenen Anpassungen in den nach-
gelagerten ÖPNV-Netzen zu nutzen, um auch 
hier Verbesserungen und Attraktivitätssteigerun-
gen zu erreichen. Die Eröffnung des City-Tunnels 
könnte so der Beginn eines neuen Stadtverkehrs-
zeitalters für Leipzig sein: Hierzu würde zum Bei-
spiel ein durch die Verknüpfung mit der „U-Bahn“ 
neu vertaktetes, dichteres Bus- und Straßen-
bahnnetz mit zusätzlichen, attraktiven Haltestel-
len und Fahrgastinformationssystemen gehören. 
Aber auch Car-Sharing-Parkplätze, Radstationen 
und -wege an allen Haltepunkten sollten vom er-
sten Tag an zur Verfügung stehen. Doch auch die-
ses neue Angebot wird umso stärker angenom-
men, je unattraktiver die Fahrt mit dem Auto ist. 
Hier bedarf es allerdings einer veränderten Ziel-
setzung. Wenn der City-Tunnel eine spürbare 

Entlastung für die Zufahrts- und Durchfahrts-
straßen bedeutet, sollte der freiwerdende Ver-
kehrsraum in Fuß- und Radwege, Busspuren und 
attraktive Aufenthaltsbereiche umgewandelt wer-
den.

Leipzig gilt als Paradebeispiel für eine Reur-
banisierung der Bevölkerung, obwohl es bei vie-
len Zuziehenden eher eine Landfl ucht ist, die sie 
in die Sachsenmetropole treibt. Damit verbunden 
ist allerdings auch hier eine Chance, die bisher 
ungünstigen Rahmenbedingungen von Schrump-
fung und wirtschaftlichem Strukturwandel zu 
überwinden und Stadt- und Verkehrsentwicklung 
stärker aktiv zu steuern. Das Großprojekt City-
Tunnel kann hierfür Katalysator sein, muss dafür 
aber mit weiteren kleinteiligen Maßnahmen im 
„Umweltverbund“ und einer Siedlungsplanung 
kombiniert werden, die zu einer Wiederherstel-
lung städtischer Qualitäten führt. In den nach-
folgenden Beispielen sollen Entwicklungen au-
ßerhalb der Metropolen betrachtet werden.

5.3 Karlsruhe – Großstadt in einer   
  Wachstumsregionen

Die ehemalige badische Hauptstadt Karlsruhe 
liegt innerhalb eines prosperierenden Verdich-
tungsraums und dient als Fallbeispiel für eine 
Großstadt innerhalb einer Wachstumsregion. 
Durch die umfangreiche Regionalisierung des 
schienengebundenen ÖPNV (Abb. 10) ist Karls-
ruhe bereits heute die „Straßenbahnstadt der Zu-
kunft“.

5.3.1  Beschreibung

Bevölkerungsentwicklung
In den vergangenen acht Jahren hat Karlsruhe 
durchschnittlich gut 1 000 Einwohner pro Jahr 
hinzugewonnen, so dass hier im Dezember 2007 
rund 285 000 Menschen ihren Hauptwohnsitz 
hatten (Karlsruhe 2008a). Die Raumplanungsre-
gion Mittlerer Oberrhein, die nicht mit dem Ver-
dichtungsraum identisch ist, hatte zu diesem Zeit-
punkt gut eine Million, der Regierungsbezirk Karls-
ruhe gut 2,7 Millionen Einwohner bei jeweils 
steigender Tendenz (vgl. auch insg. www.statistik-
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Abbildung 10: 

Stadtbahn im Karlsruher Hauptbahnhof 

Quelle: Christian Immler, www.wikimedia.org

bw.de). Die Stadt Karlsruhe geht in ihren Bevölke-
rungsvorausberechnungen davon aus, dass diese 
Entwicklung zunächst anhalten wird, es ab 2015 
aber zu einem leichten Bevölkerungsrückgang 
kommen wird (Abb. 11). Der Jugendquotient 
sinkt kontinuierlich, während der Altersquotient 
steigt. Durch das Bevölkerungswachstum nimmt 
die Erwerbsbevölkerung zunächst weiter zu und 
stagniert erst mittelfristig (Karlsruhe 2007a)8.

Raumstruktur und -entwicklung
Der Verdichtungsraum Karlsruhe/Pforzheim9 be-
sitzt eine ungleich gewichtete bipolare Struktur, 
in der Karlsruhe das wichtigere der beiden Ober-
zentren ist. Als eine der letzten großen Stadtneu-
gründungen des europäischen Festlands wurde 
Karlsruhe zunächst fächerartig in südlicher Rich-
tung erschlossen. Durch Stadtwachstum und Ein-
gemeindungen stellt die Stadt Karlsruhe mittler-
weile eine Spange der in Nord-Süd-Richtung ver-
laufenden Siedlungsbänder der oberrheinischen 

Tiefebene dar, wobei die Stadt teilweise mit den 
angrenzenden Gemeinden verschmolzen ist. 
Karlsruhe ist daher von einem engen Ring von 
Mittel- und Unterzentren umgeben. So ist etwa 
das Mittelzentrum Wörth am Rhein nur acht Ki-
lometer entfernt. Es liegt allerdings westlich des 
Rheins, der eine natürliche Zäsur in der Raum- 
und Siedlungsstruktur bildet. Die Landes- und 
Regionalplanung geht von einer Weiterentwick-
lung der regionalen Zentren und Achsen aus. Da-
bei werden Versorgungs- und Infrastrukturange-
bote in bestehenden Zentren und Entwicklungs-
fl ächen für Siedlung und Gewerbe entlang der 
Schienenstrecken ausgewiesen. (Vgl. NV Karlsru-
he 2004)

Siedlungsstruktur und -entwicklung
Neben einem kompakten städtischen Kern gehö-
ren zu den 27 Stadtteilen auch mehrere einge-
meindete Ortschaften und Siedlungen mit sub-
urbanem Charakter. Die Hauptentwicklungsrich-

8 Das Statistische Landesamt Baden Württemberg rechnet hingegen bereits seit 2006 mit einem leichten Bevölkerungsrückgang. Dieser 
hat sich allerdings bislang nicht eingestellt. (www.statistik-bw.de)

9 Der Verdichtungsraum ist weder mit der oben genannten Raumplanungsregion Mittlerer Oberrhein noch mit dem Regierungsbezirk 
Karlsruhe identisch. Da für ihn keine statistischen Daten zur Verfügung stehen, konnten im Abschnitt zur Bevölkerungsentwicklung für 
ihn keine Werte angegeben werden.
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tungen waren lange Zeit der Westen und Osten. 
Nördlich des Stadtzentrums öffnet sich der 
Schlosspark hingegen in einen weitgehend un-
bebauten Landschaftsraum, der westlich und öst-
lich jeweils von einem Siedlungsband entlang der 
Verkehrstrassen fl ankiert wird. Nach Süden wer-
den kompakte Siedlungsstrukturen schnell durch 
eine verstädterte Landschaft abgelöst. Die nahe 
gelegenen Ortschaften im Landkreis haben sich 
zu Siedlungsschwerpunkten für Umlandwanderer 
entwickelt (vgl. Tenz et al. 2000). Ausgedehnte 
Industrie- und Gewerbefl ächen sind schwer-
punktmäßig in Nähe des Rheinhafens und dem 
weiteren westlichen Stadtgebiet konzentriert. Die 
Siedlungsentwicklung in der Kernstadt liegt seit 
einigen Jahren schwerpunktmäßig auf der Akti-
vierung von Brach- und Konversionsfl ächen. Jün-
gere, hervorzuhebende Projekte sind die Um-
nutzung des „Alten Schlachthofes“ (gemischt ge-
nutztes Quartier mit Kulturzentren, Kultur- und 
Kreativschaffenden sowie Kleingewerbe) sowie das 
Vorhaben „City Park“ (ehemalige Bahnbrache, 
330 000 Quadratmeter Baufl äche, 2 800 Wohnun-

gen und Bürofl ächen bis 2015). Daneben nimmt 
die Stadtsanierung einen hohen Stellenwert ein.

Im Zuge der positiven Einwohnerentwick-
lung der Gesamtstadt konnten insbesondere die 
zentralen Stadtteile der Innenstadt Zuwächse ver-
buchen. So hat sich deren Einwohnerzahl zwi-
schen 2000 und 2006 um gut 2 500 erhöht. Die 
Zuzügler geben hierfür vor allem berufl iche und 
private Gründe an. Aber auch eine höhere Le-
bensqualität, bessere Infrastruktur, die Nähe zum 
Arbeitsort, zu Bildungseinrichtungen und Ein-
kaufsmöglichkeiten sowie eine bessere Verkehrs-
anbindung waren für die Wohnstandortwahl ent-
scheidend. (Karlsruhe 2006:8)

Verkehrsstruktur und -entwicklung
Der regionalen Dominanz des Oberzentrums ent-
sprechend ist Karlsruhe wesentlicher Knoten-
punkt des Verkehrssystems. Aus allen Richtungen 
wird das Stadtzentrum über die Trassen des moto-
risierten Individualverkehrs und des Schienen-
personennahverkehrs mit der Region verbunden. 
Die umliegenden Zentren sind nur vereinzelt mit 

Abbildung 11: 

Einwohner der Stadt Karlsruhe, ab 2005 Prognose

Quelle: www.statistik-bw.de
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verkehrsbedeutsamen Straßenverbindungen mit-
einander verknüpft. (Tenz et al. 2000) Durch die 
fächerförmige Stadtanlage sind das Stadtzentrum 
und die angrenzenden Stadtquartiere durch ein 
Straßenraster erschlossen. Dieses System prinzi-
piell gleich gewichteter Straßen wurde durch ei-
nen Innenstadtring und eine von West nach Ost 
verlaufende Außentangente im südlichen Stadt-
gebiet ergänzt, die auch die Anbindung zur Auto-
bahn erfüllt. Insbesondere mehrere Ost-West- 
orientierte Stadtstraßen dienen als Einfallstra-
ßen.

Kern des Nahverkehrsnetzes ist ein kombi-
niertes Stadt- und Regionalbahnsystem mit ins-
gesamt 18 Linien und rund 300 Kilometern Stre-
cke (KVV 2007). Als „Karlsruher Modell“ wurde 
hierzu in den 1980er Jahren die Möglichkeit einer 
umstiegsfreien Zweisystembahn entwickelt und 
ab 1992 in beispielhafter Weise auf- und ausge-
baut. Wesentliche Komponenten des Modells 
sind die bauliche Verknüpfung der bestehenden 
Eisen- und Straßenbahnnetze, der Einsatz von 
Fahrzeugen, die beide Netze nutzen können und 
die Erhöhung der Haltestellendichte. (Vgl. 
BMVBS/BBR 2007a:9–10) In der Fläche wird dieses 

Schienennetz durch ein Bussystem ergänzt. Die 
Linien des ÖPNV bündeln sich in der Kaiserstra-
ße, der zentralen Verkehrs- und Geschäftsstraße 
der Innenstadt. Dies führt zu einer hohen Ver-
kehrsdichte und in Teilbereichen zu Nutzungs-
konfl ikten zwischen den Verkehrsarten und mit 
den sonstigen Nutzungen des Straßenraums 
(Karlsruhe 2007a). Der Hauptbahnhof ist durch 
insgesamt sechs Stadtbahnlinien in das Nahver-
kehrsnetz integriert.

Neben dem ÖPNV besitzt das Rad in Karls-
ruhe eine große Bedeutung als Verkehrsmittel. 
Begünstigt wird dies durch ein umfangreich aus-
gebautes Radwegenetz. Der Anteil des Radver-
kehrs am Gesamtverkehrsaufkommen lag in der 
Stadt im Jahr 2007 bei 16 Prozent (Karlsruhe 
2007b). Insbesondere durch Ausbau und eine ver-
besserte Qualität des ÖPNV wurde dessen Fahr-
gastaufkommen innerhalb von rund 15 Jahren 
verfünffacht (BMVBS/BBR 2007a:10). Diese Stei-
gerung ist jedoch in den aktuellsten Zahlen zum 
Modal Split für das Gebiet des Nachbarschafts-
verbandes Karlsruhe aus dem Jahr 1997 nur teil-
weise enthalten (Abb. 12; vgl. NV Karlsruhe 
2004:80). 

Abbildung 12: 

Modal Split des Nachbarschaftsverbands Karlsruhe 1997, Anteile in Prozent

Quelle: Nachbarschaftsverband Karlsruhe 2004:80
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Das Verkehrsgutachten von 1997 empfi ehlt 
für das Gebiet des Nachbarschaftsverbandes eine 
Konzentration neuer Siedlungsfl ächen sowie von 
Infrastruktur- und Versorgungsangeboten vor-
rangig in Orten mit zentralörtlicher Funktion. 
Hierbei wurde eine Senkung des Kraftfahrzeugan-
teils am Gesamtverkehrsaufkommen um drei 
Prozentpunkte bis 2010, eine Steigerung des An-
teils des Öffentlichen Verkehrs von 13 auf 16 Pro-
zent sowie eine Steigerung des Anteils von Rad- 
und Fußverkehr um zwei Prozentpunkte als mög-
lich erachtet. Dementsprechend wird dem Aus-
bau des ÖPNV, des Radwegenetzes sowie der „Park 
& Ride“-Plätze weiterhin eine hohe Bedeutung 
beigemessen. (Karlsruhe 2007b) Zur Entfl echtung 
von Nutzungskonfl ikten zwischen schienenge-
bundenem ÖPNV, Fuß- und Radverkehr sowie 
Geschäftsnutzungen soll die Straßenbahn auf 
einem Teilstück der zentralen innerstädtischen 
Geschäftsstraße unterirdisch verlegt werden. Zum 
Bau einer neuen Straßenbahntrasse soll der Auto-
verkehr auf einer innerstädtischen Hauptver-
kehrsstraße ebenfalls in einen Tunnel verlegt wer-
den. Beide Projekte werden als „Kombi-Lösung“ 
betitelt (Karlsruhe 2007c).

Der Radverkehr soll mit einem Zwanzig-
Punkte-Programm gefördert werden, das schwer-
punktmäßig den Bau neuer Radverbindungen 
vorsieht. Gleichzeitig beteiligt sich die Stadt zur 
Senkung der Umweltbelastung durch Staus im 
Straßenverkehr an einem Verkehrsmanagement-
Projekt des Bundeswirtschaftsministeriums. Um 
das Verkehrssystem der Stadt an die demogra-
fi sche Entwicklung und die Veränderung der 
 Mobilitätsbedürfnisse anzupassen, erarbeitet die 
Stadt seit Ende 2007 einen „Verkehrsentwick-
lungsplan 2015“. Das Projekt ist Bestandteil des 
„Masterplan 2015“ der Stadt Karlsruhe.

5.3.2 Auswirkungen und 
  Handlungsempfehlungen

Als traditionelle Straßenbahnstadt kann Karlsru-
he innerhalb der vergangenen zwei Jahrzehnte 
auf bedeutende Innovationen im ÖPNV zurück-
blicken. Trotz der „Regionalisierung“ des Stadt-
bahnnetzes und der damit einhergehenden Auf-
wertung suburbaner Standorte, hat vor dem Hin-

tergrund von Wachstum und wirtschaftlichem 
Wohlstand auch die Innenstadt Bevölkerung 
durch Binnenwanderung hinzugewinnen kön-
nen.

Auswirkungen und Zielsetzungen
Wie zuvor ausgeführt, werden Karlsruhe und die 
Region Mittlerer Oberrhein aufgrund ihrer dyna-
mischen Wirtschaftsentwicklung weiterhin zu 
den Regionen mit zunächst wachsender Ein-
wohnerzahl und mittelfristig stabiler Bevölke-
rungsentwicklung gehören. Dementsprechend 
wird hier auch die zunehmende Zahl älterer Men-
schen nicht unbedingt als eine „Überalterung“ 
wahrgenommen werden. Für den Verkehrssektor 
würde dies zunächst ein steigendes Verkehrsauf-
kommen insbesondere innerhalb des motorisier-
ten Individualverkehrs bedeuten, während im 
ÖPNV der Rückgang der Schülerbeförderung nur 
teilweise durch mehr nicht-wahlfreie Senioren 
kompensiert würde. Auch weiterhin bestünde 
eine große Nachfrage nach suburbanen, tenden-
ziell durch den ÖPNV unzureichend erschlos-
senen Wohnstandorten, wodurch auch die Segre-
gation durch zunehmend generationshomogene 
Wohnstandorte zunehmen könnte.

Allerdings besteht durch eine Fortsetzung 
der Förderung des „Umweltverbundes“ in Ver-
bindung mit einer städtischen Renaissance die 
Möglichkeit, diese Entwicklung umzukehren. So 
ließe sich die Bevölkerungszahl innerstädtischer 
Quartiere bei stabiler Entwicklung der suburba-
nen Wohnstandorte steigern und gleichzeitig die 
Auto-Abhängigkeit im Umland weiter verringern. 
Dadurch würde der Modal Split-Anteil des „Um-
weltverbundes“ weiter steigen und könnten Ver-
kehrsfl ächen als Lebensraum zurückgewonnen 
werden.

Handlungsempfehlungen
Karlsruhe ist bereits heute eine „Straßenbahn-
stadt der Zukunft“, die ihr innerstädtisches Netz 
umfassend mit den regionalen Strecken verbun-
den hat. Gerade unter Wachstumsbedingungen 
in der gesamten Region ist diese Verknüpfung 
wichtig. Ohne gute Verbindungen in die Region 
könnte auch die Innenstadt ihre regionale Bedeu-
tung kaum festigen. Da das Straßenbahnnetz in 
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der Innenstadt nicht übermäßig zentralisiert ist, 
ist es zudem auf ein städtisches Wachstum ausge-
legt und kann ggf. noch erweitert werden. Eine 
wesentliche Aufgabe besteht nun darin zu ge-
währleisten, dass die Ausweitung des städtischen 
ÖPNV in die Region nicht zu einem Argument 
für weitere Suburbanisierung wird. Dies wird ins-
besondere durch die aktive Bereitstellung zusätz-
licher Flächen und sonstiger Nachverdichtungs-
potenziale in der Innenstadt, an deren Rändern 
und in Stadtteilzentren mit Entlastungsfunktion 
sichergestellt. Darüber hinaus erforderliche neue 
Siedlungs- und Gewerbefl ächen sind eng am exis-
tierenden Streckennetz zu orientieren. Gegebe-
nenfalls erforderliche zusätzliche Haltepunkte 
oder Streckenerweiterungen sollten gleichzeitig 
mit der übrigen Erschließung geschaffen werden. 

Da der suburbane Raum auch weiterhin eine 
große Bedeutung als Wohn- und Gewerbestand-
ort haben wird, wird vorgeschlagen, diese Gebiete 
in die Reurbanisierungsstrategie einzubeziehen. 
Wichtig ist, dass der suburbane Wohn- oder Ar-
beitsort nicht notwendigerweise zur Automobil-
nutzung führt, die letztlich auch negative Aus-
wirkungen auf das städtische Gebiet hat. Deshalb 
sollten bestehende suburbane Zentren als Kerne 
innerhalb des verstädterten Gebiets gestärkt wer-
den. Ein qualifi ziertes Netz von Schnellverbin-
dungen zwischen der Innenstadt und den umlie-
genden Klein-, Mittel- sowie Stadtteilzentren, die 
gleichzeitig Knotenpunkte für lokale Netze sind, 
kann dies unterstützen. Gleichzeitig sollten die 
Radwegeverbindungen ausgebaut, Haltestellen 
mit Aufbewahrungsmöglichkeiten ausgestattet 
und ein ergänzendes Leihsystem in der Innen-
stadt eingerichtet werden.

Trotz der vergleichsweise hohen Haltestel-
lendichte in großen Teilen des städtischen Ge-
biets wird es mit der steigenden Zahl Hochbe-
tagter auch einen größeren Teil der Bevölkerung 
geben, der nur unter Schwierigkeiten seine Mo-
bilitätsanforderungen mit Massentransportmit-
teln wird organisieren können. Hier erscheinen 
fl exible Bediensysteme wie Rufbussysteme oder 
auch subventionierte Taxifahrten eine sinnvolle 
Ergänzung.

Karlsruhe ist geprägt durch eine Vielzahl lan-
ger und gerader Straßen, die zudem teilweise 

recht breit sind. Sie besitzen dadurch eine hohe 
Barriere- und Trennwirkung und sind in ihrer 
Aufenthaltsqualität und Nutzbarkeit einge-
schränkt. Der Rückgang des Autoverkehranteils 
durch den Netzausbau im ÖPNV bietet die Chan-
ce, Straßenraum für andere Nutzungen als den 
fl ießenden und stehenden Verkehr zurückzu-
gewinnen. Die Entlastung soll durch bauliche 
Maßnahmen wie Spurreduzierungen, Begrünung, 
Platzgestaltungen und Ähnlichem zu einer Erhö-
hung der Lebensqualität führen (BMVBS 2007a).

Wie viele andere Großstädte wächst das Ober-
zentrum Karlsruhe mit der umliegenden Region. In 
den letzten Jahrzehnten wurden allerdings erheb-
liche Anstrengungen unternommen, das ÖPNV-
System in das Umland zu erweitern. Dies führte 
zum einen zu einer deutlich verbesserten Konkur-
renzfähigkeit des ÖPNVs, könnte im negativen 
Fall aber auch die Fortsetzung der Randwande-
rung unterstützen. Daher gilt es nun zum einen, 
die Innenstadt weiter zu stärken, und zusätzlich 
den „Umweltverbund“ in den Vorortsiedlungen 
auszubauen. Am nachfolgenden Beispiel Kassel 
kann unter anderem beobachtet werden, wie eine 
ähnliche Strategie unter ungünstigeren Rahmen-
bedingungen angewendet wurde.

5.4  Kassel – Großstadt in einer 
  Schrumpfungsregionen

Das nordhessische Oberzentrum Kassel wird hier 
als Beispiel für eine Großstadt in einer Schrump-
fungsregion angeführt. In der Stadt, in der viele 
verkehrstechnische Versuche stattgefunden ha-
ben, konkurrieren heute die erste deutsche Car-
Sharing-Initiative, ein rationalisiertes Straßen-
bahnnetz und eine vorbildliche Nachverdichtung 
(Abb. 13) mit einer „autogerechten“ Stadtstruktur 
aus der Hochphase der Auto-Euphorie.

5.4.1  Beschreibung

Bevölkerungsentwicklung
Nach einer kurzen Wachstumsphase zwischen 
1985 und 1993 sinkt die Einwohnerzahl Kassels 
kontinuierlich, wenn auch mit unterschiedlicher 
Dynamik. Nach rapiden Rückgängen stagnierte 
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die Einwohnerzahl zwischen 2000 und 2005. 
Seitdem sinkt die Zahl der Einwohner wieder 
deutlich und hat Ende des Jahres 2007 mit rund 
192 000 Einwohnern etwa das Niveau von 1989 
erreicht (Abb. 14; www.hsl.de). Neben einer nega-
tiven natürlichen Bevölkerungsentwicklung be-
ruht die Abnahme in erheblichem Umfang auf 
Verlusten an die Umlandgemeinden. Zwischen 
2001 und 2005 konnte durch Ausbildungswan-
derung allerdings ein insgesamt positives Wande-
rungssaldo erreicht werden (Kassel 2004, ZRK 
2007a:7). Die Prognosen zur Bevölkerungsent-
wicklung gehen von Einwohnerrückgängen so-
wohl der Stadt als auch der Region aus. Die Stadt 
schätzt bis 2014 mit einem Rückgang um zwei bis 
zehn Prozent. Im Landkreis wird von einem Be-
völkerungszuwachs um ein Prozent und für die 

gesamte Region Nordhessen von einem Rückgang 
um 4,5 Prozent bis 2020 ausgegangen. (FEH 2004) 
In der Altersstruktur sinkt nicht nur der Anteil 
der unter 20-Jährigen von 18,5 Prozent (2002)  
auf 16,8 Prozent (2020), sondern auch der Anteil 
der Erwerbsbevölkerung von 62,3 auf 61,2 Pro-
zent ab.

Raumstruktur und -entwicklung
Das Oberzentrum Kassel liegt im äußersten Nor-
den Hessens an der Grenze zu Niedersachsen. Das 
nächstgelegene Oberzentrum ist in fünfzig Kilo-
metern Entfernung Göttingen in Südniedersach-
sen. Die nächstgelegenen Mittelzentren, die Ge-
meinden Baunatal und Vellmar, sind entlang der 
Verkehrsachsen mit dem Siedlungskörper Kassels 
zusammengewachsen. Zusammen mit zehn wei-

Abbildung 13: 

Kasseler Unterneustadt

Quelle: www.peg-kassel.de
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teren Grundzentren bilden sie den Verdichtungs-
raum Kassel, in dem insgesamt circa 335 000 
Menschen leben (RP Kassel 2006:208). 

Siedlungsstruktur und -entwicklung
Prägend für die Stadtstruktur Kassels sind einer-
seits ein hoher Grünfl ächenanteil, andererseits 
aber auch große Verkehrsachsen für den ÖPNV, 
die im Zentrum durch den modernen Nachkriegs-
wiederaufbau entstanden. Eine kleinteilige Zen t-
ren struktur im Stadtgebiet hat sich teilweise aus-
gehend von weiterhin vorhandenen historischen 
Siedlungskernen entwickelt. Neben der City ist 
im Zuge des Baus des ICE-Fernbahnhofes „Kassel-
Wilhelmshöhe“ in etwa 3,5 Kilometern Entfer-
nung ein zweites größeres Zentrum entstanden. 
Durch weitere Außenbereichszentren erfuhr das 
historische Stadtzentrum zum Teil erhebliche 
Funktionsverluste. Mit der Randwanderung der 
Industrie sind innerstädtische Areale brach gefal-
len, die bis heute nur teilweise neu bebaut wur-
den. Da das Freifl ächenangebot innerhalb der 

Stadtgrenzen stark begrenzt ist, konzentrierte sich 
die Siedlungsentwicklung in den vergangen Jah-
ren auf der Konversion dieser altindustriellen Ge-
biete sowie ehemaliger Kasernengelände. Ein pro-
minentes Beispiel der Innenentwicklung ist die 
Wiedererrichtung der im Krieg zerstörten Unter-
neustadt in fußläufi ger Erreichbarkeit der Innen-
stadt (fünf Hektar, 650 Wohnungen; PEG o.J.). 
Das gemischt genutzte Quartier wurde im Sinne 
einer „kritischen Rekonstruktion“ weitgehend 
auf dem historischen Stadtgrundriss gebaut und 
dabei auch eine querende Bundesstraße ver-
schmälert. Ein Teilbereich wurde zudem modell-
haft als „autofreies“ Quartier entwickelt.

Zur Weiterentwicklung der bestehenden Zen-
trenstruktur und zur bauleitplanerischen Steue-
rung des Einzelhandels wurde durch die Stadt 
Kassel und die Umlandgemeinden der „Kommu-
nale Entwicklungsplan Zentren“ aufgestellt (ZRK 
2007c). Außerhalb dort ausgewiesener Zentren 
sind Einzelhandelsvorhaben nur zulässig, wenn 
sie der Nahversorgung dienen und keine nega-

Abbildung 14: 

Einwohner der Stadt Kassel, ab 2007 Prognose

Quelle: ZRK 2007a
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tiven Auswirkungen auf die bestehenden Zentren 
haben. Trotz des Schutzes der Nahversorgung be-
steht hier in einigen Stadtteilen ein Defi zit (ZRK 
2007b:56).

In einer Wanderungsmotivbefragung zeigte 
sich, dass 39 Prozent der Stadt-Umland-Wanderer 
lieber in der Stadt geblieben wären. Als Wünsche 
zur Verbesserung des neuen Wohnstandortes 
wurden eine bessere ÖPNV-Anbindung und eine 
bessere Nahversorgung genannt. (ZRK/Univer-
sität Kassel 2003) Um die Rückwanderung aus 
dem Umland gezielt zu unterstützen, formuliert 
das Zukunftsprogramm der Stadt das Ziel, für 
Rückkehrer Nachkriegswohnquartiere mit kleine-
ren Wohnungen gezielt aufzuwerten (Kassel 
2007a:7).

Verkehrsstruktur und -entwicklung
Wesentlicher Schwerpunkt des ÖPNVs ist die 
Straßenbahn. Diese wird seit 2007 durch das Sys-
tem der auf Bahn- und Straßenbahnschienen 
gleichermaßen verkehrenden „RegioTram“ als re-
gionalem, schienengebundenem Nahverkehrssy-
stem ergänzt (vgl. Karlsruhe). Auf einem sternför-
migen Liniennetz verkehren neun Linien der 
Straßenbahn und fünf des RegioTram, von denen 
die allermeisten auf gleicher Strecke durch den 
innerstädtischen Einkaufsbereich fahren. In die-
sem Bereich bestehen somit vielfältige Umstei-
gemöglichkeiten unter den Linien und Verkehrs-
trägern. Das System des schienengebundenen 
ÖPNV wird durch ein Busnetz ergänzt, das der 
Flächenerschließung des Stadtgebietes dient. In 
Gebieten, in denen keine wirtschaftliche Erschlie-
ßung mit Bus oder Bahn erreicht werden kann, 
verkehren zusätzlich Anrufsammeltaxen. Der 
städtische Nahverkehr ist zudem in Takt und Tarif 
des Nordhessischen Verkehrsverbunds integriert.

Eine Ergänzung des ÖPNV-Angebotes bildet 
das Car-Sharing-Unternehmen „Stattauto“, das 
1991 als bundesweit erste solche Initiative ge-
gründet wurde. An 45 Stellplätzen im Stadtgebiet 
werden den circa 1 400 Teilnehmern 75 Fahrzeuge 
angeboten. (www.stattauto.net) Das Radwegenetz 
weist hingegen Lücken auf, so dass Radfahrer teil-
weise auch stark befahrene Straßen nutzen müs-

sen. Auch fehlen Querungsmöglichkeiten. Trotz 
des gut ausgebauten Nahverkehrssystems wird 
der Stadtverkehr durch den motorisierten Indivi-
dualverkehr geprägt. Davon direkt nachteilig be-
troffen sind 35 000 Menschen (18 Prozent), die 
an Hauptverkehrsstraßen wohnen (ZRK 2002:4). 
Im Rahmen des Kunstprojektes „8 000 Eichen – 
Stadtverwaldung statt Stadtverwaltung“ wurden 
ab 1982 die Straßen und Plätze zwar begrünt, eine 
Reduzierung der Emissionen allerdings nicht er-
reicht.

Die in Abbildung 15 dargestellten Daten zum 
Modal Split stammen aus dem Jahr 1995 (ZRK 
2007b:64). Die Verkehrsleistung des ÖPNV nahm 
jedoch in den vergangenen Jahren kontinuierlich 
zu: Lag die Anzahl der Personenkilometer pro 
Einwohner 1995 bei 448 stieg sie bis 2005 auf 
582. Im gleichen Zeitraum stieg jedoch auch die 
Zahl der Kraftfahrzeuge, deren Anzahl pro Ein-
wohner in Kassel allerdings deutlich unter dem 
hessischen und bundesdeutschen Durchschnitt 
liegt (Kassel 2007b:10). Eine 1995 prognostizierte 
erhebliche Zunahme des Autoverkehrsaufkom-
mens fand hingegen nicht statt. Bis 2004 hat sich 
die Verkehrsbelastung des Straßennetzes kaum 
verändert. (ZRK 2007b:61) Dementsprechend 
kann von einer Steigerung des ÖPNV-Anteils im 
Modal Split ausgegangen werden.

Der Gesamtverkehrsplan zielt auf eine Redu-
zierung der Belastungen durch den Straßenver-
kehr und eine Förderung des „Umweltverbundes“ 
(Fuß/Rad/ÖPNV) ab (ZRK 2007b; vgl. auch 2002: 
9–10). Basis hierfür bilden die in Richtung Stadt-
rand zu erweiternden Straßenbahnlinien sowie 
ein dichtes und häufi g verkehrendes Busnetz. 
Letzteres soll durch weitere fl exible Angebots-
formen wie Ruf- und Sammeltaxen ergänzt wer-
den. Das Radwegenetz soll ausgebaut werden.

5.4.2 Auswirkungen und 
  Handlungsempfehlungen

Zusätzlich zu sich abschwächenden Suburbani-
sierungstendenzen macht sich in Kassel der de-
mografi sche Wandel für eine westdeutsche Stadt 
ungewöhnlich stark bemerkbar. Gleichzeitig gibt 
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Abbildung 15: 

Modal Split des Zweckverbands Raum Kassel 1995, Anteile in Prozent

Quelle: nach ZRK 2002:45
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es hier auch durch die ortsansässige Fahrzeugbau-
industrie und Forschung eine lange Tradition in-
novativer Ansätze im Verkehrssektor.

Auswirkungen und Zielsetzungen
Wenngleich der Trend der Zuwanderung aus dem 
weiteren Verfl echtungsraum ähnlich wie in vie-
len ostdeutschen Städten zunehmen wird, bleibt 
Kassel entsprechend der oben dargestellten Pro-
gnosen eine Stadt mit einer zumindest stag-
nierenden, sehr wahrscheinlich sogar schrump-
fenden Bevölkerung. Für den Verkehrssektor wür-
de diese Entwicklung zunächst eine leichte Zu-
nahme im Autoverkehr bedeuten, weil der Anteil 
der Führerscheinbesitzer bei insgesamt abneh-
mender Bevölkerung weiterhin steigt. Da inner-
halb des Stadtgebiets nur wenige bebaubare Flä-
chen Markt-gerecht zur Verfügung stehen, wür-
den vor allem Umlandgemeinden in verkehrs-
günstiger Lage Ziel des Zuzugs aus der weiteren 
Region. Hierdurch würden die Wegelängen im 
motorisierten Individualverkehr und ÖPNV wei-
ter steigen. Andererseits würde in weniger attrak-
tiven Siedlungsgebieten der Wohnungsleerstand 
zunehmen.

Entsprechend der eingangs beschriebenen 
städtischen Renaissance gilt es daher, die beste-
henden Anstrengungen zur Einbindung des sub-
urbanen Umlandes in das städtische ÖPNV-Netz 
weiter zu verstärken wie auch die innerstädtische 
Linienführung zu verdichten. Hingegen kann in 
der sich zunehmend „entleerendem“ weiteren 
Region nur der Erhalt von Nahverkehrshalten si-
chergestellt werden. Parallel dazu ist der auto-
gerechte Ausbau der Hauptverkehrsstraßen zu re-
duzieren, wodurch deutliche Verbesserungen im 
Fuß- und Radverkehr erreicht werden können. 
Eine Begrenzung der Siedlungsfl ächen auf den 
Bestand sowie ein vielfältiges Wohnungsangebot 
innerhalb des Stadtgebietes und eine hohe Nut-
zungsdichte können dies unterstützen. Denn so 
können auch auf innerstädtischen Brachfl ächen 
konkurrenzfähige Wohnstandorte entstehen.

Handlungsempfehlungen
Während andere Städte ihr Straßenbahnnetz re-
duzierten, wurde dieser Verkehrsträger in Kassel 
erhalten und bereits ab Mitte der 1980er Jahre 
ausgebaut. Im Jahr 2007 wurde schließlich ein 
mit der Karlsruher „Stadtbahn“ vergleichbares 
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„RegioTram“-Netz geschaffen. Ähnlich wie bei 
anderen bedeutenden Innovationen innerhalb 
des städtischen Verkehrssystems (Verkehrsberu-
higung, Car-Sharing, Verkehrsverbund), bei de-
nen Kassel eine Pionierrolle einnahm, mangelt es 
allerdings teilweise an einer ausreichenden Ak-
zeptanz. Zudem wurde anders als in Karlsruhe die 
Haltstellenanzahl in der weniger dicht besiedel-
ten Region nicht wesentlich erhöht. Schließlich 
konkurrieren die Innovationen stets mit dem 
Komfort, den eine in der Nachkriegszeit „auto-
gerecht“ ausgebaute Stadtstruktur dem Autover-
kehr bietet

Um das Straßenbahnnetz weiter in die Re-
gion auszuweiten sollen bestehende Straßen-
bahnlinien in die Umlandgemeinden verlängert 
werden. Hierbei ist auch eine weitere Verknüp-
fung mit Regionalbahnhalten möglich. Dass das 
Straßenbahnnetz mit der Linienbündelung in der 
Innenstadt eine hohe Zentralität aufweist und 
damit eigentlich auf Stagnation ausgelegt ist, ver-
hindert letztlich auch schnelle Verbindungen 
zwischen einzelnen Stadtgebieten, die das Stra-
ßennetz zum Teil im Fernstraßen-Standard be-
reithält. Entgegen bestehender Diskussionen ist 
von einer Verlagerung der Straßenbahn aus der 
Haupteinkaufsstraße dringend abzuraten. Viel-
mehr wird eine Ergänzung durch Bus- oder auch 
Straßenbahnlinien empfohlen.

Möglich werden solche zusätzlichen Linien-
führungen nur, wenn die großzügige Raumzu-
weisung für den motorisierten Individualverkehr 
zurückgenommen wird. Auch hier besteht mit 
der um gebauten Leipzigerstraße bereits ein posi-
tives Beispiel innerhalb Kassels. Zwar können die 
Auf enthaltsqualität (Boulevard-Charakter) und 
die Optimierung für den Radverkehr noch gestei-
gert werden, doch zeigt sich, dass zum Beispiel 
eine Straßenbahnführung und Haltestellenposi-
tionierung innerhalb der Fahrbahnen des mo-
torisierten Individualverkehrs möglich ist, um 
auch an Engstellen nicht auf durchgehende Rad- 
und Fußwege verzichten zu müssen. Die Bevor-
rechtigung der Straßenbahn auf diesen Strecken-
abschnitten erhöhte hier durch eine Vergleich-
mä ßigung des Verkehrsfl usses sogar die Leistungs-
fähigkeit der Straße für den Autoverkehr.

Im Radverkehr wurde dagegen bislang eher 
auf Minimallösungen gesetzt und Radwege trotz 
schwieriger Topografi e auf Fahrbahnen und Ne-
benstraßen geführt. So belegte Kassel in seiner 
Größenklasse beim Allgemeinen Deutschen Fahr-
rad Club (2005) den vorletzten Platz. Die gerade 
gestartete Imagekampagne für das Radfahren be-
darf unterstützender baulicher Maßnahmen, um 
Sicherheit und Komfort zu erhöhen.

In der Siedlungsentwicklung hat Kassel mit 
dem Bau der Unterneustadt frühzeitig ein bei-
spielhaftes Projekt begonnen, um sich mit einem 
besonderen städtischen Angebot vom Umland 
abzuheben. Mit der baldigen Fertigstellung des 
Quartiers wird es nötig sein, weitere Nachver-
dichtungspotenziale zu erschließen. Für die wei-
tere Region Nordhessen wird es bei dem erwar-
teten Bevölkerungsrückgang notwendig sein, den 
regionalen ÖPNV als Rückgrat der Siedlungsstruk-
tur zu begreifen. Die Haltepunkte sind dann als 
dezentrale Konzentrationspunkte innerhalb eines 
sich teilweise entleerenden Raumes zu verste-
hen.

Im Vergleich mit anderen Städten wurden in 
Kassel viele Verkehrsinnovationen früher und 
zum Teil auch konsequenter umgesetzt. Da dies 
allerdings bereits für die Schaffung der autoge-
rechten Stadt im Nachkriegswiederaufbau galt, 
sind auch manche Probleme gravierender als an-
derswo. Viele „alternative“ Lösungsansätze blie-
ben dagegen bislang Experiment und bedürfen 
nun einer erheblichen Verstärkung. Hierzu ge-
hört auch die Anpassung der Siedlungsentwick-
lung an die in der Region rückläufi gen Bevölke-
rungszahlen durch eine Konzentration auf Be-
standsfl ächen. Trotz einer deutlich positiveren 
regionalen Bevölkerungsentwicklung hat die nun 
vorgestellte Stadt Kempten hier bereits einige An-
strengungen unternommen.

5.5 Kempten – Mittelstadt in einer   
  Wachstumsregionen

Die über 2.000 Jahre alte Stadt Kempten im All-
gäu soll als Beispiel für eine Mittelstadt innerhalb 
einer Wachstumsregion dienen. Angesichts einer 
lebendigen und attraktiven Stadtmitte (Abb. 16) 
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besteht hier die Chance, eine umfassende mittel-
städtische Renaissance Wirklichkeit werden zu 
lassen.

5.5.1  Beschreibung

Bevölkerungsentwicklung
Der Mittelbereich Kempten konnte seit 1990 ei-
nen Einwohnerzuwachs von 16,3 Prozent ver-
zeichnen. Der Kern dieser stark wachsenden Regi-
on, die kreisfreie Stadt Kempten, stagnierte hin-
gegen bei rund 62 000 Einwohnern (-0,8 Prozent 
seit 1990; Abb. 17). Grund hierfür ist eine starke 
Stadt-Umland-Wanderung sowie die Tatsache, 
dass Zuwanderer aus anderen Regionen direkt ins 
Umland ziehen. Seit 1995 verzeichnet die Stadt 
jedoch beständig Wanderungsgewinne von un-
terschiedlichem Umfang. Die natürliche Bevölke-
rungsentwicklung ist hingegen von einem Ster-

beüberschuss geprägt. Für die Stadt Kempten wird 
von einem Einwohnerrückgang um 1,3 Prozent 
bis 2020 ausgegangen. Für den Landkreis Ober-
allgäu wird dagegen im gleichen Zeitraum mit 
einem Zuwachs von nur noch einem Prozent ge-
rechnet, weil vor allem aus den neuen Bundes-
ländern weniger Menschen in den Landkreis zu-
wandern (Kempten 2007:27–30). Durch Zuzüge 
von Menschen in der Phase der Familiengrün-
dung verfügt das gesamte Allgäu über eine recht 
junge Bevölkerung. Allerdings ist auch hier eine 
Wende festzustellen. So führt ein deutlicher Rück-
gang der Geburtsraten seit Mitte der 1990er Jahre 
nun zu einem Absinken der Schülerzahlen. (Sta-
tistik Bayern 2004)

Raumstruktur und -entwicklung
Der Regionalplan der Region Allgäu stuft die im 
Südwesten Bayerns gelegene kreisfreie Stadt 
Kempten trotz ihrer geringen Größe als Oberzen-
trum ein. Die Stadt bildet das Zentrum eines von 
kleinen Ortschaften geprägten, vergleichsweise 
dünn besiedelten Landstrichs. Durch den Regio-
nalplan wird das Gebiet als Stadt-Umlandbereich 
im ländlichen Raum bezeichnet. Das circa 40 Ki-
lometer entfernte Kaufbeuren besitzt den Status 
eines möglichen Oberzentrums. Die nächstgele-
genen Mittelzentren sind Immenstadt in 22 Kilo-
metern, Marktoberdorf in 27 Kilometern und 
Füssen in 46 Kilometern Entfernung. (region.all-
gaeu.org)

Siedlungsstruktur und -entwicklung
Die Siedlungsstruktur Kemptens ist gekennzeich-
net durch die sich entlang der Iller in Nord-Süd-
Richtung erstreckende Kernstadt und einzelne 
von ihr räumlich getrennte Ortsteile und Splitter-
siedlungen. Ausgehend von einem zentralen, ver-
dichteten Kernbereich vollzog sich die städte-
bauliche Entwicklung in mehreren Schüben. Ne-
ben gründerzeitlichen Stadterweiterungen ent-
standen in den 1950er und 1970er Jahren neue 
Stadtteile an der Peripherie der historischen Kern-
stadt (Kempten 2007:22–24.). Der Wohnungsbau 
fand in der letzten Dekade sowohl auf Neubaufl ä-
chen, als auch auf Brachfl ächen sowie auf durch 
die Verlagerung von Betrieben und Einrichtungen 
(Bundeswehr, JVA) frei gewordenen Flächen statt. 

Abbildung 16: 

Rathaus der Stadt Kempten

Quelle: Tilman2007, wikimedia.org
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Im gewerblichen Bereich erfolgten erst vor we-
nigen Jahren größere Flächenausweisungen an 
Standorten in Autobahnnähe am Stadtrand 
(Kempten 2007:24). Darüber hinaus bilden die 
Stabilisierung von sozial schwachen Stadtteilen 
sowie die Neugestaltung der Innenstadt aktuelle 
Schwerpunkte der Stadtentwicklung (www.kemp-
ten.de). Im Rahmen der Neuaufstellung des Flä-
chennutzungsplanes wird die Stadt 16,7 Hektar 
Wohnbaufl äche von aktuell ausgewiesenen 25 
Hektar zurücknehmen (Kempten 2007:75–77). 

Ausgehend von einer niedrigen Arbeitslosen-
quote, einer überdurchschnittlichen Kaufkraft 
und der oberzentralen Funktion ist die Innen-
stadt für den Einzelhandel zu einem zunehmend 
attraktiven Standort geworden (vgl. Nagel/Hem-
mer 2001). Deutlich wird dies insbesondere an 
der Ansiedlung eines 23 000 Quadratmeter groß-
en Einkaufszentrums am südlichen Innenstadt-
rand durch die ECE Projektmanagement GmbH 
(o.J.) im Jahr 2003. Für einen Gesamteinzugsbe-
reich von rund 322 000 Menschen ist das „Forum 
Allgäu“ genannte Einkaufszentrum damit unge-
wöhnlich groß. Dennoch sind kaum Auswir-

kungen auf den sonstigen Einzelhandel innerhalb 
des Kemptener Zentrums bekannt, der durch die 
Einführung eines Citymanagements auf die neue 
Konkurrenz – aber auch die Magnetfunktion des 
Centers – reagiert hat. (www.cm-kempten.de)

Verkehrsstruktur und -entwicklung
Das Straßenverkehrsnetz ist geprägt durch radial 
auf das Zentrum zulaufende Hauptverkehrsstra-
ßen, die in einen vierspurig ausgebauten Innen-
stadtring um die historische Altstadt münden. 
Durch das westliche Stadtgebiet am Rand der 
Kernstadt verläuft die Bundesautobahn A7.

Das Netz des ÖPNVs wird durch 13 Stadtbus- 
und 17 Regionalbuslinien gebildet. Sie werden 
durch eine Verkehrsgesellschaft bedient, die 1992 
aus dem Zusammenschluss von zehn Verkehrs-
unternehmen entstanden ist, um Tarifsystem, 
Fahrplan und Streckennetz aufeinander abzu-
stimmen. Alle in und durch Kempten verkeh-
renden Buslinien fahren die Zentrale Umsteige-
stelle „ZUM“ im Stadtzentrum an. Dort befi nden 
sich gleichzeitig ein Informationszentrum und 
ein Servicebüro. Die 85 Busse der Verkehrsgesell-

Abbildung 17: 

Einwohner der Stadt Kempten, ab 2005 Prognose 

Quelle: Kempten 2007:27
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schaft befördern jährlich circa sieben Millionen 
Fahrgäste auf drei Millionen Kilometern (www.
kempten.de). Das Busnetz wird abends durch ein 
Anruf-Sammeltaxen-System ersetzt, das auch 
 Haltestellen im Kemptener Umland bedient. Für 
unter 18-Jährige wurde ein verbilligter Tarif ein-
geführt. (www.zum-kempten.de) Im Bahnverkehr 
bildet die Stadt den Knoten von vier Regional-
bahnstrecken. Ursprünglich unter dem Aspekt der 
Verbesserung des Touristischen Angebotes in der 
Region hat der Landkreis ein ÖPNV-Konzept mit 
dem Titel „Im Allgäu haben auch die Autos Ur-
laub“ erarbeitet. Ziel war die bessere Vertaktung 
des regionalen ÖPNV-Netzes sowie die Schaffung 
eines attraktiven Preissystems für Pendler, Tages-
ausfl ügler und Urlauber. Im Zuge des Projektes 
steigerte sich die Personenbeförderung einzelner 
Verkehrsunternehmen um bis zu 200 Prozent 
(Kempten 2007:138).

Trotz dieser Erfolge im Ausbau des ÖPNV-
Netzes besitzt das Auto in Kempten eine überpro-
portional hohe Bedeutung, wenngleich dies auf-
grund fehlender Daten nicht durch einen Modal 
Split-Anteil belegt werden kann. Mit 717 PKW 
pro 1 000 Einwohner lag der PKW-Besitz 2006 al-
lerdings fast doppelt so hoch wie der Durch-
schnitt der kreisfreien Städte Bayerns und nur 
leicht unter dem Landesdurchschnitt (Kempten 
2007:139). Die starke Motorisierung wird laut 
Prognosen weiter signifi kant zunehmen. Ein 
 aktuelles Verkehrsprojekt der Stadt ist daher der 
Bau einer zusätzlichen Iller-Überquerung („Nord-
spange“) unter Beeinträchtigung eines land-
schaftlich sensiblen Bereiches (vgl. Bund Natur-
schutz Bayern 2008).

5.5.2  Auswirkungen und 
  Handlungsempfehlungen

Trotz einer deutlichen Suburbanisierungstendenz 
innerhalb der vergangenen Jahrzehnte konnte 
Kempten seine Bedeutung als lebendiges und 
 attraktives Oberzentrum der Region festigen. Die 
kreisfreie Stadt zeigt dabei bereits heute, welche 
Bedeutung ein gut abgestimmtes und mit zusätz-
lichen Angeboten kombiniertes Bussystem auch 
in Mittelstädten spielen kann, obgleich mit der 
dispersen Struktur ein hoher Erschließungsauf-

wand für den ÖPNV verbunden ist und die Auto-
mobilnutzung beständig zunimmt.

Auswirkungen und Zielsetzungen
Für die Stadt Kempten wird weiterhin von einer 
stabilen Bevölkerungsentwicklung ausgegangen, 
eine deutliche Veränderung tritt hingegen in der 
umgebenden Region ein. Anstelle der bislang 
starken Zuwächse wird die Bevölkerung nun auch 
hier stagnieren und zunehmend altern. Damit 
wäre entsprechend einer Trendfortschreibung 
mit einem Anstieg des Autoverkehrs zu rechnen. 
Hingegen würde der Rückgang bei der Schülerbe-
förderung im ÖPNV nur teilweise durch einen 
Anstieg der nicht-wahlfreien Senioren kompen-
siert. Die trotz Abschwächung fortgesetzte Sub-
urbanisierung würde wegen der Konzentration 
von Zentrumsfunktionen zu einer Zunahme von 
Wegen zwischen Innenstadt und Umland füh-
ren.

Nachfolgend soll beschrieben werden, wie 
die Bedingungen einer zukünftig weitgehend sta-
bilen Bevölkerungsentwicklung als Chance für 
eine umfassendere Renaissance Kemptens ge-
nutzt werden können. Eine wesentliche Zielset-
zung für die Stadt Kempten und den Landkreis 
Oberallgäu ist dabei eine Steigerung der Bevölke-
rungszahl innerstädtischer Quartiere, während 
die bisherige Zersiedlung deutlich begrenzt wer-
den muss. Der ÖPNV braucht insbesondere in 
Schwachlastzeiten eine weitere Verstärkung und 
auch die Qualität der städtischen Rad- und Fuß-
verkehrsnetze ist verbesserungswürdig. Eine re-
duzierte Abhängigkeit vom Automobil soll auch 
zu einer Erhöhung der Aufenthaltsqualität im 
städtischen Raum beitragen.

Handlungsempfehlungen
Mit ihren geschichtsträchtigen Bauten, belebten 
Stadtplätzen und vielfältigen Einzelhandelsan-
geboten zeugt die Stadt Kempten bereits heute 
von einer urbanen Lebensqualität, die von an-
deren Städten noch herbei gesehnt wird. Dass 
Wachstum der Region, aber auch die konsequente 
gestalterische wie funktionale Aufwertung haben 
hier bereits zu einer städtischen Renaissance von 
Einzelhandel und Dienstleistungen geführt. Durch 
die Beendigung der bisherigen starken Wachs-
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tumsphase, wird es zunächst darum gehen, den 
bisherigen Status zu halten und nicht zu gefähr-
den. So besteht vermutlich auf absehbare Zeit 
kein umfangreicher Bedarf an zusätzlichen Ein-
zelhandelsfl ächen – weder am Stadtrand noch in-
nerhalb der Innenstadt. 

Gleichzeitig ist es notwendig, die Siedlungs-
entwicklung an die veränderten Rahmenbedin-
gungen anzupassen. Die Stadt hat hier bereits 
 reagiert, indem sie Zuwachsfl ächen gestrichen 
hat – ein Schritt, der noch immer als richtung-
weisend anzusehen ist. Ergänzend wird die Schaf-
fung von Wohnangeboten mit betont städtischer 
Qualität und Dichte in unmittelbarer Nähe zum 
Stadtzentrum empfohlen. Dies stützt und belebt 
die Innenstadt und reduziert die Abhängigkeit 
vom Automobil. Die suburbane Siedlungsent-
wicklung hat in den vergangenen Jahrzehnten 
teilweise Raumstrukturen entstehen lassen, die 
keine klaren Ortsmitten mehr erkennen lassen. 
Im Zusammenspiel einer sich auf das regionale 
Bussystem stützenden Verkehrsplanung, der Nut-
zung von Nachverdichtungspotenzialen sowie 
einer gesteuerten Zentrenentwicklung sind diese 
Ansiedlungen nun in die Gesamtstadt zu inte-
grieren. Dadurch können unnötige Wege ver-
mieden und der ÖPNV effi zienter gemacht wer-
den.

Die Einrichtung der Zentralen Umsteigehal-
testelle „ZUM“ in zentraler Lage, an der sich alle 
24 Stadt- und Regionalbuslinien treffen, stellt 
 einen wesentlichen Baustein für einen attraktiven 
ÖPNV dar. An der „ZUM“ sind die Abfahrtszeiten 
aller Buslinien miteinander vertaktet und ist ein 
bequemer Ein- und Ausstieg zumindest in die 
Niederfl urfahrzeuge der Stadtbuslinien möglich. 
Auch bestehen verschiedene Service- und Infor-
mationsangebote. Die Verknüpfung des ÖPNV 
Angebots mit einer Mitfahrzentrale stellt eine in-
teressante Ergänzung des Angebots in Richtung 
eines umfassenden Mobilitätsdienstleisters dar. 
Aufgrund dieser baulichen und verkehrlichen 
 Voraussetzungen ist auch eine schrittweise Ver-
dichtung des integralen Taktfahrplans möglich. 
Für die Steigerung der Attraktivität scheint zudem 
eine Ausweitung des Angebots in den Schwach-
lastzeiten notwendig. Es sei darauf hingewiesen, 
dass der Verkehrsverbund zu klein ist. Bereits 

Fahrten in benachbarte Mittelzentren bedeuten 
ein Überschreiten der Verbundsgrenze und auch 
Zugreisen sind nicht in den Verbundtarif inte-
griert. Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass 
Kempten zu denjenigen Städten zählt, deren Ein-
bindung in das Fernverkehrsnetz der Deutschen 
Bahn gefährdet ist. Der Verlust einer schnellen 
Zugverbindung in die Landeshauptstadt Mün-
chen würde allerdings auch die nachgelagerten 
Verkehrsträger empfi ndlich stören.

Wenngleich der hohe Motorisierungsgrad 
Kemptens vermutlich im Wesentlichen auf den 
hohen Lebensstandard der Bevölkerung und die 
zum Teil ländliche Siedlungsstruktur zurückzu-
führen ist, ist davon auszugehen, dass der höhere 
Fahrzeugbesitz auch zu einer erhöhten Nutzung 
führt. Die geringe Größe Kemptens ermöglicht 
jedoch auch Fuß- und Radverkehr als wesentliche 
Grundlage des Verkehrssystems zu begreifen. 
Hierfür ist der durchgehende und bequeme Aus-
bau der Radwege eine Voraussetzung. Wenngleich 
Kempten in einer Befragung des Allgemeinen 
Deutschen Fahrrad Clubs (2005) zur Fahrrad-
freundlichkeit bundesweit knapp im oberen Vier-
tel landete, bestehen Verbesserungsmöglichkei-
ten etwa hinsichtlich der Ausschilderung, der Si-
cherheit, der Störung durch den Autoverkehr 
(z.B. Parken auf Radwegen) wie auch der allge-
meinen Akzeptanz. Angesichts der weitgehenden 
Befreiung der Innenstadt vom Durchgangsver-
kehr, erscheint in vielen Bereichen im Zentrum 
auch eine bauliche Reduzierung der Dominanz 
von Kraftfahrzeugen, beispielsweise durch die 
Ausweitung von Gehsteigen, Platzbereichen und 
Radwegen, notwendig.

Am Beispiel Kempten zeigt sich, dass eine 
Stadt selbst dann ein attraktives regionales Zen-
trum sein kann, wenn die Bevölkerung die Stadt 
selber eher verlässt und weit verstreut lebt. Mög-
lich ist dies allerdings nur durch einen hohen 
Motorisierungsgrad, den nur der überdurch-
schnittlich hohe Lebensstandard zulässt. Das in 
den vergangenen Jahren deutlich verbesserte   
ÖPNV-Angebot erscheint dadurch teilweise als 
leistbarer „Luxus“. Dies bedeutet auch, dass der 
hier überprüfte Politikansatz zwar auch in Städ-
ten wie Kempten noch deutliche Verbesserungen 
bringt, dass hier aber die Einsicht in fehlende 
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Umwelt- und Sozialverträglichkeit ein weitaus 
wichtigeres Argument darstellt. Wie sich die Ent-
wicklung in einer Stadt darstellt, die sich dies 
nicht leisten kann, zeigt das nachfolgende Bei-
spiel Bautzen.

5.6  Bautzen – Mittelstadt in einer    
  Schrumpfungsregionen

Obwohl Bautzen Anfang der 1990er Jahre die 
50 000-Einwohner-Marke unterschritt, soll die 
ostsächsische Große Kreisstadt als Beispiel für 
eine Mittelstadt innerhalb einer schrumpfenden 
Region angeführt werden. Neben dem demogra-
fi schen Wandel ist die Stadt momentan stark 
durch die Belastungen des durchfahrenden 
Schwerlastverkehrs geprägt (Abb. 18).

5.6.1  Beschreibung

Bevölkerungsentwicklung
Seit 1990 hat Bautzen kontinuierliche Einwoh-
nerverluste zu verzeichnen. Lebten 1990 noch 
knapp 53 000 Einwohner in der Stadt, waren es 
2007 nur noch 42 100 (www.statistik-sachsen.de). 
Damit hat die Stadt innerhalb von 18 Jahren ei-
nen Einwohnerrückgang von rund 19,5 Prozent 
erlebt. Der heutige Landkreis Bautzen hat seit 
1990 hingegen nur 14,3 Prozent verloren, wobei 
die geringere Abnahme hauptsächlich durch Ge-
meinden im Umland von Dresden zustande 
kommt. (www.statistik-sachsen.de) Seit dem Jahr 
2000 profi tiert Bautzen nun von einem Zuzugs-
überschuss aus der Region. Dennoch wird bis 
2020 ein weiterer Rückgang der Einwohnerzahl 
auf bis zu 39 400 Menschen erwartet (Abb. 19). 

Abbildung 18: 

Bundesfernstraßen in der Stadt Bautzen  

Quelle: Eigene Abbildung, Grundlage: Bautzen 1994
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Allerdings wird von mehreren Wachstumsbe-
reichen innerhalb des Stadtgebiets (z.B. die Alt-
stadt) ausgegangen. Der Anteil über 65-Jähriger 
soll von 22 Prozent im Jahr 2004 auf 28 Prozent 
im Jahr 2020 ansteigen. In der Altersgruppe der 
18- bis 29-Jährigen wird ein Rückgang von 16 Pro-
zent im Jahr 2004 auf neun Prozent im Jahr 2020 
erwartet, während der Anteil der unter 18-Jäh-
rigen auf niedrigem Niveau nahezu konstant 
bleibt. (Bautzen 2006:11)

Raumstruktur und -entwicklung
Die Große Kreisstadt ist Teil eines oberzentralen 
Städteverbundes mit Görlitz und Hoyerswerda. 
Die Landeshauptstadt Dresden ist 52 Kilometer, 
Görlitz 44 Kilometer und Hoyerswerda 36 Kilome-
ter entfernt. Bautzen wird von der Regionalpla-
nung dem „ländlichen Raum mit Verdichtungs-
ansätzen“ zugeordnet und soll die Funktion eines 
Entlastungsstandortes für den Raum Dresden 
wahrnehmen. In und um Bautzen sind starke 
Verkehrsströme zu verzeichnen. Diese werden 
teilweise durch starke Pendlerströme verursacht, 
von denen der Wirtschaftsstandort Bautzen über-

durchschnittlich profi tiert, da die Einpendler-
quote von 65,4 Prozent zur höchsten Beschäfti-
gungsquote Sachsens beiträgt (516 sozialversiche-
rungspfl ichtigen Beschäftigte je 1 000 Einwoh-
ner). (Sächsische Staatskanzlei 2006)

Siedlungsstruktur und -entwicklung
Ausgehend von der historischen Altstadt vollzog 
sich die Siedlungsentwicklung ab dem 18. Jahr-
hundert zunächst in östlicher Richtung. Ausge-
dehnte, gemischt genutzte Stadtbereiche mit 
 gewerblichem Schwerpunkt entstanden in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts im Süden der 
Stadt. In den 1970er und 1980er Jahren wurden 
zwei Plattenbaugebiete gebaut, in nördlicher 
Richtung die Siedlung „Gesundbrunnen“, die in 
ihren rund 5.900 Wohneinheiten noch 1993 cir-
ca 31 Prozent der Einwohner Bautzens beher-
bergte, und in östlicher Richtung eine Siedlung 
mit circa 1 500 Wohneinheiten. (Bautzen et al 
1994:15-17, www.bautzen.de) In mehreren Ein-
gemeindungsschüben wurden die umliegenden 
Ortschaften in das Stadtgebiet einbezogen. Wäh-
rend die nahe der Kernstadt gelegenen Ortschaf-

Abbildung 19: 

Einwohner der Stadt Bautzen ab 2006 Prognose* 

* Bevölkerungsprognose Variante 1

 Quelle: Bautzen 2006a:12
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ten inzwischen mit dem Stadtkörper verschmol-
zen sind, bilden die weiter entfernten Ortschaften 
immer noch eigenständige, teilweise dörfl iche 
Siedlungsbereiche (www.bautzen.de).

Die Schwerpunkte der Bautzener Stadtent-
wicklung bestehen heute in der Anpassung der 
Bestände in der Altstadt und einer Plattenbau-
siedlung sowie in der Entwicklung zusätzlicher 
Gewerbe-, Misch-, und Wohngebiete in der Kern-
stadt und den Stadtteilen (www.bautzen.de). Be-
dingt durch den Bevölkerungsverlust lag die Leer-
standsquote in der Gesamtstadt 2004 bei circa 
acht Prozent (Bautzen 2006a:432). In der Altstadt 
wurde inzwischen ein Sanierungsstand von 75 
Prozent erreicht, wodurch sie insbesondere für 
jüngere Einwohner attraktiv ist (Bautzen 2006a: 
32). Im Rahmen des Stadtumbaus wurden in der 
Siedlung „Gesundbrunnen“ umfangreiche Sanie-
rungsmaßnahmen durchgeführt, so dass heute 
ein großer Teil der Wohnungen modernisiert ist. 
Seit 2002 wurde mit dem Abriss einzelner Objek-
te begonnen und Freifl ächen oder Pkw-Stellplätze 
angelegt (www.bautzen.de). Zudem wurden aus-
gedehnte Brachfl ächen in der Südvorstadt, aber 
auch innenstadtnah reaktiviert. Gleichzeitig wer-
den jedoch auch Neuausweisungen auf unbe-
bauten Flächen vorgenommen. An einigen Stand-
orten in den Kernstadt-nahen oder durch das 
Straßennetz gut erschlossenen Stadtteilen werden 
neue Wohnbaufl ächen ausgewiesen (Bautzen 2007). 
Gewerbefl ächen entstehen vorrangig am Stadtrand 
und in verkehrsgünstig zu Hauptverkehrs straßen 
gelegenen Stadtteilen (Bautzen 2005).

Eine wesentliche funktionale Erweiterung 
hat die Bautzener Innenstadt mit dem 2000 er-
öffneten Kornmarkt-Center, einem Einkaufszen-
trum mit circa 70 Ladenlokalen auf 10.000 Qua-
dratmetern Verkaufsfl äche, erfahren. Bautzen ist 
damit die kleinste deutsche Kommune, in der die 
ECE Projektmanagement GmbH eine solche Ein-
kaufsgalerie errichtet hat. Dadurch wurde einer-
seits die regionale Bedeutung als Einzelhandels-
standort gestärkt, andererseits ist es in Folge des 
Baus zu erheblichen Verdrängungseffekten ge-
kommen. (Franke 2006; Vgl. Schönbach 2006)

Verkehrsstruktur und -entwicklung
Bautzen liegt im Schnittpunkt wichtiger regio-
naler und überregionaler Verkehrsachsen. Am 
südlichen Rand der Kernstadt mit dem Bahnhof 
in Altstadtnähe verläuft die Bahnlinie Dresden-
Görlitz, nördlich der Autobahn A4. Direkt durch 
die Innenstadt führen die B6 und die B96, eine 
wichtige Transitroute in Richtung Tschechische 
Republik. Damit verbunden sind erhebliche Be-
lastungen durch den LKW-Verkehr, die auch von 
dem stetig zunehmenden Motorisierungsgrad in 
der Stadt verstärkt werden. So ist der Fahrzeug-
bestand von 454 PKW je 1 000 Einwohner im Jahr 
1996 auf 534 im Jahr 2005 gestiegen. Darüber 
 hinaus weist die Stadt hohe Einpendlerströme 
auf (Bautzen 2006b,c). Dies beeinträchtigt – trotz 
vorgenommener Anpassungen (TUD 2007:29) – 
den Verkehrsablauf bis weit in das Nebennetz. 
Von der hohen Kraftfahrzeugbelastung sind 
 sowohl der Fuß- und Radverkehr als auch der 
ÖPNV negativ betroffen und auch die Lebens-
qualität der Einwohner und anderer Innenstadt-
nutzer leidet darunter. (Bautzen et al. 1994:34)

Der ÖPNV besteht aus sieben Stadtbuslinien, 
die das Stadtgebiet zumeist auf Rundkursen 
durchqueren. Zusätzlich erschließen mehrere Re-
gionalbuslinien auch die kleineren Stadtteile im 
ländlichen Umland. Der Busbahnhof liegt dezen-
tral östlich der Innenstadt und nördlich des 
Bahnhofs. Seit Beginn der 1990er Jahre ist der An-
teil des ÖPNV am Gesamtverkehrsaufkommen 
kontinuierlich gesunken. Wurden im Jahr 1997 
noch circa 1,9 Millionen Fahrgäste transportiert, 
waren es 2007 nur noch rund 900 000. Als Folge 
wird das Fahrtenangebot zunehmend ausge-
dünnt. Dies führt zu längeren Taktzeiten und da-
mit zu Qualitätsverlusten. (Bautzen 2007a) So 
sank der Anteil des ÖPNV am Gesamtverkehrs-
aufkommen von zehn Prozent im Jahr 1994 auf 
sieben im Jahr 1995 (Bautzen 1994, 2007b). Die 
Modal Split Anteile der anderen Verkehrsarten 
stellten sich 1994 wie in Abbildung 2010 dar. Da-
mals ging die Stadt noch davon aus, dass es trotz 
absehbar erheblicher Zunahmen des Kraftfahr-
zeugverkehrs gelingen kann, den Anteil des Um-
welt verbundes auf über 50 Prozent zu halten.

10 Seitdem wurden keine neuen Verkehrsdaten erhoben, da mit einer Neuaufstellung des städtischen Verkehrsplans bis zur Fertigstellung 
zumindest der bereits planfestgestellten Ortsumfahrung gewartet werden soll.
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Trotz sich abschwächender Bevölkerungsab-
nahme wird wegen der Zunahme des Schwerlast-
verkehrs keine Entspannung der verkehrlichen 
Situation erwartet. Daher sieht die Verkehrsent-
wicklungsplanung im Bau von Ortsumfahrun-
gen die Lösung der Verkehrsprobleme. (Bautzen 
2006b) Die Planungen zur Verlegung der durch 
das Stadtzentrum führenden B96 auf eine West-
tangente am Stadtrand sind zwar bereits planfest-
gestellt, der Baubeginn ist aber weiterhin offen 
(Bautzen 2008a). Die Errichtung einer großräu-
migen Südumfahrung des gesamten Stadtgebietes 
wird als langfristiges Projekt eingestuft (Bautzen 
2007a).

Zusätzlich ist auch die Sicherung und Auf-
wertung des ÖPNVs sowie des Fuß- und Radver-
kehrs weiterhin erklärtes Ziel. Im ÖPNV wird die 
Einführung fl exibler Bedienungsformen (u. a. 
Einrichtung von Fahrdiensten, Einsatz kleinerer, 
kostengünstigerer Transporteinheiten) vorgese-
hen. Eine stärkere Vernetzung von lokalem ÖPNV 
und regionalem Schienenverkehr soll durch die 
Umgestaltung des Bahnhofsumfelds erreicht wer-

den. Das Radwegenetz soll durch die Schließung 
von Netzlücken und die Verbesserung der Sicher-
heit durch bauliche und organisatorische Maß-
nahmen weiter ausgebaut werden. Die Bedin-
gungen für Fußgänger sollen durch den Ausbau 
eines barrierefreien Wegesystems in der Innen-
stadt und die Verbesserung der Querbarkeit von 
Straßen aufgewertet werden (Bautzen 2007a:17–
22). 

5.6.2 Auswirkungen und
  Handlungsempfehlungen

Das Beispiel Bautzen macht die Schwierigkeit für 
die lokale Politik deutlich, innerhalb der Rah-
menbedingungen einer sinkenden Bevölkerung 
sowie einer nachholenden Motorisierung ein 
 attraktives ÖPNV-Angebot aufrechtzuerhalten. 
Durch die negativen Auswirkungen des Durch-
gangsverkehrs setzt hier bereits eine Abwärts-
spirale ein, die es nun angesichts eines neuer-
lichen Zuzugs umzukehren gilt.

Abbildung 20: 

Modal Split der Stadt Bautzen 1994, Anteile in Prozent

Quelle: Bautzen 1994:4
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Auswirkungen und Zielsetzungen
Für Stadt und Landkreis Bautzen wird weiterhin 
von einem Rückgang der Bevölkerung ausgegan-
gen. Dabei schwächt sich die Entwicklung inner-
halb des Stadtgebietes auch durch Zuzug aus dem 
Umland ab. Gleichzeitig nimmt die Anzahl äl-
terer Menschen weiterhin stark zu, während die 
Zahl junger Menschen deutlich abnimmt. In Ver-
längerung des bisherigen Trends würde dies be-
deuten, dass durch eine leichte Zunahme des An-
teils der Führerscheinbesitzer und Fahrzeuge mit 
einem geringfügig steigenden Verkehrsaufkom-
men innerhalb des motorisierten Individualver-
kehrs zu rechnen wäre. Eine deutliche Zunahme 
der Zahl der Hochbetagten würde zu einer erhöh-
ten Nachfrage an entsprechenden ÖPNV-An ge-
boten führen. Die Zuzügler aus dem Umland 
würden eine erhöhte Nachfrage nach suburba-
nen Wohnstandortqualitäten im Stadtgebiet er-
zeugen. Bei regionalen Verkehren fände eine Ver-
lagerung vom Berufs- zum weitaus unstetigeren 
Freizeitverkehr statt.

Innerhalb einer Strategie für eine Renais-
sance der Stadt und städtischer Mobilität wird 
hier empfohlen, durch eine deutliche Trendum-
kehr die Fahrgastzahlen im ÖPNV zu steigern und 
so das innerstädtische ÖPNV-Angebot zumindest 
zu halten und an die Bedürfnisse älterer Men-
schen anzupassen. Gleichzeitig sollte die Sied-
lungsentwicklung auf den Bestand konzentriert 
und die Zentrumsfunktion auf die Innenstadt 
 begrenzt werden. Auch sollten bisherige Einpend-
ler als Einwohner gewonnen werden. Deutliche 
Qualitätsverbesserung für den „Umweltverbund“ 
und eine Entlastung der Bevölkerung von nega-
tiven Verkehrsauswirkungen können dabei nicht 
auf eine Verlagerung des überörtlichen Verkehrs 
durch den Bau der Ortsumfahrungen warten. 
Schließlich sollten für eine PKW-unabhängige 
Mobilität regionale Ergänzungsangebote geschaf-
fen werden.

Handlungsempfehlungen
Der nun mehr positive Wanderungssaldo, aber 
auch – trotz negativer Auswirkungen – die An-
siedlung des ECE-Centers, sind Zeichen einer 
Trendwende für den Standort Bautzen. Die Stadt 

erlebt eine Renaissance, die gestärkt und gefestigt 
werden kann. Zu einer positiven Entwicklung 
kann auch das Verkehrssystem beitragen. Wich-
tigste Voraussetzung hierfür ist allerdings, den 
Kraftfahrzeugverkehr – insbesondere den queren-
den Schwerlastverkehr – einzuschränken. 

Die weitgehend kompakte Siedlungsstruktur 
und die fast kleinstädtisch kurzen Wege ermög-
lichen eine gute Erreichbarkeit per Fuß und Rad. 
Unterstützt durch gut ausgebaute Radwege konn-
ten diese „sanften“ Verkehrsträger so trotz zu-
nehmender Motorisierung einen beachtlichen 
Anteil am Gesamtverkehrsaufkommen behalten. 
Auch in Zukunft sollten daher der Fuß- und Rad-
verkehr als primäre Verkehrsträger betrachtet und 
entsprechend bevorzugt behandelt werden. Ins-
besondere im Falle einer Entlastung innerstäd-
tischer Straßen vom Durchgangsverkehr ist auf 
eine entsprechende Ausweitung der Gehsteige, 
Platzfl ächen und Radwege zu achten. Allerdings 
erscheint es wenig sinnvoll, mit einer Entlastung 
bis zum Bau der Ortsumfahrungen zu warten. Die 
Einrichtung von Pförtnerampeln an den Ortsein-
fahrten könnte den Stau vor die Tore verlagern 
und nur eine zumutbare Verkehrsmenge in die 
Stadt lassen. Sofern ihre Schaltung mit der Tak-
tung des Bussystems übereinstimmt, ist damit 
auch eine Bevorrechtigung des ÖPNV erreichbar. 
Falls die Ortsumfahrungen gebaut werden, ist 
auch hier auf eine stadtverträgliche Lösung so-
wohl hinsichtlich der Erschließungsfunktion als 
auch der Begrenzung möglicher Emissionen zu 
achten.

Gerade vor dem Hintergrund einer alternden 
Bevölkerung ist zu gewährleisten, dass anfallen-
de Wege auch durch in ihrer Mobilität einge-
schränkte Personengruppen bequem zurückge-
legt werden können. Hier kann innerhalb eines 
kleinen Siedlungsgebiets ein Stadtbussystem 
wich tige Dienste leisten. Die Abwärtsspirale der 
vergangenen Jahre ist revidierbar, da sie nur teil-
weise mit der Abnahme der Bevölkerung zu er-
klären ist und im Übrigen auf einer Entschei-
dung wahlfreier Verkehrsteilnehmer gegen den 
ÖPNV zurückzuführen ist. Anstatt auf den Nach-
fragerückgang mit Kürzungen zu reagieren, wird 
eine Qualitätsoffensive empfohlen. Optimierungs-
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möglichkeiten werden in einer Verlagerung der 
zentralen Haltestelle in Richtung Kornmarkt, ei-
ner Überprüfung der Rundlinien, der Erschlie-
ßung der Altstadt mit Midi-Bussen und einer bes-
seren Verknüpfung mit dem Bahnverkehr gese-
hen.

Schließlich scheint die Gründung einer Car-
Sharing-Initiative eine gute Möglichkeit, um für 
die sich verändernde Nachfrage nach regionaler 
Anbindung ein Angebot zu schaffen. Wenn zuvor 
im Ländlichen beheimatete Menschen in die 
Stadt ziehen, werden sie zumindest anfangs ihr 
bisheriges Freizeitverhalten fortsetzen wollen  
und es besteht der Wunsch und die Notwendig-
keit, Personen am früheren Wohnort zu besu-
chen. Da diese Verkehre überwiegend in klas-
sischen Schwachlastzeiten stattfi nden, anderer-
seits aber verhindert werden sollte, dass nur für 
solche Fahrten ein privater PKW vorgehalten 
werden muss, erscheinen Mietfahrzeuge nach 
dem Car-Sharing-Prinzip eine gute Lösungsmög-
lichkeit.

Der wieder erstarkenden Rolle Bautzens ent-
sprechend erscheint die Wiedereingliederung in 
das Fernverkehrsnetz der Deutschen Bahn wün-
schenswert.

Wie auch in verschiedenen anderen Städten 
führen in Bautzen massive Belastungen durch 
den überörtlichen Verkehr gemeinsam mit einer 
stark angestiegenen PKW-Nutzung innerhalb der 
Stadt zu einer deutlichen Verringerung der Le-
bensqualität sowie zu erheblichen Störungen des 
„Umweltverbundes“. Die großen Bevölkerungs-
verluste und das veränderte Verkehrsverhalten 
der Einwohner haben zudem zu einer Abwärts-
spirale im ÖPNV geführt. Dabei sind die allgemei-
nen Voraussetzungen für Fuß- und Radverkehr 
sowie den ÖPNV durch die kompakte Stadt-
struktur gut. Der Stadt wird daher empfohlen, 
sich eine Reduzierung des Autoverkehrs auf ein 
verträgliches Maß und eine Qualitätsoffensive im 
„Umweltverbund“ zu „leisten“ – unabhängig da-
von, ob die Ortsumfahrungen gebaut werden.
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Die Untersuchung der Fallbeispiele hat gezeigt, 
wie vielfältig städtische Verkehrsprobleme heute 
sind. Während in einigen Orten die Überlastung 
des Straßennetzes auch den „Umweltverbund“ 
behindert, sind andere Städte so „autogerecht“ 
ausgebaut, dass der ÖPNV kaum mit dem Auto 
konkurrieren kann. Während ein Teil der Städte 
ihr Stadtbahnnetz nicht schnell genug der Sied-
lungsentwicklung anpassen konnte, reicht an-
dernorts die Bevölkerung mit ihrem derzeitigen 
Verkehrsverhalten nicht aus, um den ÖPNV in 
bisheriger Form aufrechtzuerhalten. Gleichzeitig 
sind alle Städte dabei, sich mit diesen Problemen 
auseinanderzusetzen und schaffen es immer wie-
der, innovative Lösungen zu entwickeln. Gerade 
in den großen Städten sind erhebliche Investiti-
onen in den Ausbau des ÖPNV unternommen 
worden, wenngleich sie teilweise in einzelne, in 
ihrer Effi zienz hinterfragbare Großprojekte wie 
den Leipziger City-Tunnel fl ießen. Insbesondere 
in Karlsruhe und Kassel dienen sie zudem einer 
Ausweitung des Netzes in die Region. Auch für 
den Rad- und Fußverkehr bestehen mittlerweile 
in mehreren Städten Programme, hervorzuheben 
sind hier die Bemühungen Hamburgs. Dies alles 
fi ndet unter unterschiedlichen Rahmenbedin-
gungen statt. Entsprechend der Auswahl der Fall-
beispiele zeigen sich deutliche Unterschiede zwi-
schen Wachstums- und Schrumpfungsregionen 
sowie Städten verschiedener Größe. Allerdings 
zeigen insbesondere die beiden Mittelstädte, dass 
eine funktionale Aufwertung des Stadtzentrums 
unabhängig von diesen Tendenzen gelingen 
kann.

Ausgehend von diesen Beobachtungen und 
von der in Kapitel 4 beschriebenen Zielsetzung 
einer Renaissance von städtischer Mobilität und 
Lebensqualität, soll nun formuliert werden, mit 
welchen Strategien und Maßnahmen diese er-
reicht werden können. Für die Stadtentwicklungs- 
und Verkehrspolitik von Bund und Ländern so-

wie der Kommunen werden jeweils Strategie- und 
Maßnahmenbündel zusammengefasst. Sie sollen 
verdeutlichen, wie wichtig die Zusammenfüh-
rung verschiedener Ansätze innerhalb einer ge-
meinsamen Strategie ist.

6.1  Empfehlungen für die Verkehrspolitik  
  des Bundes und der Länder

Innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ha-
ben die Kommunen weitreichende Freiheiten bei 
der Planung und Umsetzung ihrer Verkehrs- und 
Siedlungspolitik. Dennoch bedarf es auch ent-
sprechender Weichenstellungen der Bundes- und 
Landespolitik. Denn Bund und Länder bestim-
men wesentliche Rahmenbedingungen und sind 
als Fördermittelgeber an der lokalen Stadtent-
wicklungspolitik beteiligt. Das alleinige Bottom-
Up von innovativen Verkehrslösungen, die auf 
lokaler Ebene entwickelt und dort zumeist nur 
punktuell umgesetzt werden, reicht für eine Wen-
de in der Verkehrs- und Stadtentwicklung nicht 
aus. (Vgl. Monheim 2008:8) Der umfassende 
Wandel von einer suburbanen zu einer „reurbani-
sierten“ Gesellschaft braucht Lösungen, die von 
den Kommunen allein nicht zu schaffen sind.

Daher sollen im Folgenden vier Betätigungs-
felder für die Bundes- und Landespolitik be-
schrieben werden. Zunächst soll beschrieben 
werden, welche Aufgabe eine nationale Stadtver-
kehrspolitik übernehmen könnte, anschließend 
wird für eine stärkere Koordination des Mittel-
einsatzes plädiert. Daraufhin wird ein Instru-
ment für eine stärkere Harmonisierung des Nah-
verkehrs dargestellt, um schließlich Veränderun-
gen im Verkehrsrecht zu empfehlen. Dabei ist die 
Liste keineswegs abschließend. So werden etwa 
keine Vorschläge für die Steuer- und Haushalts-
politik formuliert, da Forderungen nach einer 
Rückführung der Subventionierung eines ver-

6. Empfehlungen zu Anpassungen in der Verkehrspolitik
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kehrsintensiven Lebensstils an anderer Stelle hin-
länglich beschrieben wurden (Pendlerpauschale, 
Eigenheimzulage etc.). Desgleichen gelten auch 
Forderungen nach einer ausreichenden Förde-
rung des ÖPNV sowie Veränderungen in der Ver-
kehrsfi nanzierung (Straßenbenutzungsgebühren, 
Verlagerungen von Mitteln für den Fernstraßen-
bau) unabhängig von den hier beschriebenen 
Empfehlungen.

Strategie- und Maßnahmenbündel 1: 
Nationale Stadtverkehrspolitik

Stadtverkehr ist bislang das vernachlässigte Bin-
deglied zwischen Stadt- und Mobilitätspolitik. Sie 
sollte in der Nationalen Stadtentwicklungsstra-
tegie und dem Bundesverkehrswegeplan veran-
kert werden. Darüber hinaus bietet das Bau- und 
Planungsrecht Instrumente zur Umsetzung der 
Stadtverkehrspolitik.

Mit der Formulierung der ersten Nationalen 
Stadtentwicklungsstrategie (BBR/BMVBS 2007b) 
schafft die Bundesregierung gegenwärtig die Vo-
raussetzungen für die Ausgestaltung eines gesell-
schaftlichen Leitbilds der zukünftigen Entwick-
lung der Städte in Deutschland. Hierbei sollte die 
Chance genutzt werden, klarzustellen, welche Be-
dingungen Mobilität aus städtischer Sicht erfül-
len muss. Zugleich sollte der Bundesverkehrs-
wegeplan berücksichtigen, dass ein wesentlicher 
Teil der Bundesstraßen innerorts liegt und Fern-
straßen sich durch die Verknüpfung mit dem lo-
kalen Straßennetz erheblich auf städtische Mobi-
lität auswirken und ihre Emissionen großen Ein-
fl uss auf die städtische Lebensqualität haben. Das 
wesentliche Kriterium bei der Planung neuer und 
dem Unterhalt bestehender Infrastruktur sollte 
daher sein, Beeinträchtigungen durch den Stra-
ßenverkehr zu vermeiden. Eine solche Stadtver-
träglichkeitsprüfung (vgl. etwa Mäding 2006) 
geht über die bisherige Überprüfung von Um-
weltauswirkungen hinaus.

Auf Grundlage dieser Einbindung der städ-
tischen Mobilität in die Nationale Stadtentwick-
lungsstrategie wird vorgeschlagen, eine breiten-
wirksame Offensive für die Initiierung und Förde-
rung von Verkehrsentwicklungskonzepten mit 
einem klaren Fokus auf Maßnahmen zur „Renais-

sance der Stadt“ durchzuführen. Dies könnte 
etwa in der Form eines Wettbewerbs geschehen, 
wie z.B. bei der entsprechenden Initiative zum 
„Stadtumbau Ost“. Neben einer kurzen Laufzeit 
einer ersten Wettbewerbsrunde für Ad-hoc-Maß-
nahmen sollten interdisziplinäre Bezüge (etwa 
Zentren-, Siedlungs- und Landschaftsentwick-
lung) beachtet werden. Im Rahmen der Koordi-
nation sollte ein breiter Austausch von Best- 
practice-Beispielen stattfi nden.

Die bisherigen Bemühungen um eine ver-
stärkte Innenentwicklung in der Novelle des Bau-
gesetzbuchs (vgl. Mitschang 2008, Brandl 2007) 
sollten weitergeführt werden. So unterscheidet 
die bisherige Regelung nicht zwischen unter-
schiedlichen Lagen im beplanten Stadtgebiet und 
vereinfacht so das Bauen an vielen ungeeigneten 
Standorten. Mögliche Ergänzungen wären eine 
bindende Festlegung eines quantifi zierten „Flä-
chenverbrauchsziels“, wie sie die nationale Nach-
haltigkeitsstrategie fordert (Bundesregierung 
2002), oder eine strategische Ansiedlungspla-
nung für Vorhaben, die im weiteren Sinne Zen-
tren-relevant sind (Ganser 2005, Bertram 2006; 
vgl. Ganser/Rumberg 2002). Zudem besitzt der 
Bund seit der so genannten Föderalismusreform 
auch eine eigene Kompetenz in der Raumord-
nung. Damit wird eine politische und rechtliche 
Konkretisierung von nationalen Zielen der Rau-
mentwicklung – wie es eine umfassende Reur-
banisierung letztlich wäre – möglich. Diese kann 
dann durch die Raumordnung des Bundes sowie 
die Landes- und Regionalplanung umgesetzt wer-
den.

Strategie- und Maßnahmenbündel 2: 
Koordinierter Mitteleinsatz

Darüber hinaus wird empfohlen, die für den Stra-
ßen- und Städtebau eingesetzten Investitionen 
und Fördermittel besser zu koordinieren. Wenn-
gleich der „Umweltverbund“ in den Städten eine 
angemessene – und damit höhere – fi nanzielle 
Förderung durch Bund und Länder bedarf, so 
kann durch Koordinierung des Mitteleinsatzes 
auch mit den bestehenden Mitteln mehr erreicht 
werden. 
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So fordert zum Beispiel das Memorandum 
zur Nationalen Stadtentwicklungsstrategie eine 
ressortübergreifende Bündelung von Finanzmit-
teln etwa in den Bereichen Verkehrswege, Städte-
bau, Wohnraumförderung, Umweltschutz, Wirt-
schaftsförderung und Infrastrukturpolitik, „um 
damit die Handlungsautonomie und Eigenver-
antwortung der Städte und Gemeinden zu stär-
ken“ (BMVBS/BBR 2007c:64). Bislang ist es für die 
Gemeinden mühsam, etwa bei der Umgestaltung 
von Stadtstraßen Mittel für die Erneuerung des 
baulichen Bestandes (etwa Darlehensförderung 
zur Fassadenerneuerung im Rahmen der Energie-
einsparverordnung), mit Geldern der Städtebau-
förderung und des Straßenbauetats zusammen-
zuführen. Auch erlauben nicht alle Förderricht-
linien eine solche Vermengung. Anstelle solch 
mühsamer kommunaler Flickwerke sollte die 
sinnvolle Koordination bereits bei der Erstellung 
der Förderprogramme geschehen. Eine Chance 
hierfür ergibt sich mit dem Übergang wesent-
licher Aufgaben der Gemeindeverkehrsfi nanzie-
rung vom Bund an die Länder. Sie sollte auch für 
eine inhaltliche Neuausrichtung im Sinne einer 
stärker stadtverträglichen Verwendung der Inves-
titionen genutzt werden. 

Von wesentlicher Bedeutung ist eine solche 
Anpassung insbesondere bei der Finanzierung der 
Ortsdurchfahrten von Bundes- und Landesstra-
ßen. Diese darf sich nicht wie bisher nur auf die 
Fahrbahnen konzentrieren, vielmehr sind Geh- 
und Radwege, Begrünung und Platzumgestaltun-
gen ebenfalls mitzufi nanzieren. Dass die durch 
die negativen Auswirkungen betroffenen Anwoh-
ner die Bürgersteige zahlen müssen, ist nicht 
nachvollziehbar.

Strategie- und Maßnahmenbündel 3: 
„Verbund der Verbünde“

Ein drittes Strategie- und Maßnahmenbündel ist 
die Schaffung eines „Verbunds der Verbünde“. 
Dies umfasst zum einen die Schaffung zusätz-
licher Nahverkehrsverbünde und zum anderen 
eine bundesweite Kooperation aller Nahverkehrs-
träger.

Mit der Schaffung von Verkehrsverbünden 
ging in vielen Regionen eine Harmonisierung des 

Nahverkehrs bei Tarifen, Fahrgastinformation 
und Qualität einher. Zudem wurde dadurch die 
Vertaktung der Verkehrsträger verbessert und ha-
ben viele Verbünde ein großes innovatives Poten-
zial entwickelt. Insbesondere aber durch ihre 
neuen Werbestrategien konnte erheblich zur Stei-
gerung der Fahrgastzahlen beigetragen werden. 

Während in einigen Ländern eine fl ächen-
deckende Einführung von Verkehrsverbünden 
erfolgte, sind andere Bundesländer weiterhin auf-
gefordert, gemeinsam mit Städten und Landkrei-
sen Vereinbarungen über die Bildung von Nah-
verkehrsverbünden zu treffen. Dadurch sind ein-
heitliche Tarife und Fahrscheine, abgestimmte 
Fahrpläne und Fahrplaninformationen sowie An-
schlusssicherung zu gewährleisten. 

Einige Verbünde – wie etwa der im Kemp-
tener Umland – haben jedoch nicht die notwen-
dige Größe, um eine Verbesserung im regionalen 
Nahverkehr sicherzustellen. Zugleich entstehen 
Probleme beim Übergang zwischen den Verbün-
den. Die Kooperation beseitigt diese Schwachstel-
len, indem sie einen direkten Anschluss gewähr-
leistet, ein reibungsloses Umsteigen ermöglicht, 
ein einheitliches Tarifsystem besteht, eine bun-
desweit gültige Karte angeboten wird und überall 
Informationen über Netze und Fahrpläne erhält-
lich sind (VDV 2004, Europäische Kommission 
2007). Hier wird nicht vorgeschlagen, die regio-
nalen Verbünde durch einen einzigen bundes-
weiten Nahverkehrsträger zu ersetzen und damit 
wesentliche innovative Potenziale und ortsbe-
zogene Lösungsmöglichkeiten zu unterbinden. 
Vielmehr soll durch eine enge Kooperation der 
regionalen Verbünde eine Harmonisierung und 
bundesweite Werbemöglichkeit geschaffen wer-
den.

Zur Förderung und Harmonisierung des 
ÖPNV trägt aber auch eine verbesserte Einbin-
dung in das Fernverkehrsnetz der Deutschen 
Bahn bei. Eine enge Verzahnung der Linienver-
kehre der Verbünde mit dem Fahrplan der Deut-
schen Bahn ist ebenso wichtig, wie eine Beteili-
gung der Bahn an dem hier vorgeschlagenen 
„Verbund der Verbünde“. Zugleich sollte auch 
der Erhalt bzw. die Wiedereinführung von Fern-
verkehrshalten die Bedeutung von Mittelstädten, 
kleinen Großstädten sowie des öffentlichen Per-
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sonennahverkehrs stärken, was ihre Renaissance 
zusätzlich befördern kann.

Strategie- und Maßnahmenbündel 4: 
Rechte für den „alternativen“ Verkehr

Mit dem vierten Strategie- und Maßnahmenbün-
del sollen Änderungen im Verkehrsrecht herbei-
geführt werden, um den schwächeren Verkehrs-
teilnehmern eine besondere Rücksicht Teil wer-
den zu lassen. Zusätzlich soll der „Umweltver-
bund“ durch konkrete Veränderungen im Bereich 
von Car-Sharing, Mischverkehrsfl ächen und 
Höchstgeschwindigkeit rechtlich gestärkt wer-
den. Nur erwähnt werden sollen an dieser Stelle 
die wesentliche Bedeutung von Normen und 
Richtlinien für die Verkehrsplanung und die ent-
sprechend umfangreichen Möglichkeiten der 
Neuregelung.

Bis heute fehlt im deutschen Verkehrsrecht 
sowohl die Festlegung, dass verschiedene Ver-
kehrsteilnehmer einer besonderen Rücksicht be-
dürfen als auch die Pfl icht, mit einem Fehlverhal-
ten anderer zu rechnen (vgl. auch im Folgenden 
Manssen 2008). Erste Schritte in diese Richtung 
waren die Einschränkung der Haftung von Kin-
dern im Straßenverkehr und die Ergänzung der 
Straßenverkehrsordnung um die Einbahnstraßen-
regelung für Radfahrerinnen. Eine allgemeine 
 Regelung steht aber bis heute aus.

Da durch das Car-Sharing (vgl. Kassel) insbe-
sondere auch der ruhende Verkehr beträchtlich 
reduziert wird, ist es gerechtfertigt, reservierte, 
kostenfreie Stellplätze an zentralen Orten einzu-
richten. So wird etwa ein komfortables Umstei-
gen in den öffentlichen Verkehr und die schnelle 
Erreichbarkeit zentraler Einrichtungen ermögli-
cht. Bislang ist hierfür ein Anpachten von Flä-
chen notwendig, da eine Stellplatzreservierung 
nur Taxen vorbehalten ist. Eine entsprechende 
parlamentarische Initiative zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes und der Straßenverkehrs-
ordnung (vgl. Bundestagsdrucksache 15/5586) 
konnte bisher nicht erfolgreich umgesetzt wer-
den.

Sofern Kommunen die Einführung von Ver-
kehrsfl ächen nach dem „Shared-Space“-Prinzip, 
wie etwa im Fallbeispiel Hamburg, verfolgen, 

sieht die Straßenverkehrsordnung hierfür bislang 
keine Beschilderung vor. Ein weiterer Vorschlag 
ist, generell das Tempolimit auf Innerortsstraßen 
auf 30 Kilometer pro Stunde zu senken. Da es al-
lerdings weiterhin Stadtstraßen geben wird, auf 
denen 50 Kilometer pro Stunde angemessen sind, 
müssten diese Streckenabschnitte gesondert be-
schildert werden.

Allerdings sei bereits an dieser Stelle darauf 
hingewiesen, dass die Wirkung dieser Normände-
rungen nicht überschätzt werden sollte. So sind 
insbesondere Fußgänger und Radfahrer häufi g 
nicht mit den sie betreffenden Verkehrsregeln 
vertraut. Entsprechend ist es ebenso wichtig die 
Umsetzung der bestehenden Vorschriften etwa 
durch Verkehrserziehung zu verbessern. Am wich-
tigsten ist jedoch, die reale Situation im Straßen-
verkehr baulich zu verbessern. (Manssen 2008)

6.2 Empfehlungen für die Verkehrspolitik  
  in den Städten

Im letzten Abschnitt wurden wesentliche Hand-
lungsoptionen für eine Umsetzung der Leitvor-
stellung einer Renaissance städtischer Mobilität 
und Lebensqualität durch den Bund und die Län-
der beschrieben. Im Folgenden sollen nun Emp-
fehlungen für die kommunale Ebene gegeben 
werden. Dabei wird zunächst ein Programm zur 
Umgestaltung innerstädtischer Straßen darge-
stellt und dann die Weiterentwicklung regionaler 
Verkehrsverbünde zu Mobilitätsdienstleistern be-
schrieben. Zwei weitere Strategie- und Maßnah-
menbündel widmen sich zum einen einer Rad-
verkehrsstrategie und zum anderen der Auswei-
tung von Car-Sharing-Initiativen. Zum Schluss 
soll die Zusammenfassung dieser und weiterer 
Ansätze in einer integrierten Stadt- und Verkehrs-
planung beschrieben werden.

Wenngleich bei der Vielzahl unterschied-
licher Städte und Regionen generelle Aussagen 
schwierig sind, sollen einige grundsätzliche Stra-
tegien beschrieben werden. Viele davon wurden 
bereits erprobt und stellen insofern keine Neu-
heiten dar. Vielmehr werden diese Politikansätze 
zur Intensivierung und fl ächendeckenden An-
wendung empfohlen.
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Strategie- und Maßnahmenbündel 5: 
Stadtstraßen-Programm

Das erste kommunale Strategie- und Maßnah-
menbündel bezieht sich auf die Straße als Schnitt-
stelle zwischen Verkehr und Stadt: Durch Straßen 
führen die Wege der verschiedenen Verkehrsarten 
und sie erschließen Orte, Grundstücke und wei-
tere „untergeordnete“ Straßen. Sie sind aber 
gleichzeitig ein Hauptelement des öffentlichen 
Stadtraums und der städtebauliche Charakter der 
Straßenräume (Fassaden, Beläge, Proportionen 
und im Raum verteilte Elemente) trägt erheblich 
zum Stadtbild bei. Allerdings werden viele Stra-
ßen fast ausschließlich vom Kraftfahrzeugverkehr 
geprägt und damit entwertet.

Um dies zu ändern, müssen die Städte aktiv 
werden. An dieser Stelle wird ein zielgerichtetes 
Programm empfohlen, um Straßenräume aufzu-
werten und damit einerseits schädliche und stö-
rende Verkehrsauswirkungen in den Quartieren 
zu reduzieren und andererseits zusätzlichen Le-
bensraum für die vielfältigen Aktivitäten der 
 Bewohner zu gewinnen. Dabei geht es darum, 
Flächen, die bislang für den fl ießenden und ru-
henden motorisierten Verkehr reserviert waren, 
für Aufenthalt, Freizeit und Handel, aber auch 
Gehen und Radfahren umzugestalten. So ist der 
Straßenumbau auch ein gestalterisches Projekt, 
geht es doch darum, den Lebensraum Straße auch 
sinnlich erfahrbar zu machen. In Kassel gelang 
dies etwa dadurch, dass die Straßenbahn stre-
ckenweise innerhalb der Fahrbahn geführt wird. 
In Hamburg ist vorgesehen, die bisherige Tren-
nung der Verkehrsarten in Streckenabschnitten, 
Quartieren und auf Platzfl ächen weitgehend auf-
zuheben, wo dies sinnvoll möglich ist. Und 
schließlich kann so, wie in den Fallbeispielen 
Karlsruhe, Kassel und Hamburg beschrieben, 
durch „autofreie“ bzw. „Auto-arme“ Straßen und 
Quartiere eine besondere Wohnqualität geschaf-
fen werden. 

Es ist möglich, die Aufwertung der Stadtstra-
ßen langfristig anzulegen und im Rahmen der 
turnusmäßigen Erneuerungsmaßnahmen durch-
zuführen. Es wird aber empfohlen, Schwerpunkte, 
die besonders stark vom Autoverkehr belastet 

sind, rasch anzugehen. Kurzfristig kann es sinn-
voll sein, durch einfache, aber effektive Maßnah-
men wie Fahrbahnsperrungen eine ähnliche 
Wirksamkeit zu erreichen. Da städtische Verkehrs-
systeme häufi g viel robuster sind als Berech-
nungen dies zeigen, bieten Sperrungen mit tem-
porärem und experimentellem Charakter eine 
gute Möglichkeit, die Belastbarkeit auszutesten.

Strategie- und Maßnahmenbündel 6: 
Regionale Mobilitätsdienstleister

Um mehr Menschen für die Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel zu gewinnen und das Angebot für 
bisherige Nutzer noch attraktiver zu gestalten, 
sollen aus den bisherigen Verkehrsverbünden 
Mobilitätsdienstleister werden. Ihr wesentlicher 
Auftrag ist, die Mobilitätsansprüche der Kunden 
zu erfüllen. Orientieren sich die ÖPNV-Anbieter 
bisher „weniger am Nutzer von Bussen und Bah-
nen als vielmehr an den Erwartungen und Be-
dürfnissen von Kommunalpolitikern und Ver-
kehrsverwaltungen“ (Blümel 2004), müssen jetzt 
die Wünsche und Bedürfnisse der Kunden das 
Angebot bestimmen. 

Der zentrale Kundenwunsch ist Mobilität: 
Der jeweilige Fahrgast möchte sicher, störungs-
frei, ohne Umweg, entspannt und kostengünstig 
von A nach B kommen. Diese Bedürfnisse müs-
sen die Verbünde mit einem angemessenen An-
gebot beantworten. Dieses Angebot muss nicht 
ein Bus oder eine Bahn sein, sondern kann eben-
so ein Leihfahrrad, ein Car-Sharing-Auto, eine 
Mitfahrgelegenheit oder die sichere Abstellmög-
lichkeit für das eigene Fahrzeug beim Wechsel auf 
einen öffentlichen Verkehrsträger sein. Aber auch 
die Beratung bei der Bündelung von Wegen, beim 
Umzug und beim Finden von Fahrtzielen (etwa 
Einkaufs-, Dienstleistungs- und Freizeitangebo-
ten), die näher sind und daher Wege vermeiden 
helfen, stellen eine solche Mobilitätsdienstlei-
stung dar. (Vgl. Freikamp 2005) Wenn die Kemp-
tener Verkehrsgesellschaft auf ihrer Homepage 
Mitfahrgelegenheiten vermittelt, so entspricht 
das genau diesem Ansatz.

Der ÖPNV bedarf einer Offensive in System-
qualität, Angebotsumfang und Kundennähe ein-
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schließlich Netzdichte. Die Devise „zehn mal 
mehr Bahnhöfe und Haltestellen“ (Monheim 
2008:8) gibt nur einen Teil der Zielrichtung vor, 
zehn mal mehr Informationen und Service sowie 
eine Verringerung der Wegezeiten sind weitere. 
Ein modernisierter ÖPNV verfügt über einen 
dichten und integralen Taktfahrplan, besitzt Vor-
rang gegenüber dem Auto, hat die Haltestellen-
dichte erhöht und hat inzwischen Stadt-, Regio-
nal- und Fernverkehr verbunden (siehe Karlsru-
he). Flexible Bediensysteme in Siedlungsgebieten 
mit geringerer Dichte und zu Schwachlastzeiten 
ergänzen das reguläre Angebot (vgl. entsprechen-
de Pläne in Leipzig) und garantieren durch die 
Verzahnung mit Taxiangeboten auch in der Nacht 
eine sichere Ankunft. Allerdings gilt: Je einfacher 
die Bedienung, je intuitiver die Informations-
übermittlung und je transparenter die Bezahlung, 
desto weniger Aufwand muss mit der Vermittlung 
getrieben werden. Bei der Bezahlung ist auch eine 
Abgaben-Finanzierung und damit kostenlose  
ÖPNV-Nutzung zu überprüfen.

Dabei begrenzt sich die Mobilitätsdienstleis-
tung nicht auf den Personenverkehr. Gerade 
wenn zunehmend weniger Menschen ein eigenes 
Auto besitzen oder Wege nicht mit dem PKW 
 zurücklegen wollen, geht es auch darum, ihnen 
ihre Besorgungen nach Hause zu bringen. Wenn-
gleich in den dichten und durchmischten städti-
schen Quartieren die Notwendigkeit zum Waren-
transport reduziert ist, werden nicht alle Güter in 
jeder Qualität überall verfügbar sein. Die Dienst-
leistung des Gütertransports kann je nach Weg 
und Ware in einer Mitnahmemöglichkeit im 
ÖPNV, in einer Aufbewahrung, einem Bringdienst 
oder einem Car-Sharing-Angebot bestehen. Diese 
Dienstleistung kann ausgeweitet werden auf den 
Transport von Wirtschaftsgütern für Unterneh-
men (bis hin zu technischen Lösungen wie den 
in Dresden eingeführten Cargo-Trams und Güter-
S-Bahnen; Drevitz 2007) oder dem Aufbau eines 
Logistiksystems zur Bündelung von Lieferverkeh-
ren (vgl. Wittenbrink 1995).

Strategie- und Maßnahmenbündel 7: 
Multidimensionale Fahrrad-Partnerschaft

Mit dem folgenden Strategie- und Maßnahmen-
bündel soll es gelingen, den Radverkehr deutlich 
auszuweiten und damit die negativen Auswir-
kungen anderer Verkehrsträger zu begrenzen. 
Denn Fahrräder sind kostengünstig, sauber, leise, 
sicher, im Nah- und Mittelbereich schnell und 
 somit leistungsfähig. Zudem kann ein stärkerer 
Radverkehr auch zu verbesserten Umwelt- und 
Klimabilanzen beitragen. Die aktuellen Entwick-
lungen zeigen, dass ein höherer Radanteil mög-
lich ist. So hat Deutschlands hohe Fahrradver-
fügbarkeit in Verbindung mit dem starken An-
stieg der Mobilitätskosten aktuell zu einer deut-
lichen Zunahme der Radnutzung geführt.

Gleichwohl gilt es weiterhin, Hemmnisse für 
die Fahrradnutzung abzubauen und potenzielle 
Nutzer von diesen Vorzügen zu überzeugen, denn 
das Fahrrad ist auch ein störanfälliges Verkehrs-
mittel: Als einer der schwächsten Verkehrsteil-
nehmer wird der Radfahrer häufi g gefährdet und 
die Nutzung ist stark von Witterungsbedingun-
gen und der persönlichen Befi ndlichkeit abhän-
gig. Deshalb sind die Schaffung komfortabler 
Radwege und -streifen, die Öffnung von Einbahn-
straßen, wettergeschützte Fahrradstellplätze und 
eine bessere Beschilderung notwendig. Gleichzei-
tig sollen gemeinsam mit den ÖPNV-Anbietern 
die Verknüpfung der Verkehrsträger verbessert, 
die Fahrradmitnahme gewährleistet und eine 
„Schlechtwettermonatskarte“ als günstige „Mobi-
litätsgarantie“ eingeführt werden. In Hamburg 
wird derzeit zudem ein attraktives Leihsystem 
eingeführt. Aber auch Unternehmen, Einzelhänd-
ler und Behörden können aktive Partner für das 
Radfahren sein, für ihre Mitarbeiter Stellplätze 
und Umkleideräume bereitstellen und sie zum 
sportlichen Ausgleich vor und nach der Arbeit er-
mutigen. Dienstwege und -transporte können per 
Dienstfahrrad und Radkurier erledigt werden.

Fahrradmitnahme, -aufbewahrung und -ver-
leih sind sicher auch ein Teil einer umfassenden 
Mobilitätsdienstleistung, die von Nahverkehrs-
gesellschaften angeboten werden sollten. Aber 
auch für sich kann es mit diesen Maßnahmen ge-
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lingen, das Fahrrad als ein bedeutendes Ver-
kehrsmittel nicht nur in bestimmten Städten und 
Mi lieus zu etablieren.

Strategie- und Maßnahmenbündel 8: 
Das Auto als öffentliches Verkehrsmittel

Ein zusätzliches Strategie- und Maßnahmenbün-
del weitet die Idee der bestehenden „Nachbar-
schaftsautos“ und Car-Sharing-Initiativen aus 
und lässt sie so zu einem Teil des öffentlichen 
Verkehrs werden.

Bundesweit vier Millionen solcher Leihfahr-
zeuge würden ausreichen, „um die zeitlich, räum-
lich und qualitativ individualisierten Mobilitäts-
bedürfnisse aller Bürger zu bedienen und damit 
die 42 Mio. übrigen Autos entbehrlich zu ma-
chen“ (Monheim 2008:8). Schon weit unter die-
ser Maximallösung entstehen erhebliche volks-
wirtschaftliche und individuelle Kostenvorteile. 
Car-Sharing reduziert die notwendigen Flächen 
für den ruhenden Verkehr und stellt dem Nutzer 
aus einer breiten Palette für jeden Anlass das rich-
tige Fahrzeug zur Verfügung. Den sich daraus 
 ergebenden Markt haben bereits viele erkannt – 
angefangen bei der der ersten deutschen Car- 
Sharing-Initiative „Statt Auto“ in Kassel über die 
Deutsche Bahn bis hin zu einem großen Autover-
mieter –, dennoch ist ein durchgreifender Erfolg 
bislang ausgeblieben. 

Das Ziel eines verstärkten kommunalen En-
gagements wäre es, die kritische Masse an Fahr-
zeugen, Stellplätzen und Nutzern zu erzeugen, 
die das Konzept zu einem marktwirtschaftlichen 
Selbstläufer machen. Dabei geht es zunächst da-
rum, die notwendige Infrastruktur an Stationen, 
Management und Fahrzeugen vorzuhalten. An-
dererseits sind neue Nutzergruppen zu gewinnen. 
Gelingen kann dies etwa durch Integration in 
den städtischen Fuhrpark, direkte Ansprache von 
Unternehmen und Kombinationslösungen mit 
ÖPNV-Zeitkarten. Unterstützt werden die kom-
munalen Lösungen durch eine Veränderung der 
rechtlichen Rahmenbedingungen entsprechend 
der Darstellung im Abschnitt über „Rechte für 
den ‚alternativen‘ Verkehr“.

Strategie- und Maßnahmenbündel 9: 
Stadt-Verkehrs-Entwicklungskonzepte

Damit die zuvor dargestellten städtischen Strate-
gien und Maßnahmen ihre volle Wirkung entfal-
ten können, wird empfohlen, sie in einem über-
greifenden Konzept zusammenzufassen und da-
bei insbesondere die Verknüpfung von Verkehrs- 
und Siedlungsentwicklung zu thematisieren. 
Solche Stadt-Verkehrs-Konzepte sind am besten 
auf stadtregionaler Ebene anzusiedeln. In ihnen 
sollen konkrete, ortsangepasste Maßnahmen un-
ter Berücksichtigung übergeordneter Maßgaben 
entwickelt werden, um eine durchgreifende Ver-
änderung zu ermöglichen. 

Eine erfolgreiche Umsetzung der Leitvor-
stellung eines stadtverträglichen Verkehrs macht 
Einschränkungen insbesondere für den motori-
sierten Individualverkehr unumgänglich. Daher 
sollte ein wesentlicher Bestandteil solcher Kon-
zepte sein, die geplanten Maßnahmen so zu ver-
knüpfen, dass Einschränkungen stets mit einem 
direkten Qualitätsgewinn (z.B. bessere Aufent-
haltsqualität oder Ausbau des ÖPNV) begründet 
werden können. Zudem sollten die Maßnahmen 
mit einer entsprechenden Marketingkampagne 
verbunden werden. Ein gutes Beispiel ist die tag-
genaue Verknüpfung von City-Maut-Erhebung 
und massiver Angebotsausweitung im Busverkehr 
in London.

Unterstützt werden müssen diese verkehr-
lichen Maßnahmen durch eine entsprechende 
Stadtentwicklungsplanung. Siedlungsfl ächener-
weiterungen dürfen nur im Einklang mit dem 
ÖPNV-Netz und in einer urbanen Mindestdichte 
entstehen. Für neue Quartiere sind eine „auto-
freie“ Gestaltung und Mischnutzung zu empfeh-
len, um kurze Wege und Zeiten zu ermöglichen. 
Hingegen sollten bestehende Stadtteile an die Be-
darfe und Ansprüche von Zuzüglern angepasst 
werden, damit die jeweils individuelle Entschei-
dung über einen Wohnstandortwechsel nicht nur 
von haushaltsinternen Ressourcen und Restrik-
tionen abhängig ist, sondern auch von der so-
zialen, physischen und ökologischen Attraktivi-
tät der Stadt. In der Zentrenplanung wird eine 
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Orientierung an den Knotenpunkten des ÖPNV 
empfohlen und sollten Bahnhöfe und sonstige 
Haltestellen durch Kombination mit zusätzlichen 
Nutzungen weiter aufgewertet werden.

Wichtig werden solche Konzepte auch, weil 
der Verkehr – insbesondere der ÖPNV – auf ver-
änderte Rahmenbedingungen reagieren muss. So 
treten regional unterschiedliche Folgen des de-
mografi schen Wandels in Erscheinung und müs-
sen berücksichtigt werden. Die Beschränkung des 

Klimawandels und weiterer Umweltbeeinträchti-
gungen sowie die Verringerung sozialer Benach-
teiligung bedeuten klare Maßgaben auch für den 
Stadtverkehr. Da sie in Einzelmaßnahmen allein 
selten ausgewogen berücksichtigt werden kön-
nen, bietet ein umfassendes Stadt-Verkehrs-Kon-
zept auch hierzu Gelegenheit. Zudem ist es ein 
Anlass, die häufi g veralteten Verkehrsstatistiken 
zu aktualisieren und so ein klareres Bild der städ-
tischen Verkehrsverhältnisse zu gewinnen.
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7. Zusammenfassung /Ausblick

Die vorliegende Studie verdeutlicht, wie durch 
eine Kombination von Stadtentwicklungs- und 
Verkehrspolitik sowohl eine Renaissance der Stadt 
als auch eine Wiederkehr städtischer Mobilität 
gelingen kann. Damit könnten nicht nur die ne-
gativen Folgen des bisherigen Suburbanisierungs-
trends abgemildert werden und auf städtischer 
Ebene eine Trendwende zu einem stärker nach-
haltigen Mobilitätsverhalten gelingen. Vielmehr 
beinhaltet diese Leitvorstellung eine eigenständi-
ge Vorstellung, wie eine urbane Lebensweise und 
Nahmobilität in Zukunft aussehen sollte und da-
durch die Lebensqualität in den Städten erhöht 
werden kann.

Der erste Ausgangspunkt für diese Leitvor-
stellung besteht in ersten Anzeichen einer Reur-
banisierung. Die vielfältigen Berichte über eine 
verstärkte Nachfrage nach städtischem Wohn-
raum lassen sich jedoch bislang nur in wenigen 
Fällen statistisch belegen. Dennoch ist allein die 
allgemein anerkannte Abschwächung der jahr-
zehntelang dominierenden Suburbanisierung be-
merkenswert, da die Suburbanisierung zu ökolo-
gischen, wirtschaftlichen und sozialen Problemen 
geführt hat – nicht zuletzt durch den gestiegenen 
Verkehrsbedarf. Unabhängig von statistischen 
Be legen bestehen „erlebbare“ Anzeichen einer 
Renaissance der Städte, so etwa entsprechende 
Entwicklungstendenzen innerhalb der städti-
schen Leitfunktionen Einzelhandel, Bürodienst-
leistungen und Kultur bzw. Freizeit. Dies ist nicht 
nur auf die gestiegene Wertschätzung bestimmter 
Bevölkerungsgruppen zurückzuführen, sondern 
auch darauf, dass Städte für bestimmte Branchen 
Produktionsvorteile bieten.

Der zweite Ausgangspunkt ist der nicht nach-
haltige Trend einer kontinuierlichen Zunahme 
des motorisierten Individualverkehrs, durch den 
die Belastungen für Mensch und Umwelt bestän-
dig gestiegen sind. Die Verkehrspolitik hat diese 
Entwicklung über lange Zeit unterstützt und bis 

heute konnten sich Ansätze einer „alternativen“ 
Verkehrspolitik nicht fl ächendeckend durchset-
zen und blieben zumeist Experimente. Die „Ver-
kehrswende“ bleibt somit eine zentrale Heraus-
forderung unserer Zeit: Fuß- und Radverkehr, 
aber auch öffentliche Verkehrsmittel sollen wie-
der die wichtigsten städtischen Verkehrsträger 
werden. Sie sind umwelt- und sozialverträglicher 
und ermöglichen sowohl ein effi zientes, leis-
tungsstarkes Verkehrssystem als auch eine verbes-
serte Integration des Verkehrs in die Stadtstruk-
tur. Dem steht neben einer fehlenden politischen 
Rahmensetzung auch der bisherige Suburbani-
sierungstrend entgegen, denn es besteht eine ein-
deutige Abhängigkeit zwischen dem Verkehrs-
verhalten und dem Wohnstandort. 

Innerhalb dieser Studie wird daher davon 
ausgegangen, dass Reurbanisierung und „Ver-
kehrswende“ sich gegenseitig bedingen und ver-
stärken. Sie können somit nur in Kombination 
gelingen. Die Verwandlung der Stadt in einen ef-
fi zienten, anpassungsfähigen und angenehmen 
Lebensraum wird erst durch eine städtische Mo-
bilität ermöglicht und umgekehrt ein sozial- und 
umweltgerechter Verkehr erst innerhalb einer 
„Stadt der kurzen Wege“ realisierbar. Bestehende 
Reurbanisierungstendenzen können so verstärkt 
und verstetigt werden und die Ansätze einer „al-
ternativen“ Verkehrspolitik die notwendige Aner-
kennung erhalten.

Für die Verwirklichung einer Renaissance 
städtischer Mobilität und Lebensqualität besteht 
nicht nur eine besondere Dringlichkeit, sondern 
auch eine reelle Chance: Die Wohnstandortpräfe-
renzen der Bevölkerung haben sich deutlich in 
Richtung städtischer Lagen und Qualitäten ver-
ändert, gestiegene Mobilitätskosten haben die er-
höhten Kosten suburbanen Wohnens für den 
Einzelnen spürbar gemacht und durch den de-
mografi schen Wandel verringert sich die Nach-
frage nach Ein familienhäusern „im Grünen“. Die 
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zum Teil diskutierten Gefahren einer Reurbani-
sierung für den sozialen Zusammenhalt in den 
Städten und zwischen Stadt und Land erscheinen 
hingegen nicht größer als die ähnliche Proble-
matik des Suburbanisierungstrends.

Städte können an vielen Punkten eigenstän-
dig die Zielsetzung einer Renaissance von städti-
scher Mobilität und Lebensqualität umsetzen. So 
haben etwa die „wachsende Stadt“ Hamburg, 
aber auch Kassel erhebliche Anstrengungen un-
ternommen, innerstädtischen Wohnraum zu 
schaffen, während Kempten und Leipzig zunächst 
bestehende Ausweisungen am Stadtrand redu-
ziert haben. Karlsruhe und Kassel haben ihren 
ÖPNV nicht nur ausgebaut, sondern auch in die 
Region erweitert. An allen sechs Fallbeispielen 
wurde gezeigt, welche Bedeutung der Einzelhan-
del und weitere Zentrumsfunktionen für die 
 städtische Renaissance haben, besonders augen-
fällig wird dies an den beiden kleinsten Städten 
Bautzen und Kempten. Gleichzeitig zeigen alle 
untersuchten Städte auch, wie weit Verkehrs- und 
Stadtentwicklung noch von der beschriebenen 
Leitvorstellung entfernt sind. In Kassel blieben 
viele innovative Ansätze Experiment, in Bautzen 
dominiert der Durchgangsverkehr die städtische 
Mobilität und in Hamburg wachsen die subur-
banen Siedlungen weiterhin schneller als ihre 
ÖPNV-Anbindung und die städtischen Quartiere.

Als Empfehlungen für die politischen Ent-
scheidungsträger wurden neun Strategie- und 
Maßnahmenbündel dargestellt, vier für Bund 
und Länder sowie fünf für die Kommunen. Diese 
Empfehlungen stellen beispielhafte Konkretisie-
rungen des zunächst allgemein beschriebenen 
Politikziels dar. Wenngleich sie den jeweiligen 
politischen Ebenen zugeordnet sind, zeigen sie 
auch, dass die Zielsetzung einer Gemeinschafts-
aufgabe bedarf.

So dürfen Bund und Länder den Stadtverkehr 
nicht länger ignorieren. Eine nationale Stadtver-
kehrspolitik soll ihr klares Bekenntnis zur Renais-
sance städtischer Mobilität und Lebensqualität 

zusammenfassen. Dies bedeutet Anleitung und 
Anreiz für die Städte, ist aber auch ein Bindeglied 
zwischen Bundesverkehrswegeplanung und Na-
tionaler Stadtentwicklungsstrategie. Mit einem 
„Verbund der Verbünde“ soll die in vielen Re-
gionen erfolgreiche Harmonisierung des ÖPNV 
ihre bundesweite Fortsetzung fi nden. Durch ei-
nen koordinierten Fördermitteleinsatz können 
Synergien erzeugt und kontraproduktive Maß-
nahmen verhindert werden. Schließlich sollen 
dem „alternativen“ Verkehr mehr Rechte einge-
räumt werden: Einerseits soll die Benachteiligung 
des „Umweltverbundes“ in Gesetzen und Verord-
nungen beendet und andererseits Sonderrechte 
etwa für Car-Sharing-Parkplätze geschaffen wer-
den.

Auf städtischer Ebene wird ein Stadtstraßen-
Programm empfohlen, das durch die Bündelung 
verschiedener Maßnahmen lebenswerte Stadträu-
me schafft. Die bestehenden Verkehrsverbünde 
sollen von ÖPNV-Anbietern zu regionalen Mobi-
litätsdienstleistern werden. Innerhalb einer multi-
dimensionalen Fahrrad-Partnerschaft muss nicht 
nur für eine verstärkte Fahrradnutzung gewor-
ben, sondern auch die dafür nötige Infrastruktur 
in der Stadt, im ÖPNV und bei Unternehmen ver-
bessert werden. Durch eine starke Ausweitung be-
stehender Car-Sharing-Initiativen soll das Auto 
ein öffentliches Verkehrsmittel werden. Schließ-
lich wird empfohlen, die verschiedenen Vor-
haben in Stadt-Verkehrs-Entwicklungskonzepten 
zu sammen zu fassen und so eine konsistente  Basis 
für die umfassenden Veränderungen zu schaffen.

Innerhalb der Studie wird deutlich, dass die 
wesentlichen Voraussetzungen für die Umset-
zung des beschriebenen Politikansatzes längst be-
stehen: Die notwendigen Techniken sind erprobt, 
in vielen lokalen Experimenten wurden ähnliche 
Ansätze versucht und daraus umfassende Kennt-
nisse für eine fl ächendeckende Umsetzung ge-
wonnen. Nun bedarf es zunächst eines klaren 
 politischen Bekenntnisses für eine Renaissance 
städtischer Mobilität und Lebensqualität.
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